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775. Bundesgesetz: 31. Novelle zum Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz
(NR: GP XIII RV 1286 AB 1354 S. 121. BR: AB 1255 S. 336.)

7 7 6 . Bundesgesetz: 23. Novelle zum Gewerblichen Selbständigen-Pensionsversicherungsgesetz
(NR: GP XIII RV 1287 AB 1355 S. 121. BR: 1238 AB 1256 S. 336.)

7 7 7 . Bundesgesetz: 4. Novelle zum Bauern-Pensionsversicherungsgesetz
(NR: GP XIII RV 1288 AB 1356 S. 121. BR: AB 1257 S. 336.)

7 7 8 . Bundesgesetz: 8. Novelle zum Bauern-Krankenversicherungsgesetz
(NR: GP XIII RV 1289 AB 1357 S. 121. BR: AB 1258 S. 336.)

7 7 9 . Bundesgesetz: 4. Novelle zum GSKVG 1971
(NR: GP XIII RV 1290 AB 1358 S. 121. BR: AB 1259 S. 336.)

7 8 0 . Bundesgesetz: 5. Novelle zum Beamten-Kranken- und Unfallversicherungsgesetz
(NR: GP XIII RV 1291 AB 1359 S. 121. BR: AB 1260 S. 336.)

781. Bundesgesetz: Novelle zum Notarversicherungsgesetz 1972
(NR: GP XIII RV 1292 AB 1360 S. 121. BR: AB 1261 S. 336.)

7 8 2 . Bundesgesetz: 2. Landarbeitsgesetz-Novelle 1974
(NR: GP XIII RV 1327 AB 1353 S. 121. BR: 1239 AB 1262 S. 336.)

7 7 5 . Bundesgesetz vom 28. November 1974,
mit dem das Allgemeine Sozialversicherungs-
gesetz geändert wird (31. Novelle zum All-

gemeinen Sozialversicherungsgesetz)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz,
BGBl. Nr. 189/1955, in der Fassung der Bundes-
gesetze BGBl. Nr. 266/1956, BGBl. Nr. 171/
1957, BGBl. Nr. 294/1957, BGBl. Nr. 157/1958,
BGBl. Nr. 293/1958, BGBl. Nr. 65/1959, BGBl.
Nr. 290/1959, BGBl. Nr. 87/1960, BGBl. Nr.
168/1960, BGBl. Nr. 294/1960, BGBl. 13/1962,
BGBl. Nr. 85/1963, BGBl. Nr. 184/1963, BGBl.
Nr. 253/1963, BGBl. Nr. 320/1963, BGBl. Nr.
301/1964, BGBl. Nr. 81/1965, BGBl. Nr. 96/
1965, BGBl. Nr. 220/1965, BGBl. Nr. 309/1965,
BGBl. Nr. 168/1966, BGBl. Nr. 67/1967, BGBl.
Nr. 201/1967, BGBl. Nr. 6/1968, BGBl. Nr. 282/
1968, BGBl. Nr. 17/1969, BGBl. Nr. 446/1969,
BGBl. Nr. 385/1970, BGBl. Nr. 373/1971, BGBl.
Nr. 473/1971, BGBl. Nr. 162/1972, BGBl. Nr.
31/1973 und BGBl. Nr. 23/1974 wird geändert
wie folgt:

1. § 2 Abs. 2 Z. 10 hat zu lauten:

„10. Krankenversicherung der Bezieher von
Sonderunterstützung nach dem Bundesgesetz
über die Gewährung einer Sonderunterstützung
an Personen, die in bestimmten, von Betriebs-

einschränkung oder Betriebsstillegung betroffenen
Betrieben beschäftigt waren (Sonderunterstüt-
zungsgesetz),"

2. § 3 Abs. 2 lit. a hat zu lauten:
„a) Dienstnehmer, die dem fahrenden Personal

einer dem internationalen Verkehr auf
Flüssen oder Seen dienenden Schiffahrts-
unternehmung angehören, wenn sie ihren
Wohnsitz im Inland haben oder — ohne
im Ausland einen Wohnsitz zu haben —
auf dem Schiffe, auf dem sie beschäftigt
sind, wohnen und die Schiffahrtsunter-
nehmung im Inland ihren Sitz oder eine
Zweigniederlassung hat, ferner Dienst-
nehmer österreichischer Staatsangehörig-
keit, die der Besatzung eines die österrei-
chische Flagge führenden Seeschiffes ange-
hören;".

2 a. Im § 5 Abs. 2 ist der Betrag von 70 S durch
den Betrag von 80 S, der Betrag von 210 S durch
den Betrag von 240 S und der Betrag von 910 S
durch den Betrag von 1040 S zu ersetzen.

3. a) Im § 8 Abs. 1 Z. 3 lit. b ist der Aus-
druck „Wahl- und Stiefeltern;" durch den
Ausdruck „Wahl-, Stief- und Schwiegereltern;"
zu ersetzen.

b) Dem § 8 Abs. 1 Z. 4 ist als lit. d anzufügen:

„d) Zivildienstleistende im Sinne des Zivil-
dienstgesetzes, BGBl. Nr. 187/1974."
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c) Dem § 8 sind ein Abs. 4 und ein Abs. 5
mit folgendem Wortlaut anzufügen:

„(4) Eine Pflichtversicherung nach Abs. 1 Z. 3
lit. b besteht nur, wenn es sich um einen land-
(forst)wirtschaftlichen Betrieb handelt, dessen
Einheitswert den Betrag von 2000 S erreicht
oder übersteigt oder für den ein Einheitswert aus
anderen als den Gründen des § 25 Abs. 1 Z. 1 des
Bewertungsgesetzes nicht festgestellt wird.
Handelt es sich um einen land(forst)wirtschaft-
lichen Betrieb, dessen Einheitswert den Betrag
von 2000 S nicht erreicht, so besteht die Pflicht-
versicherung für die betreffenden Personen,
vorausgesetzt, daß sie aus dem Ertrag des
Betriebes überwiegend ihren Lebensunterhalt
bestreiten. Der Ermittlung des Einheitswertes ist
zugrunde zu legen:

a) bei Verpachtung einer land(forst)wirt-
schaftlichen Fläche ein um den anteils-
mäßigen Ertragswert der verpachteten
Fläche verminderter Einheitswert;

b) bei Zupachtung einer land(forst)wirtschaft-
lichen Fläche ein um zwei Drittel des an-
teilsmäßigen Ertragswertes der gepachteten
Flächen erhöhter Einheitswert.

Änderungen des Einheitswertes nach lit. a und b
sowie durch sonstige Flächenänderungen wer-
den mit dem ersten Tag des Kalendermonates
wirksam, der der Änderung folgt. Sonstige
Änderungen des Einheitswertes werden mit dem
ersten Tag des Kalendervierteljahres wirksam,
das der Zustellung des Bescheides der Finanz-
behörde erster Instanz folgt.

(5) Die im Zeitpunkt des Todes eines im
Abs. 1 Z. 3 lit. b genannten Betriebsführers
in der Unfallversicherung pflichtversicherten
Angehörigen gelten für die Dauer des Verlassen-
schaftsverfahrens weiter als nach dieser Bestim-
mung pflichtversichert."

4. Im § 11 Abs. 3 lit. c ist der Ausdruck
"§§ 7, 17, 20 oder 22 des Epidemiegesetzes 1950,
BGBl. Nr. 186," durch den Ausdruck „§§ 7,
11, 17, 20, 22 oder 24 des Epidemiegesetzes 1950,
BGBl. Nr. 186," zu ersetzen.

5. Im § 16 Abs. 1 lit. a ist der Ausdruck
„Sonderheilanstalt" durch den Ausdruck
„Sonderkrankenanstalt" zu ersetzen.

6. § 17 Abs. 4 hat zu lauten:

„(4) Die im Abs. 1 genannten Zeiträume, in
denen mindestens sechs bzw. zwölf Versiche-
rungsmonate erworben sein müssen, der im
Abs. 2 genannte Zeitraum von 60 Monaten und
die im Abs. 3 genannte Frist von sechs Monaten
verlängern sich

a) um neutrale Zeiten im Sinne des § 234,

b) um Zeiten nach § 227 Z. 3 bis 6,

c) um die Dauer eines Pensionsfeststellungs-
verfahrens bis zur Zustellung des Feststel-
lungsbescheides bzw. bis zur rechtskräftigen
Entscheidung im Leistungsstreitverfahren,

d) um Zeiten des ordentlichen oder außer-
ordentlichen Präsenzdienstes auf Grund
der Bestimmungen des Wehrgesetzes, BGBl.
Nr. 181/1955,

e) um Zeiten des ordentlichen oder außer-
ordentlichen Zivildienstes auf Grund der
Bestimmungen des Zivildienstgesetzes,
BGBl. Nr. 187/1974."

7. a) Im § 18 Abs. 1 Z. 5 sind nach den
Worten „inskribiert sind" die Worte „bzw. sich
nachweislich im Prüfungsstadium befinden," ein-
zufügen.

b) § 18 Abs. 6 lit. c hat zu lauten:

„c) bei den im Abs. 1 Z. 5 genannten Personen
das Ende der Selbstversicherung spätestens
mit dem Ablauf des dritten Kalender-
monates nach dem Ende des Studien-
(Schul)jahres (§19 des Allgemeinen Hoch-
schul-Studiengesetzes bzw. §§ 2 und 5 des
Schulzeitgesetzes), in dem der Hörer letzt-
malig inskribiert war bzw. einen Lehrgang
oder Kurs der Diplomatischen Akademie
besucht hat bzw. nach dem Verstreichen
des letzten Prüfungstermines, eintritt."

8. § 31 Abs. 6 hat zu lauten:

„(6) Der Zustimmung des Hauptverbandes
bedürfen Beschlüsse der Verwaltungskörper der
Versicherungsträger

a) über die Errichtung oder Erweiterung von
Gebäuden, die Zwecken der Verwaltung,
der Krankenbehandlung bzw. der Uhfall-
heilbehandlung oder dem Heilverfahren
oder der erweiterten oder vorbeugenden
Heilfürsorge dienen sollen und über die
Errichtung oder Erweiterung von der-
artigen Zwecken dienenden Einrichtungen
in fremden Gebäuden;

b) über die Erstellung von Dienstpostenplänen
(§ 460 Abs. 1), soweit sich diese auf fol-
gende Gehaltsgruppen der Dienstordnung A
für die Angestellten bei den Sozialver-
sicherungsträgern Österreichs (DO. A) er-
strecken:

Gehaltsgruppe F — Höherer Dienst,
Gehaltsgruppe G — Leitender Dienst."

9. a) Im § 36 Abs. 1 ist der Punkt am Schluß
der Z. 4 durch einen Strichpunkt zu ersetzen; als
Z. 5 ist anzufügen:

„5. für die pflichtversicherten Zivildienstlei-
stenden(§ 8 Abs. 1 Z. 4 lit. d) dem Bundesmini-
sterium für Inneres."
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b) Im § 36 Abs. 3 zweiter Satz ist der Aus-
druck „§ 8 Abs. 1 Z. 4" durch den Ausdruck
„§ 8 Abs. 1 Z. 4 lit., a bis c" zu ersetzen.

10. § 44 Abs. 6 lit. a hat zu lauten:

„a) bei Pflichtversicherten nach § 4 Abs. 1 Z. 8
und nach § 8 Abs. 1 Z. 4 lit. d der Betrag
von 192 S;".

11. a) Im § 49 Abs. 3 Z. 11 ist der Ausdruck
„an die Gesamtheit oder die Mehrzahl der
Dienstnehmer" durch den Ausdruck „an alle
Dienstnehmer oder bestimmte Gruppen seiner
Dienstnehmer" zu ersetzen.

b) § 49 Abs. 3 Z. 16 hat zu lauten:

„16. die Benützung von Einrichtungen und
Anlagen, die der Dienstgeber allen Dienstneh-
mern oder bestimmten Gruppen seiner Dienst-
nehmer zur Verfügung stellt (zum Beispiel von
Erholungs- und Kurheimen, Kindergärten,
Betriebsbibliotheken, Sportanlagen);".

c) § 49 Abs. 3 Z. 18 hat zu lauten:

„18. Aufwendungen des Dienstgebers für die
Zukunftsicherung seiner Dienstnehmer, soweit
diese Aufwendungen für alle Dienstnehmer oder
bestimmte Gruppen seiner Dienstnehmer getä-
tigt werden oder dem Betriebsratsfonds zufließen
und für den einzelnen Dienstnehmer 4000 S
jährlich nicht übersteigen;".

d) § 49 Abs. 3 Z. 21 hat zu lauten:

„21. in dem an freigestellte Mitglieder des
Betriebsrates sowie an Dienstnehmer im Krank-
heitsfalle fortgezahlten Entgelt enthaltene Zu-
lagen, Zuschläge und Entschädigungen, die nach
den Z. 1 bis 20 nicht als Entgelt gelten;"

e) § 49 Abs. 3 Z. 22 hat zu lauten:

„22. das Teilentgelt, das Lehrlingen vom Lehr-
herrn nach § 17 a des Berufsausbildungsgesetzes,
BGBl. Nr. 142/1969, in der Fassung des Art. IV
Z. 2 des Entgeltfortzahlungsgesetzes, BGBl.
Nr. 399/1974, zu leisten ist;".

12. a) § 51 Abs. 1 Z. 1 hat zu lauten:

„1. in der Krankenversicherung
a) für Dienstnehmer, deren Beschäf-

tigungsverhältnis durch das An-
gestelltengesetz, BGBl. Nr. 292/
1921, Gutsangestelltengesetz,
BGBl. Nr. 538/1923, Journalisten-
gesetz, StGBl. Nr. 88/1920, oder
Schauspielergesetz, BGBl. Nr. 441/
1922, geregelt ist oder die gemäß
§ 14 Abs. 1 Z. 2 oder Abs. 4
zur Penstonsversicherung der
Angestellten gehören sowie für
Versicherte gemäß § 4 Abs. 1 Z. 5 5 v. H.

b) für Dienstnehmer, die unter den
Geltungsbereich des Entgeltfort-
zahlungsgesetzes fallen, für
Dienstnehmer, die gemäß § 1
Abs. 3 des Entgeltfortzahlungs-
gesetzes davon ausgenommen sind
und zur Pensionsversicherung der
Arbeiter gehören, sowie für alle
Vollversicherten, auf die Art. II,
III oder IV des Entgeltfortzah-
lungsgesetzes anzuwenden ist, für
die Zeit vom Beginn des Beitrags-
zeitraumes Jänner 1975 bis zum
Ende des Beitragszeitraumes
Dezember 1976 63 v. H.

ab Beginn des Beitragszeitraumes
Jänner 1977 6'0 v .H.

c) für Dienstnehmer, deren Beschäfti-
gungsverhältnis dem Landarbeits-
gesetz, BGBl. Nr. 140/1948, unter-
liegt 6'0 v. H.

d) für die übrigen Vollversicherten . 7'5 v. H.
der allgemeinen Beitragsgrundlage;".

b) § 51 Abs. 3 Z. 3 hat zu lauten:
a) in der Pensionsversicherung der

Arbeiter auf den Versicherten und
dessen Dienstgeber je 8'75 v. H.

c) § 51 Abs. 6 wird aufgehoben.

13. a) Der bisherige § 52 erhält die Absatz-
bezeichnung „(1)". In diesem Abs. hat der dritte
Satz zu lauten:

„In der Kranken- und Unfallversicherung der
bildenden Künstler, der Pflichtmitglieder der
Tierärztekammern sowie der Mitglieder der
Österreichischen Dentistenkammer (§ 8 Abs. 1
Z. 4 lit. a bis c) sind die Beiträge mit dem
im § 51 Abs. 1 Z. 1 lit. a genannten Hundert-
satz der für sie in Betracht kommenden Beitrags-
grundlage zu bemessen; diese Beiträge sind zur
Gänze vom Versicherten zu tragen."

b) Dem § 52 ist als Abs. 2 anzufügen:
„(2) Für Teilversicherte nach § 8 Abs. 1 Z. 4

lit. d sind die Beiträge mit dem gleichen Hundert-
satz der Beitragsgrundlage (§ 44 Abs. 6 lit. a)
zu bemessen, wie er im § 51 Abs. 1 Z. 1 lit. d
bzw. Z. 2 lit. b festgesetzt ist; diese Beiträge
sind zur Gänze vom Bund zu tragen."

14. Im § 59 Abs. 1 erster Satz ist der Ausdruck
„75 v. H." durch den Ausdruck „85 v. H."
zu ersetzen.

15. Im § 63 Abs. 2 ist der Ausdruck „7'5 v. H."
durch den Ausdruck „8'5 v. H." zu ersetzen.

16. a) § 72 Abs. 2 hat zu lauten:
„(2) Die gemäß § 8 Abs. 1 Z. 3 lit. b teil-

versicherten Betriebsführer sind für Zwecke der
Bemessung des Betriebsbeitrages in die Ver-
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sicherungsklasse einzureihen, in die sie auf
Grund des § 12 des Bauern-Pensionsversiche-
rungsgesetzes eingereiht sind oder einzureihen
wären, wenn sie der Pflichtversicherung gemäß
§ 2 Abs. 1 Z. 1 des Bauern-Pensionsversicherungs-
gesetzes unterlägen; § 12 Abs. 5 lit. b und e
zweiter Halbsatz des Bauern-Pensionsversiche-
rungsgesetzes sind hiebei jedoch nicht anzu-
wenden. Hinsichtlich der demnach in die Ver-
sicherungsklasse I einzureihenden Betriebe gilt
folgende Unterteilung:

Versicherungsklasse I a für Betriebe bis zu einem
Einheitswert von 15.000 S,

Versicherungsklasse I b für Betriebe mit einem
Einheitswert von mehr als 15.000 S bis zu
35.000 S.

Die Betriebsführer haben den ihrer Versiche-
rungsklasse entsprechenden Betriebsbeitrag zu
leisten. Wenn mehrere Personen ein und den-
selben land(forst)wirtschaftlichen Betrieb auf
gemeinsame Rechnung und Gefahr führen, ist
der Betriebsbeitrag nur von einer Person zu
leisten, jedoch haften alle Beteiligten für den
Betriebsbeitrag zur ungeteilten Hand. Der
Betriebsbeitrag beträgt monatlich in der Ver-
sicherungsklasse

An die Stelle dieser Beträge treten ab 1. Jänner
eines jeden Jahres die unter Bedachtnahme auf
§ 108 i mit der jeweiligen Richtzahl (§ 108 a
Abs. 1) vervielfachten Beträge;".

b) § 72 Abs. 7 erster Satz hat zu lauten:
„Für gemäß § 8 Abs. 1 Z. 3 lit. b teilversicherte
Betriebsführer, für die hinsichtlich einer diese Un-
fallversicherung begründenden Tätigkeit weder
ein Betriebsbeitrag nach Abs. 1 lit. a noch ein
Beitrag nach den §§ 51 oder 74 ermittelt werden

kann, und für Personen, deren land(forst)wirt-
schaftliche Tätigkeit in der Ausübung der sich
aus einer Jagd- oder Fischereipachtung ergeben-
den Berechtigung besteht, sind Beiträge zu ent-
richten, die zur Gänze vom Inhaber (von den
Inhabern) des Betriebes zu tragen sind."

16 a. § 76 Abs. 2 zweiter Satz hat zu lauten:
An Stelle des Betrages von 70 S tritt ab 1. Jänner
eines jeden Jahres, erstmalig ab 1. Jänner 1975,
der Tageswert der Lohnstufe (§ 46 Abs. 4), in
die der gemäß § 76 a Abs. 3 genannte, jeweils
geltende Betrag fällt.

17. § 77 Abs. 5 zweiter Satz wird aufgehoben.

18. a) § 88 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Ein Anspruch auf Geldleistungen aus dem
betreffenden Versicherungsfall steht nicht zu

1. Versicherten, die den Versicherungsfall durch
Selbstbeschädigung vorsätzlich herbeigeführt
haben,

2. Personen, die den Versicherungsfall durch
die Verübung einer mit Vorsatz begangenen
gerichtlich strafbaren Handlung veranlaßt haben,
derentwegen sie zu einer mehr als einjährigen
Freiheitsstrafe rechtskräftig verurteilt worden
sind."

b) § 88 Abs. 2 Einleitung hat zu lauten:
„In den Fällen des Abs. 1 gebühren den im
Inland wohnenden bedürftigen Angehörigen des
Versicherten, wenn ihr Unterhalt mangels ander-
weitiger Versorgung vorwiegend von diesem
bestritten worden ist und nicht ihre Mitschuld
oder Teilnahme an den im Abs. 1 bezeichneten
Handlungen — im Falle der Z. 2 durch rechts-
kräftiges Strafurteil — festgestellt ist,".

19. § 89 Abs. 1 Z. 1 hat zu lauten:

„1. eine Freiheitsstrafe verbüßt oder in den
Fällen der §§ 21 Abs. 2, 22 und 23 des Straf-
gesetzbuches in einer der dort genannten An-
stalten oder in einer Bundesanstalt für Erzie-
hungsbedürftige (§ 4 des Jugendgerichtsgesetzes
1961) angehalten wird;".

20. Im § 94 Abs. 4 ist der Ausdruck „Sonder-
heilanstalt" durch den Ausdruck „Sonderkran-
kenanstalt" zu ersetzen.

21. Dem § 107 Abs. 1 wird folgender Satz
angefügt:

„Geldleistungen sind ferner zurückzufordern,
wenn und soweit sich wegen eines nachträglich
festgestellten Anspruches auf Weiterleistung der
Geld- und Sachbezüge herausstellt, daß sie zu
Unrecht erbracht wurden."

22. Dem § 108 h Abs. 1 ist folgender Satz
anzufügen:
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„Lit. b ist nicht anzuwenden, wenn der Stich-
tag für die Pension des Verstorbenen gleichfalls
am 1. Jänner dieses Jahres liegt."

23. § 114 hat zu lauten:

„ V e r s t ö ß e g e g e n d i e V o r s c h r i f t e n
ü b e r d i e E i n b e h a l t u n g u n d E i n -
z a h l u n g d e r B e i t r ä g e e i n e s D i e n s t -

n e h m e r s d u r c h d e n D i e n s t g e b e r

§ 114. Ein Dienstgeber, der Beiträge eines
Dienstnehmers zur Sozialversicherung einbehal-
ten oder von ihm übernommen und dem berech-
tigten Versicherungsträger vorenthalten hat, ist
vom Gericht mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jah-
ren zu bestrafen; neben der Freiheitsstrafe kann
eine Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen verhängt
werden."

24. § 115 wird aufgehoben.

25. § 120 Abs. 1 Z. 3 hat zu lauten:

„3. im Versicherungsfall der Mutterschaft mit
dem Beginn der achten Woche vor der voraus-
sichtlichen Entbindung; wenn aber die Entbin-
dung vor diesem Zeitpunkt erfolgt, mit der Ent-
bindung; ist der Tag der voraussichtlichen Ent-
bindung nicht festgestellt worden, mit dem Be-
ginn der achten Woche vor der Entbindung;"

26. Im § 121 Abs. 4 Z. 3 ist der Ausdruck
„Sonderheilanstalt" durch den Ausdruck „Son-
derkrankenanstalt" zu ersetzen.

27. a) Im § 122 Abs. 2 Z. 1 ist der Ausdruck
„Sonderheilanstalt" durch den Ausdruck „Son-
derkrankenanstalt" zu ersetzen.

b) § 122 Abs. 2 Z. 2 dritter Satz hat zu lauten:
„Die Frist von drei Wochen verlängert sich um
die Dauer eines auf Grund der Bestimmungen
des Wehrgesetzes zu leistenden ordentlichen oder
außerordentlichen Präsenzdienstes bzw. eines auf
Grund der Bestimmungen des Zivildienstgesetzes
zu leistenden ordentlichen oder außerordentlichen
Zivildienstes."

c) Im § 122 Abs. 4 dritter und letzter Satz ist
der Ausdruck „nach Abs. 2 Z. 2 und Z. 3 sowie
nach Abs. 3" durch den Ausdruck „nach Abs. 2
Z. 2 sowie nach Abs. 3" zu ersetzen.

28. § 123 Abs. 4 Z. 1 zweiter Satz hat zu
lauten:

„Ist die Schul- oder Berufsausbildung durch die
Erfüllung der Wehrpflicht, der Zivildienstpflicht,
durch Krankheit oder ein anderes unüberwind-
bares Hindernis verzögert worden, so gelten sie
als Angehörige über das 26. Lebensjahr hinaus
für einen der Dauer der Behinderung angemes-
senen Zeitraum;".

28 a. Dem § 132 b ist ein Abs. 5 mit folgendem
Wortlaut anzufügen:

„(5) Die im Zusammenhang mit den Gesunden-
untersuchungen entstehenden Fahrtkosten sind
nach Maßgabe der Bestimmungen des § 135
Abs. 4 zu ersetzen."

29. Dem § 137 ist als Abs. 5 anzufügen:

„(5) Für die Übernahme von Reise(Fahrt)- bzw.
Transportkosten, die im Zusammenhang mit der
körpergerechten Anpassung von Heilbehelfen er-
wachsen, gilt § 135 Abs. 4 und 5 entsprechend."

30. a) Im § 138 Abs. 2 lit. f ist der Ausdruck
„§ 8 Abs. 1 Z. 4" durch den Ausdruck „§ 8
Abs. 1 Z. 4 lit. b und c" zu ersetzen.

b) Im § 138 Abs. 2 ist der Punkt am Schluß
der lit. f durch einen Strichpunkt zu ersetzen;
als lit. g ist anzufügen:
„g) die gemäß § 8 Abs. 1 Z. 4 lit. d pflicht-

versicherten Zivildienstleistenden."

31. a) Im § 143 Abs. 1 Z. 2 ist der Ausdruck
„Sonderheilanstalt" durch den Ausdruck „Son-
derkrankenanstalt" zu ersetzen.

b) § 143 Abs. 5 lit. a und b haben zu lauten:
„a) während des Bezuges des Teilentgeltes, das

Lehrlingen vom Lehrherrn nach § 17 a des
Berufsausbildungsgesetzes, BGBl. Nr. 142/
1969, in der Fassung des Art. IV Z. 2 des
Entgeltfortzahlungsgesetzes, BGBl. Nr. 399/
1974, zu leisten ist,

b) während des Bezuges des bei Dienstver-
hinderung gebührenden Entgeltes aus dem
Dienstverhältnis eines Hausbesorgers im
Sinne des § 14 Abs. 3 des Hausbesorger-
gesetzes."

32. § 144 Abs. 4 hat zu lauten:

„(4) Als Anstaltspflege gilt nicht die Unter-
bringung in einem Heim für Genesende, die
ärztlicher Behandlung und besonderer Wartung
bedürfen (§ 2 Abs. 1 Z. 3 Krankenanstalten-
gesetz, BGBl. Nr. 1/1957), in einer Pflegeanstalt
für chronisch Kranke, die ärztlicher Betreuung
und besonderer Pflege bedürfen (§ 2 Abs. 1 Z. 4
Krankenanstaltengesetz, BGBl. Nr. 1/1957) oder
in einer Sonderkrankenanstalt, die vorwiegend
der Rehabilitation von Versicherten dient."

33. § 148 Z. 2 zweiter Satz hat zu lauten:

„Ab dem Beginn der fünften Woche ununter-
brochener Anstaltspflege — bei einer aus dem
Versicherungsfall der Mutterschaft gewährten
Anstaltspflege bereits ab deren Beginn — hat
der Versicherungsträger auch für Angehörige des
Versicherten die Verpflegskostenersätze zur
Gänze zu entrichten."
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34. Der bisherige § 154 erhält die Absatz-
bezeichnung „(1)". Als Abs. 2 ist anzufügen:

„(2) Für die Übernahme von Reise(Fahrt)-
bzw. Transportkosten, die im Zusammenhang
mit der körpergerechten Anpassung von Hilfs-
mitteln erwachsen, gilt § 135 Abs. 4 und 5 ent-
sprechend."

35. Im § 155 Abs. 1 Z. 4 ist der Ausdruck
„Sonderheilanstalten" durch den Ausdruck „Son-
derkrankenanstalten" zu ersetzen.

36. a) Im § 162 Abs. 1 sind der erste und
zweite Satz durch folgende Sätze zu ersetzen:

„Weiblichen Versicherten gebührt für die letzten
acht Wochen vor der voraussichtlichen Entbin-
dung, für den Tag der Entbindung und für die
ersten acht Wochen nach der Entbindung ein
tägliches Wochengeld. Mütter nach Frühgeburten
oder Mehrlingsgeburten erhalten das Wochen-
geld nach der Entbindung durch zwölf Wochen."

b) § 162 Abs. 2 erster und zweiter Satz haben
zu lauten:
„Die Achtwochenfrist vor der voraussichtlichen
Entbindung gemäß Abs. 1 wird auf Grund eines
ärztlichen Zeugnisses berechnet. Erfolgt die Ent-
bindung zu einem anderen als dem vom Arzt
angenommenen Zeitpunkt, so verkürzt oder ver-
längert sich die im Abs. 1 vorgesehene Frist vor
der Entbindung entsprechend."

c) § 162 Abs. 3 erster Satz hat zu lauten:

„Das Wochengeld gebührt den nach § 4 Abs. 3
den Dienstnehmern Gleichgestellten und den nach
§ 8 Abs. 1 Z. 4 lit. a bis c teilversicherten bilden-
den Künstlern, freiberuflich tätigen Pflichtmit-
gliedern einer Tierärztekammer sowie Mitglie-
dern der Österreichischen Dentistenkammer in
der Höhe des täglichen Krankengeldes, anderen
weiblichen Versicherten in der Höhe des auf den
Kalendertag entfallenden Teiles des durchschnitt-
lichen in den letzten 13 Wochen (bei Versicherten,
deren Arbeitsverdienst nach Kalendermonaten
bemessen oder abgerechnet wird, in den letzten
drei Kalendermonaten) gebührenden Arbeits-
verdienstes einschließlich der auf diesen Zeitraum
entfallenden Sonderzahlungen, vermindert um
die gesetzlichen Abzüge."

37. a) Im § 166 Abs. 1 Z. 1 ist der Ausdruck
„Sonderheilanstalt" durch den Ausdruck „Son-
derkrankenanstalt" zu ersetzen.

b) § 166 Abs. 2 hat zu lauten:
„(2) Zeiten, für die der Anspruch auf Wochen-

geld gemäß Abs. 1 Z. 2 zur Gänze ruht, werden
auf die Höchstdauer des Anspruches auf Wochen-
geld nicht angerechnet."

38. Im § 192 erster Satz ist der Ausdruck
„§ 19 Abs. 1 Z. 2" durch den Ausdruck „§ 8
Abs. 1 Z. 3 lit. b bzw. § 19 Abs. 1 Z. 2" zu er-
setzen.

39. § 227 Z. 7 und 8 haben zu lauten:

„7. in dem Zweig der Pensionsversicherung,
in dem die letzte vorangegangene Beitragszeit
vorliegt, die Zeiten, in denen auf Grund der Be-
stimmungen des Wehrgesetzes ordentlicher oder
außerordentlicher Präsenzdienst oder auf Grund
der Bestimmungen des Zivildienstgesetzes ordent-
licher oder außerordentlicher Zivildienst geleistet
wird;

8. in dem Zweig der Pensionsversicherung, in
dem die erste nachfolgende Beitrags- oder
Ersatzzeit vorliegt, die Zeiten, in denen auf
Grund der Bestimmungen des Wehrgesetzes
ordentlicher oder außerordentlicher Präsenzdienst
oder auf Grund der Bestimmungen des Zivil-
dienstgesetzes ordentlicher oder außerordent-
licher Zivildienst geleistet wird, sofern nicht Z. 7
anzuwenden ist;".

40. Im § 228 Abs. 1 Z. 2 haben die Worte
„mit den Beschränkungen des § 251" zu ent-
fallen.

41. § 229 Abs. 1 Z. 1 lit. c hat zu lauten:

„c) Zeiten des Militärdienstes als länger die-
nende Mannschaftsperson, Angehöriger des
Militärassistenzkorps oder zeitverpflichteter
Unteroffizier des ehemaligen österreichi-
schen Bundesheeres, sofern nach dem Aus-
scheiden aus dem Dienstverhältnis kein
Anspruch auf einen Versorgungsbezug an-
fiel;".

41 a. Im § 234 Abs. 1 Z. 5 letzter Halbsatz
ist der Ausdruck „Sonderheilanstalt" durch den
Ausdruck „Sonderkrankenanstalt" zu ersetzen.

42. Im § 248 Abs. 1 ist der Ausdruck „§§ 70,
249 bis 251" durch den Ausdruck „§§ 70, 249
und 250" zu ersetzen.

43. § 251 Abs. 1 bis 3 werden aufgehoben.

44. § 252 Abs. 2 Z. 1 zweiter Satz hat zu lau-
ten:
„Ist die Schul- oder Berufsausbildung durch die
Erfüllung der Wehrpflicht, der Zivildienstpflicht,
durch Krankheit oder ein anderes unüberwind-
bares Hindernis verzögert worden, so besteht die
Kindeseigenschaft über das 26. Lebensjahr hinaus
für einen der Dauer der Behinderung angemesse-
nen Zeitraum;"
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45. Im § 253 a Abs. 1 erster Satz ist der Aus-
druck „dreizehn Monate" durch den Ausdruck
„fünfzehn Monate" zu ersetzen.

46. Im § 258 Abs. 2 ist in der Z. 1 der Aus-
druck „Anspruch" durch den Ausdruck „einen
bescheidmäßig zuerkannten Anspruch" und in
der Z. 2 der Ausdruck „keinen Anspruch" durch
den Ausdruck „keinen bescheidmäßig zuerkann-
ten Anspruch" zu ersetzen.

47. Im. § 276 a Abs. 1 erster Satz ist der Aus-
druck „dreizehn Monate" durch den Ausdruck
„fünfzehn Monate" zu ersetzen.

48. Im § 292 Abs. 8 erster Satz ist der Aus-
druck „nicht mehr als 15 Jahre" durch den Aus-
druck „nicht mehr als zehn Jahre" zu ersetzen.

49. a) § 293 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Der Richtsatz beträgt unbeschadet der
Bestimmungen des Abs. 2

Der Richtsatz nach lit. a erhöht sich ab 1. Jän-
ner 1975 um 246 S, ab 1. Juli 1975 um 253 S für
jedes Kind (§ 252), dessen Nettoeinkommen den
Richtsatz für einfach verwaiste Kinder bis zur
Vollendung des 24. Lebensjahres nicht erreicht."

b) Im § 293 Abs. 2 ist der Ausdruck „erst-
mals ab 1. Jänner 1975," durch den Ausdruck
„erstmals ab 1. Jänner 1976," zu ersetzen.

50. § 297 letztet Satz wird aufgehoben.

51. Im § 298 Abs. 2 erster Satz ist der Aus-
druck „beginnend mit dem Jahre 1974," durch
den Ausdruck „beginnend mit dem Jahre 1976,"
zu ersetzen.

52. Im § 301 Abs. 3 ist der Ausdruck „Sonder-
heilanstalt" durch den Ausdruck „Sonderkran-
kenanstalt" zu ersetzen.

52 a. a) § 319 a Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Der Pauschbetrag wird für das Kalender-
jahr 1975 mit 2551 Millionen Schilling festge-
setzt. An die Stelle dieses Betrages tritt für jedes
folgende Kalenderjahr ein vom Hauptverband
festgesetzter Betrag. Bei der Festsetzung des
Pauschbetrages sind die Veränderungen der Auf-
wendungen der im Abs. 1 genannten Kranken-
versicherungsträger für die Leistungen aus dem
Versicherungsfall der Krankheit und aus dem
Versicherungsfall der Arbeitsunfähigkeit infolge
Krankheit des vorangegangenen Jahres gegenüber
dem zweitvorangegangenen Jahr zu berücksichti-
gen; desgleichen ist auf die Auswirkungen des
Entgeltfortzahlungsgesetzes, BGBl. Nr. 399/1974,
auf die Aufwendungen für Leistungen aus dem
Versicherungsfall der Arbeitsunfähigkeit infolge
Krankheit entsprechend Bedacht zu nehmen. Der
Pauschbetrag ist in der Fachzeitschrift ,Soziale
Sicherheit' zu verlautbaren."

b) Im § 319 a werden die Abs. 3 und 4 auf-
gehoben.

c) § 319 a Abs. 6 hat zu lauten:

„(6) Die Bestimmungen der Abs. 1 und 2 sind
auf die Versicherungsanstalt der österreichischen
Eisenbahnen, soweit diese Anstalt sowohl Träger
der Krankenversicherung als auch Träger der
Unfallversicherung ist, mit der Maßgabe ent-
sprechend anzuwenden, daß der aus Mitteln der
Unfallversicherung zu leistende jährliche Pausch-
betrag für das Kalenderjahr 1975 10'7 Millionen
Schilling zu betragen hat. Bei der Festsetzung des
Pauschbetrages für die folgenden Kalenderjahre
sind die Aufwendungen der von der Versiche-
rungsanstalt durchgeführten Krankenversicherung
zu berücksichtigen."

53. § 343 Abs. 2 Z. 4 hat zu lauten:

„4. der rechtskräftigen Verurteilung des Ver-
tragsarztes

a) wegen einer oder mehrerer mit Vorsatz
begangener gerichtlich strafbarer Handlun-
gen zu einer mehr als einjährigen Frei-
heitsstrafe oder

b) wegen einer mit Bereicherungsvorsatz be-
gangenen gerichtlich strafbaren Handlung."

54. § 433 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Der Vorstand besteht aus
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a) dem Präsidenten des Hauptverbandes
sowie den beiden Vizepräsidenten;

b) den Vorsitzenden der fünf Sektionsaus-
schüsse und dem der Gruppe der Dienst-
geber angehörenden Stellvertreter des Vor-
sitzenden des gemäß Abs. 1 Z. 1 errich-
teten Sektionsausschusses und

c) 15 weiteren Mitgliedern der Hauptver-
sammlung oder Stellvertretern solcher Mit-
glieder, von denen zehn der Gruppe der
Dienstnehmer und fünf der Gruppe der
Dienstgeber anzugehören haben.

Gehört der Präsident weder als Dienstgeber noch
als Versicherter einem dem Hauptverband ange-
schlossenen Versicherungsträger an, so gehören
dem Vorstand anstelle von 15 16 weitere Mit-
glieder der Hauptversammlung oder Stellvertre-
ter solcher Mitglieder an, und zwar elf aus der
Gruppe der Dienstnehmer und fünf aus der
Gruppe der Dienstgeber. Für jedes der unter
Et. a und c bezeichneten Mitglieder des Vor-
standes ist aus der Mitte der Hauptversammlung,
für jedes der unter lit. b bezeichneten Mitglieder
des Vorstandes ist aus der Mitte der in Betracht
kommenden Ausschüsse ein Stellvertreter zu
wählen; der Stellvertreter hat im Falle der zeit-
weiligen Verhinderung des Mitgliedes Sitz und
Stimme im Vorstand."

55. a) § 447 a Abs. 1 erster Satz hat zu lauten:

„Der beim Hauptverband errichtete Ausgleichs-
fonds hat eine ausgeglichene Gebarung bzw. eine
ausreichende Liquidität der Gebietskrankenkas-
sen und der Versicherungsanstalt des österreichi-
schen Bergbaues als Träger der Krankenversiche-
rung zu gewährleisten."

b) Im § 447 a Abs. 4 erster Satz ist der Aus-
druck „0'5 v. H." durch den Ausdruck „1 v. H."
zu ersetzen.

c) Im § 447 a Abs. 5 ist nach dem ersten Satz
folgender Satz einzufügen:
„Erreicht diese Rücklage die Höhe von 2'4 v. H.
der Summe der Beitragseinnahmen der Gebiets-
krankenkassen und der Versicherungsanstalt des
österreichischen Bergbaues im vorangegangenen
Kalenderjahr, dann ist die Rücklage nicht weiter
zu erhöhen."

56. a) § 447 c Abs. 1 lit. b hat zu lauten:

„b) um eine unterschiedliche Belastung aus der
Gewährung von Sachleistungen, von Lei-
stungen der erweiterten Heilfürsorge, der
Krankheitsverhütung und der Durchfüh-
rung von Maßnahmen zur Früherkennung
von Krankheiten (§§ 132 a und 132 b) sowie
aus dem Betrieb eigener Gesundheitsein-
richtungen ganz oder teilweise auszuglei-
chen,".

b) § 447 c Abs. 1 lit. c hat zu lauten:
„c) um eine ungünstige Kassenlage ganz oder

teilweise zu beheben oder".

c) Dem § 447 c Abs. 1 ist als lit. d anzufügen:
„d) um einen Beitrag zur Erwerbung, Errich-

tung oder Erweiterung von Einrichtungen
zur Früherkennung von Krankheiten
(§§ 132 a und 132 b), zur Krankheitsver-
hütung, zur Krankenbehandlung, Zahn-
behandlung, Anstaltspflege und Durchfüh-
rung von Maßnahmen der erweiterten
Heilfürsorge zu leisten, wenn diese Ein-
richtungen zur Erfüllung der Aufgaben der
Krankenversicherungsträger erforderlich
sind."

57. Nach § 447 d ist ein § 447 e mit folgendem
Wortlaut einzufügen:

„ Z w e c k z u s c h ü s s e aus d e m A u s -
g l e i c h s f o n d s

§ 447 e. (1) Um die Errichtung oder Erweite-
rung der im § 447 c Abs. 1 lit. d genannten Ein-
richtungen zu erleichtern, sind aus dem Aus-
gleichsfonds Zweckzuschüsse zu leisten. Die Höhe
der Zweckzuschüsse beträgt jeweils 25 v. H. des
notwendigen Aufwandes für die Errichtung
oder Erweiterung dieser Einrichtungen. Darüber
hinausgehende Zweckzuschüsse können unter Be-
dachtnahme auf die Vermögenslage des in Be-
tracht kommenden Krankenversicherungsträgers
gewährt werden. Die Leistung von Zweckzuschüs-
sen schließt die Gewährung von Zuwendungen
nach § 447 c Abs. 1 lit. d nicht aus.

(2) Zu den Gesamtkosten (Abs. 1) zählen die
Bau- und Baunebenkosten (ausgenommen Lie-
genschaftskosten) und die Kosten für das medi-
zinische und das nichtmedizinische Mobiliar.

(3) Die Zweckzuschüsse sind von den beitrags-
pflichtigen Krankenversicherungsträgern beim
Hauptverband zu beantragen. Dem Antrag sind
alle zur Beurteilung erforderlichen Unterlagen
anzuschließen. Insbesondere sind vorzulegen:

a) Baubescheide, Baubeschreibungen, Baupläne;

b) eine gegliederte Darstellung der Gesamt-
kosten auf Grund von Kostenvoranschlä-
gen oder Rechnungen;

c) Nachweise darüber, daß bei der Ermittlung
der Gesamtkosten die „Richtlinien über die
Vergebung von Leistungen durch Sozial-
versicherungsträger und den Hauptver-
band" eingehalten wurden;

d) Nachweise darüber, daß die in den §§ 23
Abs. 6 und 339 geforderten Voraussetzun-
gen für die Errichtung, Erweiterung bzw.
Erneuerung der dort genannten Einrich-
tungen erfüllt sind.
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(4) Der Zweckzuschuß wird in Teilbeträgen
ausgezahlt. Der erste Teilbetrag ist frühestens
nach Inangriffnahme der Errichtungs- oder Erwei-
terungsarbeiten fällig. Die weiteren Beträge sind
nach Maßgabe des Fortschrittes der Errichtungs-
oder Erweiterungsarbeiten anzuweisen.

(5) Auf die Zweckzuschüsse für Einrichtungen,
die der Durchführung von Untersuchungen nach
den §§ 132 a und 132 b dienen, sind die am Ende
des Geschäftsjahres ausgewiesenen Mittel der
gesonderten Rücklage (§ 118 a Abs. 2) des antrag-
stellenden Krankenversicherungsträgers anzurech-
nen. Für die Anrechnung sind die Mittel jenes
Geschäftsjahres maßgebend, das der Auszahlung
des Teilbetrages vorangeht.

(6) Die sich aus der Anwendung des Abs. 1
für ein Geschäftsjahr ergebenden Zweckzuschüsse
dürfen zusammen höchstens 60 v. H. der am
Ende des vorangegangenen Geschäftsjahres frei
verfügbaren Mittel des Ausgleichsfonds betragen.
Wird diese Grenze überschritten, so sind die
Zweckzuschüsse innerhalb des Höchstausmaßes
verhältnismäßig zu kürzen.

(7) Nach Vollendung des Vorhabens ist ohne
Verzug, längstens jedoch ein Jahr nach Erteilung
der Benützungsbewilligung, eine Endabrechnung
über die Gesamtkosten vorzulegen.

(8) Die Bestimmungen des § 447 c Abs. 4 gelten
entsprechend."

58. Nach § 460 ist ein § 460 a mit folgendem
Wortlaut einzufügen:

„ V e r s c h w i e g e n h e i t s p f l i c h t d e r
B e d i e n s t e t e n

§ 460 a. (1) Die Bediensteten haben über alle
ihnen in Ausübung des Dienstes oder mit Be-
ziehung auf ihre Stellung bekanntgewordenen
Angelegenheiten, die im Interesse des Versiche-
rungsträgers oder der Versicherten, ihrer Ange-
hörigen oder Dienstgeber Geheimhaltung erfor-
dern oder ihnen ausdrücklich als vertraulich
bezeichnet worden sind, gegen jedermann, dem
sie über solche Angelegenheiten eine dienstliche
Mitteilung zu machen nicht verpflichtet sind,
Verschwiegenheit zu beobachten.

(2) Eine Ausnahme von der im Abs. 1 bezeich-
neten Verpflichtung tritt nur insoweit ein, als
ein Bediensteter für einen bestimmten Fall von
der Verpflichtung zur Wahrung des Dienst-
geheimnisses entbunden wurde.

(3) Über die im Abs. 1 bezeichnete Verpflich-
tung hinaus haben die fachkundigen Organe der
Träger der Unfallversicherung (§ 187) über alle
ihnen bei Ausübung ihres Dienstes bekannt-
gewordenen Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse,
insbesondere über die ihnen als geheim bezeich-
neten Betriebseinrichtungen, Betriebsmittel,

Arbeitsstoffe, Arbeitsvorgänge oder Arbeitsver-
fahren sowie sonstige Eigentümlichkeiten der Be-
triebe Verschwiegenheit zu beobachten.

(4) Die Bestimmungen des Abs. 3 gelten ent-
sprechend für die gemäß § 42 Abs. 1 mit der Ein-
sicht beauftragten Bediensteten.

(5) Die im Abs. 1, 3 und 4 bezeichneten Be-
diensteten sind an die Verschwiegenheitspflicht
auch im Verhältnis außer Dienst, im Ruhestand
sowie nach Auflösung des Dienstverhältnisses ge-
bunden."

59. § 474 Abs. 1 zweiter Satz hat zu lauten:

„Die Bestimmungen des § 51 Abs. 1 Z. 1 sind
auf die im ersten Satz genannten Versicherten,
soweit es sich um Personen handelt, die im Er-
krankungsfall Anspruch auf Weiterzahlung ihrer
Dienstbezüge durch mindestens sechs Wochen
haben, mit der Maßgabe anzuwenden, daß der
Beitragssatz 57 v. H. beträgt; für alle übrigen
im ersten Satz genannten Versicherten gilt der
im § 51 Abs. 1 Z. 1 lit. b bzw. d bezeichnete
Beitragssatz."

60. Im § 479 d Abs. 2 ist der Ausdruck „§ 51
Abs. 1 Z. 1 lit. b " durch den Ausdruck „§ 51
Abs. 1 Z. 1 lit. a" zu ersetzen.

61. a) Im § 522 Abs. 3 Z. 1 lit. b ist der Aus-
druck „§§ 97 bis 101," durch den Ausdruck
„§§ 86 Abs. 4, 97 bis 101," zu ersetzen.

b) § 522 Abs. 3 Z. 3 hat zu lauten:

„3. im Bereich der Unfallversicherung die Be-
stimmungen der §§ 180, 183, 184, 189 bis 191,
193 bis 202, 207 Abs. 2, 211, 215 Abs. 2, 215 a,
218 Abs. 1 zweiter Satz, 252;"

Artikel II

Ü b e r g a n g s b e s t i m m u n g e n

(1) Personen, die am 31. Dezember 1974 nach
den in diesem Zeitpunkt geltenden Vorschriften
pflichtversichert waren, nach den Bestimmungen
dieses Bundesgesetzes aber nicht mehr pflichtver-
sichert wären, bleiben pflichtversichert, solange
die Erwerbstätigkeit, welche die Pflichtversiche-
rung nach den bisherigen Vorschriften begründet
hat, weiter ausgeübt wird. Im übrigen sind die
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes auf eine
solche Pflichtversicherung anzuwenden, jedoch
kann der Versicherte bis 30. Juni 1975 bei dem
für die Einhebung der Beiträge in Betracht kom-
menden Versicherungsträger den Antrag stellen,
aus der Pflichtversicherung ausgeschieden zu wer-
den; einem solchen Antrag hat der Versiche-
rungsträger mit Wirkung von dem auf den An-
trag folgenden Monatsersten stattzugeben.
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(2) Für rückständige Beitrage aus Beitragszeit-
räumen, die vor dem Beginn des Beitragszeit-
raumes Jänner 1975 liegen, sind die Verzugs-
zinsen, soweit sie nicht bereits vorgeschrieben
sind, in entsprechender Anwendung des § 59
des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes in
der Fassung des Art. I Z. 14 zu berechnen.

(3) § 258 Abs. 2 des Allgemeinen Sozialver-
sicherungsgesetzes in der Fassung des Art. I Z. 46
ist auf Antrag auch in Fällen anzuwenden, in
denen der Antrag auf Zuerkennung einer Wit-
wenpension wegen Zutreffens der Tatbestände
des § 258 Abs. 2 des Allgemeinen Sozialversiche-
rungsgesetzes vor dem 1. Jänner 1975 rechts-
kräftig abgelehnt worden ist. Entsteht bei der
Anwendung des § 258 Abs. 2 des Allgemeinen
Sozialversicherungsgesetzes in der Fassung des
Art. I Z. 46 ein Anspruch auf Witwenpension,
so gebührt diese, wenn der Antrag bis 31. De-
zember 1975 gestellt wird, ab 1. Jänner 1975;
wird der Antrag später gestellt, gebührt die
Witwenpension ab dem auf die Antragsteilung
folgenden Monatsersten.

(4) Die Bestimmungen des Art. I Z. 48 sind
hinsichtlich der Bemessung der Ausgleichszulage
auf Pensionsansprüche, die am 31. Dezember 1974
bereits zuerkannt sind, nur auf Antrag anzuwen-
den. In den Fällen, in denen der Antrag bis
31. Dezember 1976 gestellt wird, gebührt die
Leistung bzw. die Erhöhung der Leistung ab
1. Jänner 1975, sonst ab dem auf die Antragstel-
lung folgenden Monatsersten.

(5) Die auf Grund der Bestimmungen des
Art. I Z. 49 gebührende Ausgleichszulage ist
von Amts wegen festzustellen.

(6) Anträge auf Gewährung von Zweckzuschüs-
sen für die Errichtung und Erweiterung von im
§ 447 c Abs. 1 lit. d des Allgemeinen Sozialver-
sicherungsgesetzes in der Fassung des Art. I Z. 56
lit. c genannten Einrichtungen, für welche der
Hauptverband der österreichischen Sozialver-
sicherungsträger in den Jahren 1973 und 1974
die Zustimmung gemäß § 31 Abs. 6 des Allge-
meinen Sozialversicherungsgesetzes erteilt hat,
können bis zum 30. Juni 1975 gestellt werden.

Artikel III

S c h l u ß b e s t i m m u n g e n

(1) Art. II Abs. 1 des Bundesgesetzes vom
6. März 1974, BGBl. Nr. 178, mit dem das
Mutterschutzgesetz geändert wird, wird aufge-
hoben.

(2) Art. VI des Entgeltfortzahlungsgesetzes,
BGBl. Nr. 399/1974, wird aufgehoben.

Artikel IV

W i r k s a m k e i t s b e g i n n

(1) Dieses Bundesgesetz tritt, soweit im fol-
genden nichts anderes bestimmt wird, mit 1. Jän-
ner 1975 in Kraft.

(2) Es treten in Kraft:
a) rückwirkend mit dem 1. Jänner 1974 die

Bestimmungen des Art. I Z. 3 lit. c, Z. 51,
55 lit. b und 57;

b) rückwirkend mit dem 1. September 1974
die Bestimmungen des Art. I Z. 13 lit. a,
21, 45, 47, 59 und 60;

c) mit dem Beginn des Beitragszeitraumes
Jänner 1975 die Bestimmungen des Art. I
Z. 10 bis 14.

Artikel V

V o l l z i e h u n g

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
betraut:

a) hinsichtlich der Bestimmungen des § 36
Abs. 1 des Allgemeinen Sozialversicherungs-
gesetzes in der Fassung des Art. I Z. 9 der
Bundesminister für soziale Verwaltung im
Einvernehmen mit dem Bundesminister für
Inneres;

b) hinsichtlich aller übrigen Bestimmungen der
Bundesminister für soziale Verwaltung.

Kirchschläger
Kreisky Häuser Rösch

7 7 6 . Bundesgesetz vom 28. November 1974,
mit dem das Gewerbliche Selbständigen-
Pensionsversicherungsgesetz geändert wird
(23. Novelle zum Gewerblichen Selb-

ständigen-Pensionsversicherungsgesetz)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Gewerbliche Selbständigen-Pensionsver-
sicherungsgesetz, BGBl. Nr. 292/1957, in der
Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 157/1958,
BGBl. Nr. 65/1959, BGBl. Nr. 291/1959, BGBl.
Nr. 169/1960, BGBl. Nr. 295/1960, BGBl.
Nr. 14/1962, BGBl. Nr. 324/1962, BGBl. Nr. 86/
1963, BGBl. Nr. 185/1963, BGBl. Nr. 254/1963,
BGBl. Nr. 321/1963, BGBl. Nr. 302/1964, BGBl.
Nr. 82/1965, BGBl. Nr. 96/1965, BGBl. Nr. 222/
1965, BGBl. Nr. 310/1965, BGBl. Nr. 169/1966,
BGBl. Nr. 68/1967, BGBl. Nr. 7/1968, BGBl.
Nr. 447/1969, BGBl. Nr. 386/1970, BGBl.
Nr. 288/1971, BGBl. Nr. 32/1973 und BGBl.
Nr. 24/1974 wird geändert wie folgt:
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1. a) Im § 3 Z. 5 ist der Ausdruck „Sonder-
heilanstalt" durch den Ausdruck „Sonder-
krankenanstalt" zu ersetzen.

b) Im § 3 ist der Punkt am Schluß der Z. 9
durch einen Strichpunkt zu ersetzen. Als Z. 10
ist anzufügen:

„10. Personen, die gemäß Z. 5 von der Pflicht-
versicherung nach diesem Bundesgesetz bei An-
tritt des ordentlichen oder außerordentlichen
Präsenzdienstes bzw. Zivildienstes ausgenommen
waren, für die Dauer des ordentlichen oder
außerordentlichen Präsenzdienstes bzw. Zivil-
dienstes."

2. § 5 Abs. 4 hat zu lauten:

„(4) Die im Abs. 1 genannten Zeiträume, in
denen mindestens sechs bzw. zwölf bzw. drei
Versicherungsmonate in einer Pensionsversiche-
rung erworben sein müssen, und die im Abs. 3
genannte Frist von sechs Monaten verlängern
sich

a) um Zeiten eines Pensionsbezuges wegen
Erwerbsunfähigkeit oder geminderter
Arbeitsfähigkeit aus einer gesetzlichen
Pensionsversicherung,

b) um die Dauer eines Pensionsfeststellungs-
verfahrens bis zur Zustellung des Fest-
stellungsbescheides bzw. bis zur rechts-
kräftigen Entscheidung im Leistungsstreit-
verfahren,

c) um Zeiten des ordentlichen oder außer-
ordentlichen Präsenzdienstes auf Grund der
Bestimmungen des Wehrgesetzes, BGBl.
Nr. 181/1955,

d) um Zeiten des ordentlichen oder außer-
ordentlichen Zivildienstes auf Grund der
Bestimmungen des Zivildienstgesetzes,
BGBl. Nr. 187/1974."

2 a. Im § 17 Abs. 1 hat der zweite Halbsatz
des ersten Satzes zu lauten:

„hiebei sind die für die Bemessung der Ein-
kommensteuer herangezogenen Einkünfte des
Pflichtversicherten zuzüglich der auf eine vor-
zeitige Abschreibung, auf eine Investitionsrück-
lage, auf einen Investitionsfreibetrag und auf
einen nicht entnommenen Gewinn entfallenden
Beträge zugrunde zu legen."

3. Im § 19 Abs. 3 erster Satz ist der Ausdruck
„7,5 v. H." durch den Ausdruck „8,5 v. H."
zu ersetzen.

4. Dem § 32 e Abs. 1 ist folgender Satz an-
zufügen:
„Lit. b ist nicht anzuwenden, wenn der Stichtag
für die Pension des Verstorbenen gleichfalls am
1. Jänner dieses Jahres liegt."

5. a) § 36 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Ein Anspruch auf Geldleistungen aus dem
betreffenden Versicherungsfall steht nicht zu

1. Versicherten, die den Versicherungsfall durch
Selbstbeschädigung vorsätzlich herbeigeführt
haben,

2. Personen, die den Versicherungsfall durch
Verübung einer mit Vorsatz begangenen gericht-
lich strafbaren Handlung veranlaßt haben,
derentwegen sie zu einer mehr als einjährigen
Freiheitsstrafe rechtskräftig verurteilt worden
sind."

b) § 36 Abs. 2 erster Satz hat zu lauten:
„In den Fällen des Abs. 1 gebühren den im
Inland wohnenden bedürftigen Angehörigen des
Versicherten, wenn ihr Unterhalt mangels
anderweitiger Versorgung vorwiegend von die»
sem bestritten wurde und nicht ihre Mitschuld
oder Teilnahme an den im Abs. 1 bezeichneten
Handlungen — im Falle der Z. 2 durch rechts-
kräftiges Strafurteil — festgestellt ist, bei Zu-
treffen der übrigen Voraussetzungen die Hinter-
bliebenenpensionen aus der Pensionsversiche-
rung."

6. § 37 Abs. 1 Z. 1 hat zu lauten:

„1. eine Freiheitsstrafe verbüßt oder in den
Fällen der §§ 21 Abs. 2, 22 und 23 des Straf-
gesetzbuches in einer der dort genannten An-
stalten oder in einer Bundesanstalt für Erzie-
hungsbedürftige (§ 4 des Jugendgerichtsgesetzes
1961) angehalten wird;"

6 a. Im § 42 Abs. 4 ist der Ausdruck „Sonder-
heilanstalt"durch den Ausdruck „Sonderkranken-
anstalt" zu ersetzen.

7. § 62 Abs. 1 Z. 2 lit. b hat zu lauten:

„b) auf Grund der Bestimmungen des Wehr-
gesetzes ordentlichen oder außerordent-
lichen Präsenzdienst oder auf Grund der
Bestimmungen des Zivildienstgesetzes or-
dentlichen oder außerordentlichen Zivil-
dienst geleistet hat,"

8. § 70 Abs. 3 Z. 1 zweiter Satz hat zu lauten:

„Ist die Schul- oder Berufsausbildung durch die
Erfüllung der Wehrpflicht, der Zivildienstpflicht,
durch Krankheit oder ein anderes unüberwind-
bares Hindernis verzögert worden, so besteht
die Kindeseigenschaft über das 26. Lebensjahr
hinaus für einen der Dauer der Behinderung
angemessenen Zeitraum;"

9. Im § 77 Abs. 2 ist in der Z. 1 der Ausdruck
„Anspruch" durch den Ausdruck „einen bescheid-
mäßig zuerkannten Anspruch" und in der Z. 2
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der Ausdruck „keinen Anspruch" durch den Aus-
druck „keinen bescheidmäßig zuerkannten An-
spruch" zu ersetzen.

10. Im § 89 Abs. 8 erster Satz ist der Ausdruck
„nicht mehr als 15 Jahre" durch den Ausdruck
„nicht mehr als zehn Jahre" zu ersetzen.

11. a) § 90 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Der Richtsatz beträgt unbeschadet der
Bestimmungen des Abs. 2

a) für Pensionsberechtigte aus eigener Pen-
sionsversicherung,

Der Richtsatz nach lit. a erhöht sich ab
1. Jänner 1975 um 246 S, ab 1. Juli 1975 um
253 S für jedes Kind (§ 70), dessen Nettoein-
kommen den Richtsatz für einfach verwaiste
Kinder bis zur Vollendung des 24. Lebensjahres
nicht erreicht."

b) Im § 90 Abs. 2 ist der Ausdruck „erstmals
ab 1. Jänner 1975," durch den Ausdruck „erst-
mals ab 1. Jänner 1976," zu ersetzen.

12. § 94 letzter Satz wird aufgehoben.

13. Im § 95 Abs. 2 erster Satz ist der Aus-
druck „beginnend mit dem Jahre 1974," durch
den Ausdruck „beginnend mit dem Jahre 1976,"
zu ersetzen.

14. Im § 99 Abs. 3 ist der Ausdruck „Sonder-
heilanstalt" durch den Ausdruck „Sonderkran-
kenanstalt" zu ersetzen.

15. Dem § 188 Abs. 3 ist folgender Satz anzu-
fügen:

„Das gleiche gilt für die leitenden Angestellten
und die leitenden Arzte der Landesstellen."

16. Nach § 188 ist ein § 188 a mit folgendem
Wortlaut einzufügen:

„ V e r s c h w i e g e n h e i t s p f l i c h t d e r
B e d i e n s t e t e n

§ 188 a. (1) Die Bediensteten haben über alle
ihnen in Ausübung des Dienstes oder mit Bezie-
hung auf ihre Stellung bekanntgewordenen Ange-
legenheiten, die im Interesse der Versicherungs-
anstalt oder der Versicherten und ihrer Angehöri-
gen Geheimhaltung erfordern oder ihnen aus-
drücklich als vertraulich bezeichnet worden sind,
gegen jedermann, dem sie über solche Angelegen-
heiten eine dienstliche Mitteilung zu machen nicht
verpflichtet sind, Verschwiegenheit zu beobach-
ten.

(2) Eine Ausnahme von der im Abs. 1 bezeich-
neten Verpflichtung tritt nur insoweit ein, als ein
Bediensteter für einen bestimmten Fall von der
Verpflichtung zur Wahrung des Dienstgeheimnis-
ses entbunden wurde.

(3) Die Bediensteten sind an die Verschwiegen-
heitspflicht auch im Verhältnis außer Dienst, im
Ruhestand sowie nach Auflösung des Dienstver-
hältnisses gebunden."

Artikeln

Übergangsbestimmungen

(1) Für rückständige Beiträge aus Kalender-
monaten, die vor dem Beginn des Kalender-
monates Jänner 1975 liegen, sind die Verzugszin-
sen, soweit sie nicht bereits vorgeschrieben sind,
in entsprechender Anwendung des § 19 Abs. 3
des Gewerblichen Selbständigen-Pensionsversiche-
rungsgesetzes in der Fassung des Art. I Z. 3 zu
berechnen.

(2) § 77 Abs. 2 des Gewerblichen Selbständigen-
Pensionsversicherungsgesetzes in der Fassung des
Art. I Z. 9 ist auf Antrag auch in Fällen anzu-
wenden, in denen der Antrag auf Zuerkennung
einer Witwenpension wegen Zutreffens der Tat-
bestände des § 77 Abs. 2 des Gewerblichen Selb-
ständigen-Pensionsversicherungsgesetzes vor dem
1. Jänner 1975 rechtskräftig abgelehnt worden
ist. Entsteht bei der Anwendung des § 77 Abs. 2
des Gewerblichen Selbständigen-Pensionsversiche-
rungsgesetzes in der Fassung des Art. I Z. 9 ein
Anspruch auf Witwenpension, so gebührt diese,
wenn der Antrag bis 31. Dezember 1975 gestellt
wird, ab 1. Jänner 1975; wird der Antrag später
gestellt, gebührt die Witwenpension ab dem auf
die Antragstellung folgenden Monatsersten.
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(3) Die Bestimmungen des Art. I Z. 10 sind
hinsichtlich der Bemessung der Ausgleichszulage
auf Pensionsansprüche, die am 31. Dezember 1974
bereits zuerkannt sind, nur auf Antrag anzu-
wenden. In den Fällen, in denen der Antrag
bis 31. Dezember 1976 gestellt wird, gebührt
die Leistung bzw. die Erhöhung der Leistung
ab 1. Jänner 1975, sonst ab dem auf die Antrag-
stellung folgenden Monatsersten.

(4) Die auf Grund der Bestimmungen des
Art. I Z. 11 gebührende Ausgleichszulage ist von
Amts wegen festzustellen.

Artikel III
W i r k s a m k e i t s b e g i n n

Dieses Bundesgesetz tritt hinsichtlich des Art. I
Z. 2 a mit 1. Jänner 1976, hinsichtlich des Art. I
Z. 13 rückwirkend mit 1. Jänner 1974, im übrigen
mit 1. Jänner 1975 im Kraft.

Artikel IV

V o l l z i e h u n g
Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist

der Bundesminister für soziale Verwaltung be-
traut.

Kirchschläger
Kreisky Häuser

7 7 7 . Bundesgesetz vom 28. November 1974,
mit dem das Bauern-Pensionsversicherungs-
gesetz geändert wird (4. Novelle zum

Bauern-Pensionsversicherungsgesetz)
Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
Das Bauern-Pensionsversicherungsgesetz, BGBl.

Nr. 28/1970, in der Fassung der Bundesgesetze
BGBl. Nr. 389/1970, BGBl. Nr. 33/1973 und
BGBl. Nr. 25/1974 wird geändert wie folgt:

1. Im § 3 Abs. 1 ist der Punkt am Schluß der
Z. 7 durch einen Strichpunkt zu ersetzen. Als
Z. 8 ist anzufügen:

„8. Personen, die gemäß Z. 1 von der Pflicht-
versicherung nach diesem Bundesgesetz bei An-
tritt des ordentlichen oder außerordentlichen
Präsenzdienstes bzw. Zivildienstes ausgenommen
waren, für die Dauer des ordentlichen oder
außerordentlichen Präsenzdienstes bzw. Zivil-
dienstes."

2. § 5 Abs. 4 hat zu lauten:
„(4) Die im Abs. 1 genannten Zeiträume, in

denen mindestens sechs bzw. zwölf Versicherungs-
monate erworben sein müssen, und die im Abs. 3
genannte Frist von sechs Monaten verlängern
sich

a) um Zeiten eines Pensionsbezuges wegen
Erwerbsunfähigkeit oder geminderter
Arbeitsfähigkeit aus einer gesetzlichen Pen-
sionsversicherung,

b) um die Dauer eines Pensionsfeststellungs-
verfahrens bis zur Zustellung des Feststel-
lungsbescheides bzw. bis zur rechtskräftigen
Entscheidung im Leistungsstreitverfahren,

c) um Zeiten des ordentlichen oder außer-
ordentlichen Präsenzdienstes auf Grund der
Bestimmungen des Wehrgesetzes, BGBl.
Nr. 181/1955,

d) um Zeiten des ordentlichen oder außer-
ordentlichen Zivildienstes auf Grund der
Bestimmungen des Zivildienstgesetzes.BGBl.
Nr. 187/1974."

2 a. Dem § 12 Abs. 5 ist folgender Satz an-
zufügen:
„Wenn ein Ehegatte vom anderen Ehegatten
land(forst)wirtschaftliche Flächen (Miteigentums-
anteile) gepachtet hat, ist dem Pächter, ab-
weichend von l i t . d, der volle Ertragswert der
gepachteten Flächen anzurechnen."

3. Dem § 25 Abs. 1 ist folgender Satz anzu-
fügen:
„Lit. b ist nicht anzuwenden, wenn der Stichtag
für die Pension des Verstorbenen gleichfalls am
1. Jänner dieses Jahres liegt."

4. a) § 32 Abs. 1 hat zu lauten:
„(1) Ein Anspruch auf Geldleistungen aus dem

betreffenden Versicherungsfall steht nicht zu
1. Versicherten, die den Versicherungsfall durch

Selbstbeschädigung vorsätzlich herbeigeführt
haben,

2. Personen, die den Versicherungsfall durch
die Verübung einer mit Vorsatz begangenen
gerichtlich strafbaren Handlung veranlaßt haben,
derentwegen sie zu einer mehr als einjährigen
Freiheitsstrafe rechtskräftig verurteilt worden
sind."

b) §.32 Abs. 2 erster Satz hat zu lauten:
„In den Fällen des Abs. 1 gebühren den im In-
land wohnenden bedürftigen Angehörigen des
Versicherten, wenn ihr Unterhalt mangels ander-
weitiger Versorgung vorwiegend von diesem be-
stritten wurde und nicht ihre Mitschuld oder
Teilnahme an den im Abs. 1 bezeichneten. Hand-
lungen — im Falle der Z. 2 durch rechtskräftiges
Strafurteil — festgestellt ist, bei Zutreffen der
übrigen Voraussetzungen die Hinterbliebenen-
pension aus der Pensionsversicherung."

5. § 33 Abs. 1 Z. 1 hat zu lauten:
„1. eine Freiheitsstrafe verbüßt oder in den

Fällen der §§ 21 Abs. 2, 22 und 23 des Straf-
gesetzbuches in einer der dort genannten An-
stalten oder in einer Bundesanstalt für Erzie-
hungsbedürftige (§ 4 des Jugendgerichtsgesetzes
1961) angehalten wird;"

5 a. Im § 34 Abs. 4 ist der Ausdruck „Sonder-
heilanstalt" durch den Ausdruck „Sonder-
krankenanstalt" zu ersetzen.
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6. § 56 Abs. 1 2. 2 lit. b hat zu lauten:
„b) auf Grund der Bestimmungen des Wehr-

gesetzes ordentlichen oder außerordent-
lichen Präsenzdienst oder auf Grund der
Bestimmungen des Zivildienstgesetzes
ordentlichen oder außerordentlichen Zivil-
dienst geleistet hat;"

7. § 66 Abs. 2 Z. 1 zweiter Satz hat zu lauten:

„Ist die Schul- oder Berufsausbildung durch die
Erfüllung der Wehrpflicht, der Zivildienstpflicht,
durch Krankheit oder ein anderes unüberwind-
bares Hindernis verzögert worden, so besteht die
Kindeseigenschaft über das 26. Lebensjahr hinaus
für einen der Dauer der Behinderung angemes-
senen Zeitraum;"

8. Im § 73 Abs. 2 ist in der Z. 1 der Ausdruck
„Anspruch" durch den Ausdruck „einen bescheid-
mäßig zuerkannten Anspruch" und in der Z. 2
der Ausdruck „keinen Anspruch" durch den Aus-
druck „keinen bescheidmäßig zuerkannten An-
spruch" zu ersetzen.

9. Im § 85 Abs. 8 erster Satz ist der Ausdruck
„nicht mehr als 15 Jahre" durch den Ausdruck
„nicht mehr als zehn Jahre" zu ersetzen.

10. a) § 86 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Der Richtsatz beträgt unbeschadet der
Bestimmungen des Abs. 2

a) für Pensionsberechtigte aus eigener Pen-
sionsversicherung,

Der Richtsatz nach lit. a erhöht sich ab
1. Jänner 1975 um 246 S, ab 1. Juli 1975 um
253 S für jedes Kind (§ 66), dessen Nettoein-

kommen den Richtsatz für einfach verwaiste
Kinder bis zur Vollendung des 24. Lebensjahres
nicht erreicht."

b) Im § 86 Abs. 2 ist der Ausdruck „erst-
mals ab 1. Jänner 1975," durch den Ausdruck
„erstmals ab 1. Jänner 1976," zu ersetzen.

11. § 90 letzter Satz wird aufgehoben.

12. Im § 91 Abs. 2 erster Satz ist der Ausdruck
„beginnend mit dem Jahre 1974," durch den
Ausdruck „beginnend mit dem Jahre 1976," zu
ersetzen.

13. Im § 97 Abs. 3 ist der Ausdruck „Sonder-
heilanstalt" durch den Ausdruck „Sonderkranken-
anstalt" zu ersetzen.

14. § 139 wird aufgehoben.

Artikel II

Ü b e r g a n g s b e s t i m m u n g e n

(1) § 73 Abs. 2 des Bauern-Pensionsversiche-
rungsgesetzes in der Fassung des Art. I Z. 8 ist
auf Antrag auch in Fällen anzuwenden, in
denen der Antrag auf Zuerkennung einer Wit-
wenpension wegen Zutreffens der Tatbestände
des § 73 Abs. 2 des Bauern-Pensionsversicherungs-
gesetzes vor dem 1. Jänner 1975 rechtskräftig ab-
gelehnt worden ist. Entsteht bei der Anwendung
des § 73 Abs. 2 des Bauern-Pensionsversicherungs-
gesetzes in der Fassung des Art. I Z. 8 ein An-
spruch auf Witwenpension, so gebührt diese,
wenn der Antrag bis 31. Dezember 1975 gestellt
wird, ab 1. Jänner 1975; wird der Antrag später
gestellt, gebührt die Witwenpension ab dem auf
die Antragstellung folgenden Monatsersten.

(2) Die Bestimmungen des Art. I Z. 9 sind
hinsichtlich der Bemessung der Ausgleichszulage
auf Pensionsansprüche, die am 31. Dezember
1974 bereits zuerkannt sind, nur auf Antrag
anzuwenden. In den Fällen, in denen der An-
trag bis 31. Dezember 1976 gestellt wird, gebührt
die Leistung bzw. die Erhöhung der Leistung ab
1. Jänner 1975, sonst ab dem auf die Antrag-
stellung folgenden Monatsersten.

(3) Die auf Grund der Bestimmungen des
Art. I Z. 10 gebührende Ausgleichszulage ist von
Amts wegen festzustellen.

Artikel III
W i r k s a m k e i t s b e g i n n

Dieses Bundesgesetz tritt hinsichtlich des Art. I
Z. 12 rückwirkend mit 1. Jänner 1974, im übrigen
mit 1. Jänner 1975 in Kraft.

Artikel IV
V o l l z i e h u n g

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für soziale Verwaltung be-
traut.

Kirchschläger
Kreisky Häuser
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7 7 8 . Bundesgesetz vom 28. November 1974,
mit dem das Bauern-Krankenversicherungs-
gesetz geändert wird (8. Novelle zum

Bauern-Krankenversicherungsgesetz)

Der Nationalrat: hat beschlossen:

Artikel I

Das Bauern-Krankenversicherungsgesetz, BGBl.
Nr. 219/1965, in der Fassung der Bundesgesetze
BGBl. Nr. 256/1967, BGBl. Nr. 19/1969, BGBl.
Nr. 449/1969, BGBl. Nr. 389/1970, BGBl.
Nr. 474/1971, BGBl. Nr. 34/1973 und BGBl.
Nr. 97/1974, wird geändert wie folgt:

1. Im § 3 Z. 6 ist der Ausdruck „(der erwerbs-
unfähige und unterhaltsberechtigte Ehegatte)"
durch den Ausdruck „(der erwerbsunfähige Ehe-
gatte)" zu ersetzen.

1 a. Im § 5 Abs. 1 lit. a ist der Ausdruck
„(Sonderheilanstalt)" durch den Ausdruck „(Son-
derkrankenanstalt:)" zu ersetzen.

1 b. Dem § 17 Abs. 5 ist folgender Satz anzufü-
gen:
„Wenn ein Ehegatte vom anderen Ehegatten
land(forst)wirtschaftliche Flächen (Miteigentums-
anteile) gepachtet hat, ist dem Pächter, abweichend
von lit. d, der volle Ertragswert der gepachteten
Flächen anzurechnen."

2. § 35 Abs. 1 2 . 1 hat zu lauten:

„1. eine Freiheitsstrafe verbüßt oder in den
Fällen der §§ 21 Abs. 2, 22 und 23 des Straf-
gesetzbuches in einer der dort genannten An-
stalten oder in einer Bundesanstalt für Erzie-
hungsbedürftige (§ 4 des Jugendgerichtsgesetzes
1961) angehalten wird oder sich in Unter-
suchungshaft befindet;"

3. Im § 40 Abs. 1 ist der Ausdruck „Sterbe-
geld," durch den Ausdruck „Bestattungskosten-
beitrag," zu ersetzen.

4. § 43 Abs. 1 Z. 2 hat zu lauten:

„2. im Versicherungsfall der Mutterschaft mit
dem Beginn der achten Woche vor der voraus-
sichtlichen Entbindung; wenn aber die Entbin-
dung vor diesem Zeitpunkt erfolgt, mit der
Entbindung; ist der Tag der voraussichtlichen
Entbindung nicht festgestellt worden, mit dem
Beginn der achten Woche vor der Entbindung;"

5. § 46 Abs. 4 Z. 1 zweiter Satz hat zu lauten:

„Ist die Schul- oder Berufsausbildung durch die
Erfüllung der Wehrpflicht, der Zivildienstpflicht,
durch Krankheit oder ein anderes unüberwind-
bares Hindernis verzögert worden, so gelten sie
als Angehörige über das 26. Lebensjahr hinaus
für einen der Dauer der Behinderung angemes-
senen Zeitraum;"

6. § 48 Abs. 4 lit. d hat zu lauten:

„d) bei Sachleistungen nach § 48 b."

6 a. Der bisherige § 48 b erhält die Absatzbe-
zeichnung „(1)". Als Abs. 2 ist anzufügen:

„(2) Die im Zusammenhang mit den Gesun-
denuntersuchungen entstehenden Fahrtkosten
sind nach Maßgabe der Bestimmungen des § 51
Abs. 4 zu ersetzen."

7. Dem § 53 ist als Abs. 4 anzufügen:

„(4) Für die Übernahme von Reise(Fahrt)-
bzw. Transportkosten, die im Zusammenhang
mit der körpergerechten Anpassung von Heil-
behelfen erwachsen, gilt §51 Abs. 4 und 5 ent-
sprechend."

8. § 55 Abs. 4 hat zu lauten:

„(4) Als Anstaltspflege gilt nicht die Unter-
bringung in einem Heim für Genesende, die ärzt-
licher Behandlung und besonderer Wartung be-
dürfen (§ 2 Abs. 1 Z. 3 Krankenanstaltengesetz,
BGBl. Nr. 1/1957), in einer Pflegeanstalt für chro-
nisch Kranke, die ärztlicher Betreuung und beson-
derer Pflege bedürfen (§ 2 Abs. 1 Z. 4 Kranken-
anstaltengesetz, BGBl. Nr. 1/1957) oder in einer
Sonderkrankenanstalt, die vorwiegend der Reha-
bilitation von Versicherten dient."

9. Der bisherige § 64 erhält die Absatzbe-
zeichnung „(1)". Als Abs. 2 ist anzufügen:

„(2) Für die Übernahme von Reise(Fahrt)-
bzw. Transportkosten, die im Zusammenhang
mit der körpergerechten Anpassung von Hilfs-
mitteln erwachsen, gilt § 51 Abs. 4 und 5 ent-
sprechend."

10. Im § 68 Abs. 1 Z. 4 ist der Ausdruck
„Sonderheilanstalten" durch den Ausdruck
„Sonderkrankenanstalten" zu ersetzen.

11. § 88 Abs. 2 Z. 4 hat zu lauten:

„4. der rechtskräftigen Verurteilung des Ver-
tragsarztes

a) wegen einer oder mehrerer mit Vorsatz
begangener gerichtlich strafbarer Handlun-
gen zu einer mehr als einjährigen Frei-
heitsstrafe oder

b) wegen einer mit Bereicherungsvorsatz be-
gangenen gerichtlich strafbaren Hand-
lung;".

12. Nach § 178 ist ein § 178 a mit folgendem
Wortlaut einzufügen:

„ V e r s c h w i e g e n h e i t s p f l i c h t
d e r B e d i e n s t e t e n

§ 178 a. (1) Die Bediensteten haben über alle
ihnen in Ausübung des Dienstes oder mit Be-
ziehung auf ihre Stellung bekanntgewordenen
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Angelegenheiten, die im Interesse des Versiche-
rungsträgers oder der Versicherten und ihrer
Angehörigen Geheimhaltung erfordern oder
ihnen ausdrücklich als vertraulich bezeichnet
worden sind, gegen jedermann, dem sie über
solche Angelegenheiten eine dienstliche Mittei-
lung zu machen nicht verpflichtet sind, Ver-
schwiegenheit zu beobachten.

(2) Eine Ausnahme von der im Abs. 1 be-
zeichneten Verpflichtung tritt nur insoweit ein,
als ein Bediensteter für einen bestimmten Fall
von der Verpflichtung zur Wahrung dieses
Dienstgeheimnisses entbunden wurde.

(3) Über die im Abs. 1 bezeichnete Verpflich-
tung hinaus haben die fachkundigen Organe des
Unfallverhütungsdienstes des Versicherungs-
trägers über alle ihnen bei Ausübung ihres
Dienstes bekanntgewordenen Geschäfts- und Be-
triebsgeheimnisse, insbesondere über die ihnen
als geheim bezeichneten Betriebseinrichtungen,
Betriebsmittel, Arbeitsstoffe, Arbeitsvorgänge
oder Arbeitsverfahren sowie sonstige Eigentüm-
lichkeiten der Betriebe Verschwiegenheit zu be-
obachten.

(4) Die im Abs. 1 und 3 bezeichneten Bedien-
steten sind an die Verschwiegenheitspflicht auch
im Verhältnis außer Dienst, im Ruhestand so-
wie nach Auflösung des Dienstverhältnisses ge-
bunden."

Artikel II

S c h l u ß b e s t i m m u n g e n

Art. II Abs. 2 des Bandesgesetzes vom
6. März 1974, BGBl. Nr. 178, mit dem das
Mutterschutzgesetz geändert wird, wird aufge-
hoben.

Artikel III

W i r k s a m k e i t s b e g i n n

Dieses Bundesgesetz tritt hinsichtlich des Art. I
Z. 6 rückwirkend mit 1. Jänner 1974, im übri-
gen mit 1. Jänner 1975 in Kraft."

Artikel IV

V o l l z i e h u n g

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für soziale Verwaltung be-
traut.

Kirchschläger
Kreisky Häuser

7 7 9 . Bundesgesetz vom 28. November 1974,
mit dem das Gewerbliche Selbständigen-
Krankenversicherungsgesetz geändert wird

(4. Novelle zum GSKVG 1971)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
Das Gewerbliche Selbständigen-Krankenver-

sicherungsgesetz, BGBl. Nr. 287/1971, in der Fas-
sung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 36/1973,
BGBl. Nr. 172/1973 und BGBl. Nr. 26/1974 wird
geändert wie folgt:

1. a) Im § 5 Abs. 1 Z. 1 lit. c ist der Ausdruck
„Sonderheilanstalt" durch den Ausdruck „Sonder-
krankenanstalt" zu ersetzen.

b) Dem § 5 ist als Abs. 5 anzufügen:
„(5) An die Stelle des in den Abs. 2 und 3

bezeichneten Antrages tritt bei Personen, die als
Zivildienstleistende im Sinne des Zivildienst-
gesetzes, BGBl. Nr. 187/1974, nach § 8 Abs. 1
Z. 4 lit. d des Allgemeinen Sozialversicherungs-
gesetzes in der Krankenversicherung pflichtver-
sichert sind, der Beginn des Zivildienstes."

2. Dem § 6 Abs. 3 ist folgender Satz anzufügen:
„Die Pflichtversicherung der im § 2 Abs. 1 Z. 1
und 2 genannten Personen endet jedenfalls mit
dem Eintritt einer Pflichtversicherung nach § 2
Abs. 1 Z. 3."

2 a. Im § 7 Abs. 1 lit. a ist der Ausdruck „Son-
derheilanstalt" durch den Ausdruck „Sonderkran-
kenanstalt" zu ersetzen.

3. § 14 Abs. 2 Z. 3 hat zu lauten:

„3. Beginn und Ende des Präsenzdienstes bzw.
des Zivildienstes;"

4. Im § 17 Abs. 3 haben die Worte „durch die
Satzung" zu entfallen.

5. § 18 Abs. 1 letzter Satz hat zu lauten:
„Den Einkünften aus einer die Pflichtversiche-
rung nach diesem Bundesgesetz begründenden
Erwerbstätigkeit sind

a) bei Verpächtern von Betrieben die Ein-
künfte aus Verpachtung,

b) bei den gemäß § 3 in die Pflichtversiche-
rung einbezogenen Personen die aus der
der Einbeziehung zugrundeliegenden Er-
werbstätigkeit erzielten Einkünfte

gleichzuhalten."

6. § 19 Abs. 3 zweiter Satz hat zu lauten:

„Sind in dem betreffenden Kalenderjahr bereits
Leistungen nach Maßgabe der §§ 38 Abs. 2
lit. c bzw. 61 Abs. 2 bezogen worden, so ist eine
Herabsetzung der Beitragsgrundlage unter den
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Betrag ausgeschlossen, der auf Grund vertrag-
licher Regelungen für die Gewährung der ärzt-
lichen Hilfe als Sachleistung festgesetzt wurde."

7. Im § 25 erster Satz ist der Ausdruck
„7,5 v. H." durch den Ausdruck „8,5 v. H." zu
ersetzen.

8. § 33 Abs. 1 2. 2 hat zu lauten:

„2. im Versicherungsfall der Mutterschaft mit
dem Beginn der achten Woche vor der voraus-
sichtlichen Entbindung; wenn aber die Entbin-
dung vor diesem Zeitpunkt erfolgt, mit der
Entbindung; ist der Tag der voraussichtlichen
Entbindung nicht festgestellt worden, mit dem
Beginn der achten Woche vor der Entbindung;"

9. § 36 Abs. 4 Z. 1 zweiter Satz hat zu lauten:

„Ist die Schul- oder Berufsausbildung durch die
Erfüllung der Wehrpflicht, der Zivildienstpflicht,
durch Krankheit oder ein anderes unüberwind-
bares Hindernis verzögert worden, so gelten sie
als Angehörige über das 26. Lebensjahr hinaus
für einen der Dsuer der Behinderung angemesse-
nen Zeitraum."

10. § 39 Abs. 6 lit. d hat zu lauten:

„d) bei Sachleistungen nach § 54 b;"

11. § 44 lit. <: erster Halbsatz hat zu lauten:

„wenn anspruchsberechtigte Personen den Ver-
sicherungsfall durch die Verübung einer mit
Vorsatz begangenen gerichtlich strafbaren Hand-
lung veranlaßt haben, derentwegen sie zu einer
mehr als einjährigen Freiheitsstrafe rechtskräftig
verurteilt worden sind;"

12. § 45 Abs. 1 hat zu lauten:
„(1) Die Leistungsansprüche ruhen für die

Dauer der Verbüßung einer Freiheitsstrafe, der
in den Fällen der §§ 21 Abs. 2, 22 und 23 des
Strafgesetzbuches verfügten Anhaltung in einer
der dort genannten Anstalten, der Anhaltung in
einer Bundesanstalt für Erziehungsbedürftige
(§ 4 des Jugendgerichtsgesetzes 1961) oder der
Untersuchungshaft."

13. § 58 Abs. 5 hat zu lauten:

„(5) Die Satzung kann unter Bedachtnahme
auf die Abnützung bei ordnungsmäßigem Ge-
brauch eine Gebrauchsdauer für Heilbehelfe und
Hilfsmittel festsetzen."

14. § 60 Abs. 2 hat zu lauten:

„{2) Als Anstaltspflege gilt nicht die Unter-
bringung in einem Heim für Genesende, die
ärztlicher Behandlung und besonderer Wartung
bedürfen (§ 2 Abs. 1 Z. 3 Krankenanstalten-
gesetz, BGBl. Nr. 1/1957), in einer Pflegeanstalt
für chronisch Kranke, die ärztlicher Betreuung

und besonderer Pflege bedürfen (§ 2 Abs. 1 Z. 4
Krankenanstaltengesetz, BGBl. Nr. 1/1957), oder
in einer Sonderkrankenanstalt, die vorwiegend
der Rehabilitation von Versicherten dient."

15. Im § 65 Abs. 1 Z. 4 ist der Ausdruck
„Sonderheilanstalten" durch den Ausdruck „Son-
derkrankenanstalten" zu ersetzen.

15 a. § 68 Abs. 6 hat zu lauten:

„(6) Durch die Satzung kann im Zusammen-
hang mit der Unterbringung in Sonderkranken-
anstalten (§ 65 Abs. 1 Z. 4) die Übernahme von
Reise-(Fahrt-) und Transportkosten als freiwilli-
ge Leistung vorgesehen werden. Durch die Sat-
zung kann ferner die Übernahme der im Zusam-
menhang mit den Gesundenuntersuchungen ent-
stehenden Fahrtkosten nach Maßgabe der Be-
stimmungen des Abs. 2 als freiwillige Leistung
vorgesehen werden."

16. § 74 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Das Wochengeld ist für die Dauer der
letzten acht Wochen vor der Entbindung, für
den Entbindungstag selbst und für die ersten
acht Wochen nach der Entbindung zu gewähren.
Für Mütter nach Frühgeburten oder Mehrlings-
geburten ist das Wochengeld bis einschließlich
der zwölften Woche nach der Entbindung zu
gewähren. Die Achtwochenfrist vor der voraus-
sichtlichen Entbindung ist auf Grund eines ärzt-
lichen Zeugnisses zu berechnen. Erfolgt die Ent-
bindung zu einem anderen als dem vom Arzt
angenommenen Zeitpunkt, so verkürzt oder
verlängert sich die Frist vor der Entbindung ent-
sprechend. Die Frist nach der Entbindung ver-
längert sich jedoch in jedem Falle bis zu dem
Zeitpunkt, in dem unter der Annahme der Gel-
tung der Vorschriften des Mutterschutzrechtes
ein Beschäftigungsverbot enden würde."

17. § 90 Abs. 2 Z. 4 hat zu lauten:

„4. der rechtskräftigen Verurteilung des Ver-
tragsarztes

a) wegen einer oder mehrerer mit Vorsatz
begangener gerichtlich strafbarer Handlun-
gen zu einer mehr als einjährigen Freiheits-
strafe oder

b) wegen einer mit Bereicherungsvorsatz be-
gangenen gerichtlich strafbaren Handlung;".

Artikel II

Ü b e r g a n g s b e s t i m m u n g e n

Für rückständige Beiträge aus Kalendermona-
ten, die vor dem Beginn des Kalendermonates
Jänner 1975 liegen, sind die Verzugszinsen, so-
weit sie nicht bereits vorgeschrieben sind, in ent-
sprechender Anwendung des § 25 des Gewerb-
lichen Selbständigen-Krankenversicherungsgeset-
zes in der Fassung des Art. I Z. 7 zu berechnen.
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Artikel III

S c h l u ß b e s t i m m u n g e n

Art. II Abs. 4 des Bundesgesetzes vom 6. März
1974, BGBl. Nr. 178, mit dem das Mutterschutz-
gesetz geändert wird, wird aufgehoben.

Artikel IV

W i r k s a m k e i t s b e g i n n

Dieses Bundesgesetz tritt hinsichtlich des Art. I
Z. 10 rückwirkend mit 1. Jänner 1974, im übri-
gen mit 1. Jänner 1975 in Kraft.

Artikel V

V o l l z i e h u n g

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für soziale Verwaltung be-
traut.

Kirchschläger
Kreisky Häuser

7 8 0 . Bundesgesetz vom 28. November 1974,
mit dem das Beamten-Kranken- und Unfall-
versicherungsgesetz geändert wird (5. Novelle
zum Beamten-Kranken- und Unfallversiche-

rungsgesetz)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Beamten-Kranken- und Unfallversiche-
rungsgesetz, BGBl. Nr. 200/1967, in der Fassung
der Bundesgesetze BGBl. Nr. 284/1968, BGBl.
Nr. 24/1969, BGBl. Nr. 388/1970 und BGBl.
Nr. 35/1973 wird geändert wie folgt:

1. § 4 hat zu lauten:

„ E i n b e z i e h u n g im V e r o r d n u n g s -
weg

§ 4. Die Dienstnehmer einer gesetzlichen beruf-
lichen Vertretung, der Präsidentenkonferenz der
Landwirtschaftskammern Österreichs sowie der
Wiener Börsekammer und der Kammer der Börse
für landwirtschaftliche Produkte in Wien, auf die
die in § 1 Abs. 1 Z. 2 lit. a und b genannten
Voraussetzungen zutreffen und bei denen nicht
ein Ausnahmegrund nach § 2 Abs. 1 Z. 2 bzw.
§ 3 Z. 2 gegeben ist, sind auf Antrag des Dienst-
gebers durch Verordnung des Bundesministers für
soziale Verwaltung in die Kranken- bzw. Unfall-
versicherung nach diesem Bundesgesetz einzubezie-
hen, wenn der Einbeziehung nicht öffentliche Rück-
sichten vom Gesichtspunkt der Sozialversicherung
entgegenstehen. Im Falle der Einbeziehung der
Dienstnehmer einer gesetzlichen beruflichen
Vertretung, der Präsidentenkonferenz der Land-
wirtschaftskammern Österreichs sowie der Wiener

Börsekammer und der Kammer der Börse für
landwirtschaftliche Produkte in Wien in die Kran-
kenversicherung sind auch diejenigen Personen
versichert, die auf Grund eines früheren Dienst-
verhältnisses von dieser gesetzlichen beruflichen
Vertretung (der Präsidentenkonferenz der Land-
wirtschaftskammern Österreichs, der Wiener
Börsekammer bzw. der Kammer der Börse für
landwirtschaftliche Produkte in Wien) Ruhe(Ver-
sorgungs)bezüge erhalten, sofern sie ihren ordent-
lichen Wohnsitz im Inland haben."

2. § 7 hat zu lauten:

„ R u h e n der V e r s i c h e r u n g

§ 7. (1) Die Versicherung ruht während des
Urlaubes gegen Einstellung der Bezüge (Karenz-
urlaub).

(2) Das Ruhen der Krankenversicherung tritt
nicht ein,

1. sofern der Urlaub die Dauer eines Monates
nicht überschreitet;

2. während der Dauer des Bezuges von Karenz-
urlaubsgeld nach den Bestimmungen des Bundes-
gesetzes BGBl. Nr. 395/1974 oder gleichartigen
Bestimmungen;

3. wenn der Versicherte die Aufrechterhaltung
der Krankenversicherung innerhalb von drei
Wochen ab dem Zeitpunkt beantragt, ab dem
sonst das Ruhen eintreten würde."

3. § 19 Abs. 4 hat zu lauten:

„(4) Grundlage für die Bemessung der Beiträge
bildet in den Fällen des § 7 Abs. 2 Z. 1 und 3
die letzte unmittelbar vor der Beurlaubung be-
standene Beitragsgrundlage im Sinne des Abs. 1,
in den Fällen des § 7 Abs. 2 Z. 2 der doppelte
Betrag des monatlichen Karenzurlaubsgeldes."

4. Im § 23 zweiter Satz ist der Ausdruck
„7'5 v. H." durch den Ausdruck „8'5 v. H." zu
ersetzen.

5. a) § 34 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Personen, die den Versicherungsfall durch
die Verübung einer mit Vorsatz begangenen ge-
richtlich strafbaren Handlung veranlaßt haben,
derentwegen sie zu einer mehr als einjährigen
Freiheitsstrafe rechtskräftig verurteilt worden
sind, steht kein Anspruch auf Geldleistungen aus
dem betreffenden Versicherungsfall zu."

b) § 34 Abs. 2 erster Satz erster Halbsatz hat
zu lauten:

„Im Falle des Abs. 1 gebühren den im Inland
wohnenden bedürftigen Angehörigen des Ver-
sicherten, wenn ihr Unterhalt mangels ander-
weitiger Versorgung vorwiegend von diesem be-
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stritten wurde und nicht ihre Mitschuld oder
Teilnahme aa der in Abs. 1 bezeichneten gericht-
lich strafbaren Handlung durch rechtskräftiges
Strafurteil festgestellt ist, bei Zutreffen der üb-
rigen Voraussetzungen die Hinterbliebenenren-
ten;"

6. § 35 Abs. I erster Satz hat zu lauten:

„Die Leistungsansprüche ruhen, solange der An-
spruchsberechtigte eine Freiheitsstrafe verbüßt
oder in den Fällen der §§ 21 Abs. 2, 22 und 23
des Strafgesetzbuches in einer der dort genannten
Anstalten oder in einer Bundesanstalt für Er-
ziehungsbedürftige (§ 4 des Jugendgerichtsgesetzes
1961) angehalten wird."

7. Im § 39 Abs. 4 zweiter Satz ist der Betrag
von 1200 S durch den Betrag von 1665 S zu er-
setzen.

8. § 52 a hat zu lauten:

„§ 52 a. Die Aufwendungen der Versicherungs-
anstalt für die Durchführung der in § 52 Abs. 1
Z. 1 genannten Aufgaben einschließlich der Kosten
für die Errichtung und den Betrieb der hiezu
erforderlichen eigenen Einrichtungen bzw. der
Bereitstellung entsprechender Vertragseinrichtun-
gen haben sich in einem Rahmen zu bewegen, der
2 v. H. der Einnahmen an Versicherungsbei-
trägen im letzten vorangegangenen Geschäftsjahr
entspricht."

9. § 56 Abs. 3 2 . 1 zweiter Satz hat zu lauten:
„Ist die Schul- oder Berufsausbildung durch die
Erfüllung der Wehrpflicht, der Zivildienstpflicht,
durch Krankheit oder ein anderes unüberwind-
bares Hindernis verzögert worden, so gelten sie
als Angehörige über das 26. Lebensjahr hinaus
für einen der Dauer der Behinderung angemesse-
nen Zeitraum;"

10. Im § 63 Abs. 1 zweiter Satz ist der Aus-
druck „logopädisch-phoniatrische Behandlung"
durch den Ausdruck „logopädisch-phoniatrisch-
audiometrische Behandlung" und der Ausdruck
„logopädisch-phoniatrischen Dienstes" durch den
Ausdruck „logopädisch-phoniatrisch-audiometri-
schen Dienstes" zu ersetzen.

11. § 65 hat zu lauten:

„ H e i l b e h e l f e u n d H i l f s m i t t e l

§ 65. (1) Notwendige Heilbehelfe und Hilfs-
mittel sind in einfacher und zweckentsprechender
Ausführung zu gewähren. Als Hilfsmittel sind
hiebei solche Gegenstände oder Vorrichtungen an-
zusehen, die geeignet sind,

a) die Funktion fehlender oder unzulänglicher
Körperteile zu übernehmen oder

b) die mit einer Verstümmelung, Verunstal-
tung oder einem Gebrechen verbundene
körperliche oder psychische Beeinträchti-
gung zu mildern oder zu beseitigen.

(2) Körperersatzstücke, orthopädische Behelfe
und andere Hilfsmittel werden nicht gewährt,
wenn auf diese Leistungen Anspruch aus der ge-
setzlichen Unfallversicherung, nach den Bestim-
mungen des Kriegsopferversorgungsgesetzes 1957,
BGBl. Nr. 152, des Opferfürsorgegesetzes, BGBl.
Nr. 183/1947, des Heeresversorgungsgesetzes,
BGBl. Nr. 27/1964, des Strafvollzugsgesetzes,
BGBl. Nr. 144/1969, oder aus einer auf landes-
gesetzlichen Vorschriften beruhenden Unfall-
fürsorgeeinrichtung besteht.

(3) Die Satzung kann unter Bedachtnahme auf
die Abnutzung bei ordnungsmäßigem Gebrauch
eine Gebrauchsdauer für Heilbehelfe und Hilfs-
mittel festsetzen. § 100 Abs. 3 ist entsprechend
anzuwenden."

12. Im § 66 Abs. 4 ist der Ausdruck „in einer
Pflegeanstalt für Kranke, die an chronischen
Krankheiten leiden und die ungeachtet ihrer Un-
heilbarkeit ärztlicher Behandlung und besonderer
Pflege bedürfen" durch den Ausdruck „und in
einer Pflegeanstalt für chronisch Kranke, die
ärztlicher Betreuung und besonderer Pflege be-
dürfen" zu ersetzen.

13. Im § 70 Abs. 1 Z. 4 ist der Ausdruck „Son-
derheilanstalten" durch den Ausdruck „Sonder-
krankenanstalten" zu ersetzen.

14. Im § 75 erster Satz ist der Ausdruck
„letzten sechs Wochen" durch den Ausdruck
„letzten acht Wochen" zu ersetzen.

15. Im § 82 ist der Ausdruck „(§ 52 Abs. 1
Z. 1 und 2)" durch den Ausdruck „(§ 52 Abs. 1
Z. 2 und 3)" zu ersetzen.

16. § 105 Abs. 3 Z. 1 zweiter Satz hat zu
lauten:
„Ist die Schul- oder Berufsausbildung durch die
Erfüllung der Wehrpflicht, der Zivildienstpflicht,
durch Krankheit oder ein anderes unüberwind-
bares Hindernis verzögert worden, so gebührt der
Kinderzuschuß über das 26. Lebensjahr hinaus
für einen der Dauer der Behinderung angemesse-
nen Zeitraum;"

17. § 142 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Gleichzeitig mit dem Obmann sind drei
Stellvertreter zu wählen, und zwar in getrennten
Wahlgängen der Gruppe der Dienstnehmer und
der Dienstgeber. Gehört der Obmann einer der
beiden Gruppen an, ist der erste Obmannstell-
vertreter der anderen Gruppe zu entnehmen.
Gehört der Obmann der Gruppe der Dienstgeber
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an, sind die drei Stellvertreter jedenfalls der
Gruppe der Dienstnehmer zu entnehmen. Jede
der beiden Gruppen kann auf die ihr zustehende
Stelle zugunsten der anderen Gruppe verzich-
ten."

18. § 147 Abs. 2 hat zu lauten:
„(2) Die örtliche Zuständigkeit eines Landes-

vorstandes richtet sich bei Versicherten nach deren
Wohnort. Ist kein Wohnort im Inland vorhan-
den, ist der für Wien, Niederösterreich und Bur-
genland bestehende Landesvorstand zuständig."

19. § 149 Abs. 2 hat zu lauten:
„(2) Der ordnungsgemäß einberufene Verwal-

tungskörper, ausgenommen der Rentenausschuß,
ist bei Anwesenheit von mindestens der Hälfte
der Versicherungsvertreter, wobei sich unter die-
sen ein Vorsitzender befinden muß, beschluß-
fähig; die Beschlußfähigkeit des Rentenaus-
schusses ist nur bei Anwesenheit aller Mitglieder
gegeben."

20. § 151 Abs. 5 hat zu lauten:
„(5) Die Versicherungsanstalt hat die vom

Hauptvorstand beschlossene Erfolgsrechnung
binnen vier Monaten nach der Beschlußfassung
in der Fachzeitschrift „Soziale Sicherheit" zu
verlautbaren.

Artikel II

Ü b e r g a n g s b e s t i m m u n g e n

Für rückständige Beiträge aus Kalender-
monaten, die vor dem Beginn des Kalender-
monates Jänner 1975 liegen, sind die Verzugs-
zinsen, soweit sie nicht bereits vorgeschrieben
sind, in entsprechender Anwendung des § 23 des
Beamten-Kranken- und Unfallversicherungs-
gesetzes in der Fassung des Art. I Z. 4 zu be-
rechnen.

Artikel III

S c h l u ß b e s t i m m u n g e n

Art. II Abs. 3 des Bundesgesetzes vom 6. März
1974, BGBl. Nr. 178, mit dem das Mutterschutz-
gesetz geändert wird, wird aufgehoben.

Artikel IV

W i r k s a m k e i t s b e g i n n

Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 1975
in Kraft.

Artikel V

V o l l z i e h u n g

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für soziale Verwaltung be-
traut.

Kirchschläger
Kreisky Häuser

7 8 1 . Bundesgesetz vom 28. November 1974,
mit dem das Notarversicherungsgesetz 1972
geändert wird (Novelle zum Notarversiche-

rungsgesetz 1972)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Notarversicherungsgesetz 1972, BGBl.
Nr. 66, wird geändert wie folgt:

1. Im § 2 Z. 9 ist der Ausdruck „Begräbnis-
kostenbeitrag" durch den Ausdruck "Bestattungs-
kostenbeitrag" zu ersetzen.

2. Im § 7 Abs. 1 letzter Satz ist der Ausdruck
„(§ 58 des Einkommensteuergesetzes 1967)"
durch den Ausdruck „(§ 76 des Einkommen-
steuergesetzes 1972)" zu ersetzen.

3. Im § 11 zweiter Satz ist der Ausdruck
„7 v. H." durch den Ausdruck „8'5 v. H." zu
ersetzen.

4. Der bisherige § 15 erhält die Absatzbezeich-
nung „(1)". Als Abs. 2 ist anzufügen:

„(2) Die Versicherungsanstalt kann, wenn es
der Verwaltungsvereinfachung dient, von der
gesonderten nachträglichen Vorschreibung von
Beiträgen bzw. von der gesonderten Rückzahlung
von zu Ungebühr entrichteten Beiträgen bis zu
50 S absehen und diese Beiträge bei der im nächst-
folgenden Kalenderjahr vorzunehmenden Neu-
berechnung der Beiträge berücksichtigen."

5. § 25 Abs. 1 hat zu lauten:
„(1) Die Leistungsansprüche ruhen, solange

der Anspruchsberechtigte eine Freiheitsstrafe ver-
büßt oder in den Fällen der §§ 21 Abs. 2, 22
und 23 des Strafgesetzbuches in einer der dort
genannten Anstalten oder in einer Bundesanstalt
für Erziehungsbedürftige (§ 4 des Jugend-
gerichtsgesetzes 1961) angehalten wird."

6. Im § 26 entfällt die Absatzbezeichnung
„(1)". Abs. 2 wird aufgehoben.

7. § 27 wird aufgehoben.

8. Im § 29 Abs. 3 ist der Ausdruck „Begräb-
niskostenbeitrag" durch den Ausdruck „Bestat-
tungskostenbeitrag" zu ersetzen.

9. Im § 30 Abs. 4 zweiter Satz ist der Betrag
von 1200 S durch den Betrag von 1665 S zu
ersetzen.

10. § 40 Z. 4 lit. c hat zu lauten:
„c) der Bestattungskostenbeitrag."

11. § 42 Abs. 1 Z. 4 hat zu lauten:
„4. Zeiten, in denen ein Versicherter auf

Grund der Bestimmungen des Wehrgesetzes,
BGBl. Nr. 181/1955, ordentlichen oder außer-
ordentlichen Präsenzdienst oder auf Grund der
Bestimmungen des Zivildienstgesetzes, BGBl.
Nr. 187/1974, ordentlichen oder außerordent-
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lichen Zivildienst geleistet hat, sofern sich diese
Zeiten nicht schon im Bestand oder Ausmaß
eines Leistungsanspruches in einer Pensionsver-
sicherung auf Grund anderer bundesgesetzlicher
Vorschriften ausgewirkt haben."

12. § 45 Abs. 2 Z. 3 hat zu lauten:
„3. Zeiten, in denen ein Versicherter auf

Grund der Bestimmungen des Wehrgesetzes
ordentlichein oder außerordentlichen Präsenz-
dienst oder auf Grund der Bestimmungen des
Zivildienstgesetzes ordentlichen oder außerordent-
lichen Zivildienst geleistet hat;"

13. Im § 46 Abs. 1 bis 3 ist der jeweils ver-
wendete Ausdruck „Begräbniskostenbeitrag"
durch den Ausdruck „Bestattungskostenbeitrag"
zu ersetzen.

14. § 48 Abs. 3 zweiter Satz hat zu lauten:
„In den Fällen des Abs. 2 Z. 1 gilt als durch-
schnittliches Monatseinkommen
1. in dem dem Kalenderjahr des Versicherungs-

falles vorangehenden Kalenderjahr das mit dem
Anpassungsfaktor (§ 20 Abs. 1) dieses Kalen-
derjahres,

2. im Kalenderjahr des Versicherungsfalles das
mit dem Produkt der Anpassungsfaktoren (§ 20
Abs. 1) des Kalenderjahres des Versicherungs-
falles und des diesem vorangehenden Kalender-
jahres

vervielfachte durchschnittliche Monatseinkommen
aus dem dem Kalenderjahr des Versicherungsfalles
zweitvorangegangenen Kalenderjahr."

15. Im § 54 Abs. 2 ist in der Z. 3 der Ausdruck
„Anspruch" durch den Ausdruck „einen bescheid-
mäßig zuerkannten Anspruch" zu ersetzen.

16. a) § 57 Abs. 2 hat zu lauten:
„(2) Als Kinder gelten bis zum vollendeten

18. Lebensjahr:
1. die ehelichen, die legitimierten Kinder und

die Wahlkinder der Versicherten;
2. die unehelichen Kinder einer weiblichen

Versicherten;
3. die unehelichen Kinder eines männlichen

Versicherten, wenn seine Vaterschaft durch Ur-
teil oder durch Anerkenntnis festgestellt ist
(§ 163 b ABGB);

4. die Stiefkinder, wenn sie mit dem Versicher-
ten ständig in Hausgemeinschaft leben.
Die ständige Hausgemeinschaft im Sinne der Z. 4
besteht weiter, wenn sich das Kind nur vorüber-
gehend oder wegen schulmäßiger (beruflicher)
Ausbildung oder zeitweilig wegen Heilbehand-
lung außerhalb der Hausgemeinschaft aufhält;
das gleiche gilt, wenn sich das Kind auf Veran-
lassung des Versicherten und überwiegend auf
dessen Kosten oder auf Anordnung der Jugend-
fürsorge oder des Vormundschafts(Pflegschafts)-
gerichtes in Pflege eines Dritten befindet."

b) § 57 Abs. 4 Z. I zweiter Satz hat zu lauten:
„Ist die Schul- oder Berufsausbildung durch
die Erfüllung der Wehrpflicht, der Zivildienst-
pflicht, durch Krankheit oder ein anderes un-
überwindbares Hindernis verzögert worden, so
sind sie als Kinder auch über das 26. Lebensjahr
hinaus für einen der Dauer der Behinderung an-
gemessenen Zeitraum anzusehen;"

17. § 58 letzter Satz hat zu lauten:
„Die Waisenpension beträgt mindestens

für jedes einfach verwaiste Kind 1466 S,
für jedes doppelt verwaiste Kind 2199 S;

an die Stelle dieser Beträge treten ab 1. Jänner
eines jeden Jahres, erstmals ab 1. Jänner 1975,
die unter Bedachtnahme auf § 21 mit dem je-
weiligen Anpassungsfaktor (§ 20) vervielfachten
Beträge."

18. a) Im § 60 ist die Überschrift „Begräbnis-
kostenbeitrag" durch die Überschrift „Bestat-
tungskostenbeitrag" zu ersetzen.

b) Im § 60 ist der jeweils verwendete Ausdruck
„Begräbniskostenbeitrag" durch den Ausdruck
„Bestattungskostenbeitrag" zu ersetzen.

19. § 63 Abs. 3 Z. 5 erster Halbsatz hat zu
lauten:
„in den Fällen des Abs. 2 tritt an die Stelle des
Dienstgebers die Pensionsversicherungsanstalt der
Angestellten, an die Stelle der Pensionsversor-
gung die Pensionsversicherung der Angestellten,
aa die Stelle der Aufnahme in das pensionsver-
sicherungsfreie Dienstverhältnis das Ausscheiden
aus der Pensionsversicherung und an die Stelle
des Einlangens des Anrechnungsbescheides der
Stichtag;"

20. Im § 67 Abs. 5 haben an die Stelle des
vorletzten und letzten Satzes folgende Bestim-
mungen zu treten:
„Den Mitgliedern (stellvertretenden Mitgliedern)
eines Verwaltungskörpers sowie den Rechnungs-
prüfern (deren Stellvertretern), ferner den aus
ihrer Funktion ausgeschiedenen Präsidenten und
deren Stellvertretern sowie den Hinterbliebenen
der genannten Funktionäre können jedoch Ent-
schädigungen gewährt werden. Die Entscheidung
über die Gewährung der Entschädigungen sowie
über ihr Ausmaß obliegt dem Vorstand. Der
Bundesminister für soziale Verwaltung kann
hiefür nach Anhörung des Hauptverbandes der
österreichischen Sozialversicherungsträger Grund-
sätze aufstellen und für verbindlich erklären; in
diesen Grundsätzen sind einheitliche Höchstsätze
für Reisekostenentschädigungen und Sitzungs-
gelder sowie unter Berücksichtigung des örtlichen
Wirkungsbereiches und der Zahl der Versicherten

a) Höchstsätze für die Funktionsgebühren der
Mitglieder der Verwaltungskörper und der
Rechnungsprüfer festzusetzen und
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b) das Höchstausmaß und die Voraussetzungen
für die Gewährung von Entschädigungen
an ausgeschiedene Funktionäre bzw. deren
Hinterbliebene in der Weise zu regeln, daß
die Gewährung der Entschädigung tinter
Bedachtnahme auf die Richtlinien für die
pensionsrechtlichen Verhältnisse der Sozial-
versicherungsbediensteten von der Errei-
chung eines bestimmten Anfallsalters sowie
von einer Mindestdauer der Ausübung der
Funktion abhängig gemacht wird; ferner
ist vorzusehen, daß auf die Entschädigung
alle Einkünfte des ausgeschiedenen Funk-
tionärs bzw. der Hinterbliebenen mit Aus-
nahme der Pension aus der gesetzlichen
Sozialversicherung anzurechnen sind; nicht
anzurechnen ist ferner ein Ruhe- oder Ver-
sorgungsgenuß von einer öffentlich-recht-
lichen Gebietskörperschaft, insoweit er nach
Art und Ausmaß mit einer Pension aus
der gesetzlichen Sozialversicherung ver-
gleichbar ist."

21. a) Im § 78 Abs. 1 erster Satz ist der Aus-
druck „fruchtbringend" durch den Ausdruck
„zinsbringend" zu ersetzen.

b) § 78 Abs. 1 Z. 2 hat zu lauten:
„2. in Darlehensforderungen, die auf inländi-

schen Liegenschaften mündelsicher sichergestellt
werden; grundbücherlich sichergestellte Darlehen
auf Gebäude, die ausschließlich oder zum größten
Teil industriellen oder gewerblichen Zwecken
dienen, sowie auf unbewegliches Vermögen, das
der Exekution entzogen ist oder auf dem ein
Belastungs- oder Veräußerungsverbot lastet, sind
ausgeschlossen. Liegenschaften, deren Ertrag auf
Anpflanzungen beruht, dürfen nur insoweit be-
liehen werden, als der Grundwert ohne Rücksicht
auf die Bestockung Mündelsicherheit gewährt. Die
betreffenden Liegenschaften müssen einen der
Verzinsung des Darlehens und den übernomme-
nen Rückzahlungsverpflichtungen entsprechenden
Ertrag abwerfen und samt ihrem Zugehör wäh-
rend der ganzen Dauer des Darlehens im vollen
Wert des Darlehens samt Nebengebührenkaution
gegen Elementarschäden versichert sein;"

22. Nach § 88 ist ein § 88 a mit folgendem
Wortlaut einzufügen:

„ V e r s c h w i e g e n b e i t s p f l i c h t d e r
B e d i e n s t e t e n

§ 88 a. (1) Die Bediensteten haben über alle
ihnen in Ausübung des Dienstes oder mit Be-
ziehung auf ihre Stellung bekanntgewordenen
Angelegenheiten, die im Interesse der Versiche-
rungsanstalt oder der Versicherten, ihrer Ange-
hörigen oder Dienstgeber Geheimhaltung erfor-
dern oder ihnen ausdrücklich als vertraulich be-
zeichnet worden sind, gegen jedermann, dem sie
über solche Angelegenheiten eine dienstliche Mit-
teilung zu machen nicht verpflichtet sind, Ver-
schwiegenheit zu beobachten.

(2) Eine Ausnahme von der im Abs. 1 bezeich-
neten Verpflichtung tritt nur insoweit ein, als
ein Bediensteter für einen bestimmten Fall von
der Verpflichtung zur Wahrung des Dienst-
geheimnisses entbunden wurde.

(3) Die Bediensteten sind an die Verschwiegen-
heitspflicht auch im Verhältnis außer Dienst, im
Ruhestand sowie nach Auflösung des Dienstver-
hältnisses gebunden."

23. a) § 92 Abs. 3 Z. 3 hat zu lauten:
„3. von den Bestimmungen des Abschnit-

tes II des Zweiten Teiles die §§ 48 Abs. 8 und
9, 54, 55, 58, 61 und 62;"

b) Dem § 92 ist ein Abs. 5 mit folgendem
Wortlaut anzufügen:

„(5) Die Bestimmungen des § 55 sind auch
auf Leistungsansprüche anzuwenden, die am
31. Dezember 1971 bereits bestehen. Ergibt die
Anwendung des § 55 einen niedrigeren monat-
lichen Pensionsbetrag, als er nach den bisherigen
Bestimmungen gebührte, so ist die monatliche
Pension im bisherigen Ausmaß weiter zu ge-
währen."

24. a) § 94 Abs. 2 zweiter Halbsatz hat zu
lauten:
„hat dem Ausgeschiedenen am 31. Dezember
1971 ein Anspruch auf eine Pension nach einem
anderen Bundesgesetz aus den Versicherungs-
fällen des Alters, der dauernden Berufsunfähig-
keit, der geminderten Arbeitsfähigkeit oder der
dauernden Erwerbsunfähigkeit gebührt oder
wurde für ihn wegen einer vor dem 1. Jänner
1972 erfolgten Aufnahme in ein pensionsver-
sicherungsfreies Dienstverhältnis der Überwei-
sungsbetrag nach § 308 des Allgemeinen Sozial-
versicherungsgesetzes geleistet, so ist § 63 erst
nach dem nicht durch den Tod bedingten Weg-
fall dieses Anspruches bzw. nach Leistung des
Oberweisungsbetrages nach § 311 Abs. 1 des
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes anzu-
wenden."

b) § 94 Abs. 5 erster Halbsatz hat zu lauten:
„Ein im Sinne des § 63 zu leistender Oberwei-
sungsbetrag wird am Stichtag für eine Leistung
aus einer Pensionsversicherung, mit dem An-
trag auf Leistung eines Oberweisungsbetrages
nach § 308 des Allgemeinen Sozialversicherungs-
gesetzes, mit dem Antrag auf Weiterversiche-
rung bzw. mit dem Antrag auf eine sonstige
Leistung aus einer Pensionsversicherung fällig;"

25. § 95 Abs. 3 hat zu lauten:
„(3) Bei der Berechnung des Oberweisungs-

betrages nach Abs. 1 und 2 bleiben Zeiten unbe-
rücksichtigt, die nach § 531 des Allgemeinen
Sozialversicherungsgesetzes als nachversichert
gelten bzw. für die nach § 531 des Allgemeinen
Sozialversicherungsgesetzes der Oberweisungs-
betrag als geleistet gilt."
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Artikel II

(1) Für rückständige Beiträge für Zeiten vor
dem 1. Jänner 1975 sind Verzugszinsen, soweit
sie nicht bereits vorgeschrieben sind, in ent-
sprechender Anwendung des § 11 des Notar-
versicherungsgesetzes 1972 in der Fassung des
Art. I Z. 3 zu berechnen.

(2) Die Bestimmungen des § 57 Abs. 2 des
Notarversicherungsgesetzes 1972 in der Fassung
des Art. I Z. 16 lit. a gelten ab 1. Jänner 1975
auch für Versicherungsfälle, die vor dem 1. Jän-
ner 1975 eingetreten sind, wenn dies für den
Leistungsempfänger (Leistungswerber) günstiger
ist und er bis 31. Dezember 1975 einen dies-
bezüglichen Antrag stellt.

(3) Die Bestimmungen des § 58 des Notar-
versicherungsgesetzes 1972 in der Fassung des
Art. I Z. 17 sind ab 1. Jänner 1974 auch auf
Leistungsansprüche anzuwenden, die am 31. De-
zember 1973 bereits bestehen.

Artikel III
(1) Dieses Bundesgesetz tritt, soweit nichts

anderes bestimmt wird, mit 1. Jänner 1975 in
Kraft.

(2) Es treten in Kraft
a) rückwirkend mit dem 1. Jänner 1972 die

Bestimmungen des Art. I Z. 19 und 23
bis 25;

b) rückwirkend mit dem 1. Jänner 1973 die
Bestimmungen des Art. I Z. 2 und 20;

c) rückwirkend mit dem 1. Jänner 1974 die
Bestimmungen des Art. I Z. 17.

Artikel IV
Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist

der Bundesminister für soziale Verwaltung be-
traut.

Kirchschläger
Kreisky Häuser

7 8 2 . Bundesgesetz vom 28. November 1974,
mit dem das Landarbeitsgesetz geändert wird

(2. Landarbeitsgesetz-Novelle 1974)
Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
Das Landarbeitsgesetz, BGBl. Nr. 140/1948,

in der Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 279/
1957, 92/1959, 241/1960, 97/1961, 10/1962, 194/
1964, 238/1965, 265/1967, 283/1968, 463/1969,
239/1971, 318/1971, 333/1971 und 457/1974 wird
wie folgt geändert:

1. § 1 Abs. 3 hat zu lauten:
„(3) Als Landarbeiter sind ferner Personen

anzusehen, die Dienste für die Hauswirtschaft
des Dienstgebers oder für Mitglieder des Haus-
standes verrichten, wenn sie auch Dienste für
den land- und forstwirtschaftlichen Betrieb des
Dienstgebers leisten und nicht unter das Haus-
gehilfen- und Hausangestelltengesetz fallen."

2. § 3 Abs. 3 hat zu lauten:
„(3) Auf familieneigene Arbeitskräfte (Abs. 2)

finden die nachstehenden Bestimmungen dieses
Bundesgesetzes sinngemäß Anwendung: §§ 13,
71, 72, 76 Abs. 1,. 2, 4 und 7 und 77; ferner die
Abschnitte 6, 7 und 8."

3. § 4 Abs. 2 hat zu lauten:
„(2) Die Bestimmungen der Abschnitte 2, 7,

8, 11 und 12 sowie die §§ 40 bis 51 des Ab-
schnittes 3 und die §§ 65 bis 70 des Abschnittes 4
finden auf die Angestellten in der Land- und
Forstwirtschaft keine Anwendung."

4. § 5 hat zu lauten:
„§ 5. (1) Betriebe der Land- und Forstwirt-

schaft im Sinne dieses Bundesgesetzes sind Be-
triebe der land- und forstwirtschaftlichen Pro-
duktion und ihre Nebenbetriebe, soweit diese
in der Hauptsache die Verarbeitung der eigenen
Erzeugnisse zum Gegenstand haben und sich
nicht als selbständige, von der Land- und Forst-
wirtschaft getrennt verwaltete Wirtschaftskörper
darstellen, ferner die Hilfsbetriebe, die der Her-
stellung und Instandhaltung der Betriebsmittel
für den land- und forstwirtschaftlichen Haupt-
betrieb dienen. In diesem Rahmen zählen zur
land- und forstwirtschaftlichen Produktion die
Hervorbringung und Gewinnung pflanzlicher Er-
zeugnisse mit Hilfe der Naturkräfte einschließlich
des Wein- und Obstbaues, des Gartenbaues und
der Baumschulen, das Halten von Nutztieren
zur Zucht, Mästung oder Gewinnung tierischer
Erzeugnisse sowie die Jagd und Fischerei.

(2) Unter Gartenbau im Sinne des Abs. 1
ist die Hervorbringung von Blumen, Obst, Ge-
müse, Bäumen und sonstigen Gärtnereierzeug-
nissen auf eigenem oder gepachtetem Grund ohne
Rücksicht auf die Betriebsweise zu verstehen,
nicht aber die Errichtung und die Instandhaltung
von Gärten einschließlich der gärtnerischen Grä-
ber- und Raumausschmückung, ferner nicht das
Binden von Kränzen und Sträußen und der Han-
del mit Gärtnereierzeugnissen, es sei denn, daß
diese Tätigkeiten im Rahmen eines gartenwirt-
schaftlichen Nebenbetriebes, das heißt in einem
im Verhältnis zum Hauptbetrieb untergeordne-
ten Umfang und in der Hauptsache unter Ver-
wendung eigener Erzeugnisse ausgeübt werden.

(3) Als Betriebe der Land- und Forstwirtschaft
gelten, unbeschadet der Bestimmung des § 2, auch
die Betriebe land- und forstwirtschaftlicher Er-
werbs- und Wirtschaftsgenossenschaften, soweit
der Geschäftsbetrieb dieser Genossenschaften im
wesentlichen der Förderung des Erwerbes oder
der Wirtschaft ihrer Mitglieder dient und in
denen überwiegend nachstehende Tätigkeiten aus-
geübt werden:

1. der Betrieb von Sägen, Mühlen, Molkereien,
Brennereien, Keltereien und sonstigen nach
altem Herkommen üblichen Zweigen der
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Verarbeitung land- und forstwirtschaftlicher
Erzeugnisse;

2. die Vermittlung des Einkaufes und Ver-
kaufes sowie die Versteigerung von Zucht-
vieh;

3. der Verkauf unverarbeiteter pflanzlicher Er-
zeugnisse sowie von Ferkeln, Fischen, Ge-
flügel, Eiern und Honig, auch im Wege der
Versteigerung;

4. der im Zusammenhang mit den Tätigkeiten
gemäß Z. 3 vorgenommene Einkauf von
Verpackungen und Umhüllungen für die
von der Z. 3 erfaßten Erzeugnisse;

5. die Züchtung, Vermehrung, Bearbeitung,
Verwertung und Beschaffung von Saatgut;

6. die Nutzung von land- und forstwirtschaft-
lichen Grundstücken und ortsfesten land-
und forstwirtschaftlichen Betriebseinrichtun-
gen, sofern diese Tätigkeit der Hervorbrin-
gung und Gewinnung pflanzlicher Erzeug-
nisse oder dem Halten von Nutztieren
(Abs. 1 letzter Satz) dient sowie die Nut-
zung von Kühlanlagen, diese jedoch nur für
den Eigenverbrauch der Mitglieder;

7. die Wahrnehmung der Rechte der Mitglieder
hinsichtlich der Ausübung von Nutzungs-
rechten im Sinne des Grundsatzgesetzes 1951
über die Behandlung der Wald- und Weiden-
nutzungsrechte sowie besonderer Felddienst-
barkeiten, BGBl. Nr. 103.

(4) Als Betriebe der Land- und Forstwirtschaft
gelten ferner die Betriebe der land- und forst-
wirtschaftlichen Ein- und Verkaufsgenossen-
schaften, soweit diese überwiegend mit dem Ein-
kauf land- und forstwirtschaftlicher Betriebs-
erfordernisse und dem Lagern und dem Verkauf
unverarbeiteter land- und forstwirtschaftlicher
Erzeugnisse befaßt sind. Ferner gelten die Be-
triebe der Agrargemeinschaften im Sinne der
Flurverfassungsgesetze als Betriebe der Land- und
Forstwirtschaft."

5. § 6 hat zu lauten:
„5 6. Der Abschluß des Dienstvertrages ist an

keine bestimmte Form gebunden."

6. § 7 hat mit Überschrift zu lauten:
„ D i e n s t s c h e i n

§ 7. (1) Wird ein Dienstvertrag mündlich ab-
geschlossen, so ist dem Dienstnehmer vom
Dienstgeber auf Verlangen eine schriftliche Auf-
zeichnung (Dienstschein) über die wesentlichen
Rechte und Pflichten aus dem Dienstvertrag aus-
zufolgen. Der Dienstschein ist vom Dienstgeber
zu unterfertigen.

(2) Dienstscheine sind von den Stempel- und
Rechtsgebühren des Bundes befreit."

7. Im § 9 Abs. 3 haben die Worte „unbe-
schadet der Bestimmungen über den Jahresdienst-
vertrag (§ 24 Abs. 3)" zu entfallen.

8. Dem § 14 sind nachstehende Abs. 4 und 5
anzufügen:

„(4) Dem Dienstnehmer ist eine Abrechnung,
aus der die Berechnung der Höhe des Entgelts
zu ersehen ist, mindestens einmal monatlich
sowie dann auszufolgen, wenn sich dessen Höhe
ändert.

(5) Die Ausführungsgesetzgebung hat vorzu-
sehen, daß für Betriebe mit weniger als 5 Dienst-
nehmern durch Kollektivvertrag eine von Abs. 4
abweichende Regelung getroffen werden kann."

9. § 15 hat mit Oberschrift zu lauten:
„Barlohn

§ 15. (1) Der Barlohn ist der Vereinbarung
entsprechend zu bezahlen. Mangels einer Verein-
barung sind ein nach Tagen bemessener Barlohn
wöchentlich, alle übrigen Bezüge monatlich im
nachhinein auszubezahlen.

(2) Akkord-, Stück- oder Gedinglöhne,
akkordähnliche oder sonstige leistungsbezogene
Prämien oder Entgelte werden mangels Ver-
einbarung nach Fertigstellung der Arbeit fällig
und sind spätestens binnen zwei Wochen aus-
zuzahlen. Der Anspruch gemäß § 14 Abs. 3 bleibt
unberührt."

10. § 16 hat zu lauten:

„§ 16. (1) Neben dem laufenden Entgelt ge-
bührt dem Dienstnehmer ein Urlaubszuschuß
und ein Weihnachtsgeld.

(2) Beginnt oder endet das Dienstverhältnis
während des Kalenderjahres, so gebühren dem
Dienstnehmer die Sonderzahlungen (Abs. 1) ent-
sprechend der im Kalenderjahr zurückgelegten
Dienstzeit anteilsmäßig. Der Dienstnehmer ver-
liert jedoch diese Ansprüche, wenn er ohne wich-
tigen Grund vorzeitig austritt."

11. Die erste Überschrift vor § 17 „Natural-
bezüge" hat zu entfallen.

12. § 18 hat samt Oberschrift zu entfallen.
13. § 19 Abs. 4 hat zu lauten:
„(4) Die Ausführungsgesetzgebung hat vor-

zusehen, daß im Falle des Fehlens geeigneter
Landarbeiterwohnungen dem Dienstgeber die
Herstellung neuer bzw. die Verbesserung der
vorhandenen Landarbeiterwohnungen aufge-
tragen wird."

14. § 20 hat mit Überschrift zu lauten:
„ R ä u m u n g der W o h n u n g b e i Be-
e n d i g u n g des D i e n s t v e r h ä l t n i s s e s

§ 20. (1) Dienstnehmer, die keinen eigenen
Haushalt führen, haben eine von ihnen inne-
gehabte Dienstwohnung binnen einem Monat
nach Beendigung des Dienstverhältnisses zu
räumen.
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(2) Dienstnehmer mit eigenem Haushalt haben
eine von ihnen innegehabte Dienstwohnung bin-
nen drei Monaten nach Beendigung des Dienst-
verhältnisses zu räumen. Stirbt der Dienstnehmer,
so haben die hinterbliebenen Familien-
angehörigen, die mit ihm im gemeinsamen Haus-
halt lebten, die Wohnung binnen drei Monaten
zu räumen.

(3) Das Exekutionsgericht hat dem Verpflich-
teten einen Aufschub der zwangsweisen Räumung
von höchstens drei Monaten zu bewilligen, wenn
dieser sonst der Gefahr der Obdachlosigkeit aus-
gesetzt wäre. Den Hinterbliebenen von Gefal-
lenen oder Vermißten, von Opfern politischer
Verfolgung oder tödlich verunglückten Ange-
hörigen des Betriebes kann unter den gleichen
Voraussetzungen ein weiterer Aufschub bewilligt
werden.

(4) Kranke und Dienstnehmerinnen während
der Schutzfrist (§§ 75 Abs. 1 und 75 b Abs. 1)
dürfen bei Beendigung des Dienstverhältnisses
erst dann durch Zwangsvollstreckung zur Räu-
mung der Wohnung verhalten werden, wenn sie
die Wohnung laut ärztlichem Zeugnis ohne Ge-
fährdung ihrer oder der Gesundheit ihres Kindes
verlassen können.

(5) Wird die Dienstwohnung nicht mit Be-
endigung des Dienstverhältnisses geräumt, son-
dern die Räumung nach den Bestimmungen der
Abs. 1 bis 4 aufgeschoben, so gilt dieser Auf-
schub auch für die Räumung der Wirtschafts-
gebäude (Ställe, Scheunen)."

15. § 22 hat mit Überschrift zu lauten:
„ A n s p r u c h a u f E n t g e l t f o r t -

z a h l u n g

§ 22. (1) Wird ein Dienstnehmer durch Krank-
heit (Unglücksfall) an der Dienstleistung ver-
hindert, ohne daß er die Verhinderung vorsätz-
lich oder durch grobe Fahrlässigkeit herbeigeführt
hat, so behält er nach einer

(2) Kur- und Erholungsaufenthalte, Aufent-
halte in Heil- und Pflegeanstalten, Rehabili-
tationszentren und Rekonvalenszentenheimen,
die aus Gründen der Erhaltung, Besserung oder
Wiederherstellung der Arbeitsfähigkeit bewilligt
oder angeordnet wurden, sind unbeschadet all-
fälliger Zuzahlungen durch den Versicherten
(Beschädigten) der Dienstverhinderung gemäß
Abs. 1 gleichzuhalten. Die Ausführungsgesetz-
gebung hat die Behörden, Ämter, Träger der
Sozialversicherung oder sonstigen öffentlichen

Stellen zu bezeichnen, deren bewilligte oder an-
geordnete Aufenthalte als Dienstverhinderung
im Sinne des Abs. 1 gelten.

(3) Für die Bemessung der Dauer des An-
spruches gemäß Abs. 1 sind Arbeitszeiten bei
demselben Dienstgeber, die keine längeren Unter-
brechungen als jeweils 60 Tage aufweisen, zu-
sammenzurechnen. Diese Zusammenrechnung
unterbleibt jedoch, wenn die Unterbrechung
durch eine Kündigung des Dienstverhältnisses
seitens des Dienstnehmers oder einen Austritt
ohne wichtigen Grund oder eine vom Dienst-
nehmer verschuldete Entlassung eingetreten ist.

(4) Wenn innerhalb eines halben Jahres nach
Wiederaufnahme der Arbeit neuerlich eine
Dienstverhinderung wegen Krankheit (Unglücks-
fall) eintritt, so ist zunächst ein allfälliger Restan-
spruch nach Abs. 1 zu verbrauchen. Soweit die
Gesamtdauer der Dienstverhinderungen die An-
spruchsdauer nach Abs. 1 übersteigt, gebühren
noch 40 v. H. des Entgelts für die halben Zeit-
räume nach Abs. 1.

(5) Wird ein Dienstnehmer durch Arbeitsunfall
oder Berufskrankheit im Sinne der Vorschriften
über die gesetzliche Unfallversicherung an der
Leistung seiner Dienste verhindert, ohne daß
er die Verhinderung vorsätzlich oder durch grobe
Fahrlässigkeit herbeigeführt hat, so behält er
seinen Anspruch auf das Entgelt ohne Rücksicht
auf andere Zeiten einer Dienstverhinderung bis
zur Dauer von acht Wochen. Der Anspruch auf
das Entgelt erhöht sich auf die Dauer von zehn
Wochen, wenn das Dienstverhältnis 15 Jahre
ununterbrochen gedauert hat. Bei wiederholten
Dienstverhinderungen, die im unmittelbaren ur-
sächlichen Zusammenhang mit einem Arbeits-
unfall oder einer Berufskrankheit stehen, besteht
ein Anspruch auf Fortzahlung des Entgelts inner-
halb eines Dienstjahres nur insoweit, als die
Dauer des Anspruches nach dem ersten oder
zweiten Satz noch nicht erschöpft ist. Ist ein
Dienstnehmer gleichzeitig bei mehreren Dienst-
gebern beschäftigt, so entsteht ein Anspruch nach
diesem Absatz nur gegenüber jenem Dienstgeber,
bei dem die Dienstverhinderung im Sinne dieses
Absatzes eingetreten ist; gegenüber den anderen
Dienstgebern entstehen Ansprüche nach Abs. 1.

(6) In Abs. 2 genannte Aufenthalte, die wegen
eines Arbeitsunfalles oder einer Berufskrankheit
bewilligt oder angeordnet werden, sind einer
Dienstverhinderung gemäß Abs. 5 gleichzuhalten.

(7) Die Leistungen für die in Abs. 2 genannten
Aufenthalte gelten auch dann als auf Rechnung
einer nach Abs. 2 von der Ausführungsgesetz-
gebung zu bestimmenden Stelle erbracht, wenn
hiezu ein Kostenzuschuß mindestens in der hal-
ben Höhe der gemäß § 45 Abs. 1 lit. a des
ASVG geltenden Höchstbeitragsgrundlage für
jeden Tag des Aufenthaltes gewährt wird.
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16. Nach § 22 sind nachstellende §§ 22 a bis
22 d einzufügen:

„ H ö h e des f o r t z u z a h l e n d e n Ent-
g e l t s

§ 22 a. (1) Ein nach Wochen, Monaten oder
längeren Zeiträumen bemessenes Entgelt darf
wegen einer Dienstverhinderung für die An-
spruchsdauer gemäß § 22 nicht gemindert werden.

(2) In allen anderen Fällen bemißt sich der
Anspruch gemäß § 22 nach dem regelmäßigen
Entgelt.

(3) Als regelmäßiges Entgelt im Sinne des
Abs. 2 gilt das Entgelt, das dem Dienstnehmer
gebührt hätte, wenn keine Dienstverhinderung
eingetreten wäre.

(4) Sind im Entgelt Naturalbezüge enthalten,
so sind sie mit den für die Sozialversicherung
geltenden Bewertungssätzen in Geld abzulösen,
wenn sie während der Dienstverhinderung nicht
gewährt oder nicht in Anspruch genommen
werden.

(5) Bei Akkord-, Stück- oder Gedinglöhnen,
akkordähnlichen oder sonstigen leistungs-
bezogenen Prämien oder Entgelten bemißt sich
das fortzuzahlende Entgelt nach dem Durch-
schnitt der letzten 13 voll gearbeiteten Wochen
unter Ausscheidung nur ausnahmsweise geleisteter
Arbeiten.

(6) Die Ausführungsgesetzgebung hat vorzu-
sehen, daß durch Kollektivvertrag geregelt wer-
den kann, welche Leistungen des Dienstgebers
als Entgelt anzusehen sind und welche Berech-
nungsart für die Ermittlung der Höhe des Ent-
gelts abweichend von den Bestimmungen der
Abs. 3 bis 5 anzuwenden ist.

M i t t e i l u n g s - und N a c h w e i s -
pflicht

§ 22 b. (1) Der Dienstnehmer ist verpflichtet,
ohne Verzug die Dienstverhinderung dem Dienst-
geber bekanntzugeben und auf Verlangen des
Dienstgebers, das nach angemessener Zeit wieder-
holt werden kann, eine Bestätigung des zustän-
digen Krankenversicherungsträgers oder des be-
handelnden Arztes über Beginn, voraussichtliche
Dauer und Ursache der Arbeitsunfähigkeit vor-
zulegen. Diese Bestätigung hat einen Vermerk
darüber zu enthalten, daß dem zuständigen
Krankenversicherungsträger eine Arbeitsunfähig-
keitsanzeige mit Angabe über Beginn, voraus-
sichtliche Dauer und Ursache der Arbeitsunfähig-
keit übermittelt wurde.

(2) Wird der Dienstnehmer durch den Kon-
trollarzt des zuständigen Krankenversicherungs-
trägers für arbeitsfähig erklärt, so ist der
Dienstgeber von diesem Krankenversicherungs-
träger über die Gesundschreibung sofort zu ver-
ständigen. Diese Pflicht zur Verständigung be-

steht auch, wenn sich der Dienstnehmer ohne
Vorliegen eines wichtigen Grundes der für ihn
vorgesehenen ärztlichen Untersuchung beim zu-
ständigen Krankenversicherungsträger nicht
unterzieht.

(3) In den Fällen des § 22 Abs. 2 und 6 hat
der Dienstnehmer eine Bescheinigung über die
Bewilligung oder Anordnung sowie über den
Zeitpunkt des in Aussicht genommenen Antrittes
und die Dauer des die Arbeitsverhinderung be-
gründenden Aufenthaltes vor dessen Antritt vor-
zulegen.

(4) Kommt ein Dienstnehmer einer seiner Ver-
pflichtungen nach Abs. 1 oder 3 nicht nach,
so verliert er für die Dauer der Säumnis den
Anspruch auf Entgelt. Das gleiche gilt, wenn sich
der Dienstnehmer ohne Vorliegen eines wichtigen
Grundes der für ihn vorgesehenen ärztlichen
Untersuchung beim zuständigen Kranken-
versicherungsträger nicht unterzieht.

B e e n d i g u n g des D i e n s t v e r h ä l t -
n i s s e s

§ 22 c. Wird der Dienstnehmer während einer
Dienstverhinderung gemäß § 22 gekündigt, ohne
wichtigen Grund vorzeitig entlassen oder trifft
den Dienstgeber ein Verschulden an dem vor-
zeitigen Austritt des Dienstnehmers, so bleibt
der Anspruch auf Fortzahlung des Entgelts für
die nach § 22 Abs. 1 und 5 vorgesehene Dauer
bestehen, wenngleich das Dienstverhältnis früher
endet.

G ü n s t i g e r e R e g e l u n g e n
§ 22 d. Die Ausführungsgesetzgebung hat vor-

zusehen, daß Kollektivverträge, Arbeits-
(Dienst)ordnungen, Betriebsvereinbarungen und
Dienstverträge, die den Anspruch auf Fortzah-
lung des Entgelts bei Dienstverhinderung durch
Krankheit (Unglücksfall) sowie Arbeitsunfall oder
Berufskrankheit hinsichtlich Wartezeit (§ 22
Abs. 1), Verschuldensgrad (§ 22 Abs. 1 und 5)
oder Anspruchsdauer (§ 22 Abs. 1, 4 und 5)
günstiger regeln, insoweit unberührt bleiben. Die
Ausführungsgesetzgebung hat ferner zu bestim-
men, daß für die Anspruchsdauer nach den Vor-
schriften der auf Grund dieses Bundesgesetzes
erlassenen Ausführungsgesetze deren Bestimmun-
gen an Stelle anderer Regelungen gelten.

17. § 23 Abs. 2 hat zu lauten:
„(2) Wichtige Gründe der Dienstverhinderung

sind insbesondere:
a) schwere Erkrankung oder Todesfall von

nahen Familienmitgliedern,
b) eigene Hochzeit oder Hochzeit der Kinder,
c) Niederkunft der Gattin,
d) Begräbnis des Gatten (der Gattin), der

Kinder, der Eltern oder Schwiegereltern,
der Geschwister,
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e) Aufsuchen des Arztes oder des Zahn-
behandlers,

f) Vorladung vor Gerichte, sonstige Behörden
und öffentliche Ämter, sofern der Dienst-
nehmer keinen Anspruch auf Ersatz des
Verdienstentganges hat,

g) Wohnungswechsel,
h) Teilnahme an Sitzungen und Tagungen als

Mitglied öffentlich-rechtlicher Körperschaf-
ten,

i) Ausübung des Wahlrechtes."

18. § 24 Abs. 3 hat zu entfallen. Der bisherige
Abs. 4 erhält die Bezeichnung Abs. 3.

19. Die §§ 28 und 29 haben zu entfallen.

20. § 30 hat mit Überschrift zu lauten:

„ A b f e r t i g u n g
§ 30. (1) War der Dienstnehmer ununter-

brochen durch eine bestimmte Zeitdauer bei ein
und demselben Dienstgeber oder in demselben
Betrieb beschäftigt, so gebührt ihm bei Auflösung
des Dienstverhältnisses eine Abfertigung. Das
Mindestausmaß der Abfertigung beträgt nach drei
vollendeten Dienstjahren 6 v. H. des Jahres-
entgelts und erhöht sich für jedes weitere voll-
endete Dienstjahr um 2 v. H. des Jahresentgelts.
Ab dem vollendeten 20. Dienstjahr erhöht sich
die Abfertigung für jedes weitere vollendete
Dienstjahr um 3 v. H.

(2) Das Jahresentgelt umfaßt den Barlohn und
die Naturalbezüge (§ 8 Abs. 2). Im Falle einer
Ablösung der Naturalbezüge in Geld gelten für
deren Bewertung die für die Zwecke der Sozial-
versicherung festgesetzten Bewertungssätze.

(3) Der Anspruch auf Abfertigung besteht
nicht, wenn der Dienstnehmer ohne wichtigen
Grund vorzeitig austritt, wenn ihn ein Ver-
schulden an der vorzeitigen Entlassung trifft
oder wenn er selbst kündigt.

(4) Der Anspruch auf Abfertigung bleibt er-
halten, wenn

a) Dienstnehmer bei Erreichung oder nach
Überschreiten der für die (vorzeitige)
Alterspension erforderliche Altersgrenze
oder

b) weibliche Dienstnehmer spätestens drei
Monate nach der Geburt eines Kindes, bei
Inanspruchnahme eines Karenzurlaubes
(§ 75 h) spätestens sechs Wochen nach
dessen Beendigung,

das Dienstverhältnis auflösen.

(5) Wird das Dienstverhältnis durch den Tod
des Dienstnehmers aufgelöst, so gebührt dessen
gesetzlichen Erben, zu deren Erhaltung der

Dienstnehmer im Zeitpunkt seines Todes gesetz-
lich verpflichtet war, eine Abfertigung nach Maß-
gabe der Abs. 1 und 2."

21. § 38 Abs. 1 hat zu lauten:

„§ 38. (1) Der Dienstgeber ist verpflichtet, bei
Beendigung des Dienstverhältnisses dem Dienst-
nehmer ein schriftliches Zeugnis über die Dauer
und die Art der Dienstleistung auszustellen.
Kommt der Dienstgeber dieser Verpflichtung
nicht nach, so soll er vom Dienstnehmer auf diese
hingewiesen werden. Eintragungen und Anmer-
kungen im Zeugnis, durch die dem Dienstnehmer
die Erlangung einer neuen Stelle erschwert wird,
sind unzulässig. Die Kosten des Zeugnisses trägt
der Dienstgeber."

22. Die Überschrift des Abschnittes 3 hat zu
lauten:

„3. Kollektive Rechtsgestaltung"

23. § 40 hat mit Überschrift zu lauten:

„ K o l l e k t i v v e r t r a g
§ 40. (1) Kollektivverträge im Sinne dieses

Bundesgesetzes sind Vereinbarungen, die zwi-
schen kollektivvertragsfähigen Körperschaften
der Dienstgeber einerseits und der Dienstnehmer
andererseits schriftlich abgeschlossen werden.

(2) Durch Kollektivverträge können geregelt
werden:

1. die Rechtsbeziehungen zwischen den
Kollektivvertragsparteien;

2. die gegenseitigen aus dem Dienstverhältnis
entspringenden Rechte und Pflichten der
Dienstgeber und der Dienstnehmer;

3. die Änderung kollektivvertraglicher
Rechtsansprüche gemäß Z. 2 der aus dem
Dienstverhältnis ausgeschiedenen Dienst-
nehmer;

4. Maßnahmen im Sinne des § 172 Abs. 1 Z. 4;
5. Art und Umfang der Mitwirkungsbefug-

nisse der Dienstnehmerschaft bei Durchfüh-
rung von Maßnahmen gemäß Z. 4 und von
Maßnahmen im Sinne des § 172 Abs. 1 Z. 9;

6. gemeinsame Einrichtungen der Kollektiv-
vertragsparteien ;

7. sonstige Angelegenheiten, deren Regelung
durch Gesetz dem Kollektivvertrag über-
tragen wird.

(3) Die Bestimmungen in Kollektivverträgen
können, soweit sie die Rechtsverhältnisse zwi-
schen Dienstgebern und Dienstnehmern regeln,
durch Betriebsvereinbarung oder Dienstvertrag
weder aufgehoben noch beschränkt werden. Son-
dervereinbarungen sind, sofern sie der Kollektiv-
vertrag nicht ausschließt, nur gültig, soweit sie
für den Dienstnehmer günstiger sind oder An-
gelegenheiten betreffen, die im Kollektivvertrag
nicht geregelt sind.
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(4) Bei der Prüfung, ob eine Sonderverein-
barung im Sinne des Abs. 3 günstiger ist als der.
Kollektivvertrag, sind jene Bestimmungen zu-
sammenzufassen und gegenüberzustellen, die in
einem rechtlichen und sachlichen Zusammenhang
stehen."

23 a. In § 41 Abs. 2 hat die Zitierung an-
stelle „(§ 52)" richtig „(§ 196)" zu lauten.

24. Im § 45 Abs. 1 haben die Worte „im Falle
des § 40 Abs. 2 durch die gesetzliche Betriebs-
vertretung" zu entfallen.

25. § 47 Abs. 2 hat zu lauten:
„(2) Die Bestimmungen des Kollektivvertrages

sind, soweit sie nicht die Rechtsbeziehungen zwi-
schen den Kollektivvertragsparteien regeln,
innerhalb seines fachlichen, räumlichen und per-
sönlichen Geltungsbereiches unmittelbar rechts-
verbindlich. Die Rechtswirkungen des Kollektiv-
vertrages bleiben nach seinem Erlöschen für
Dienstverhältnisse, die unmittelbar vor seinem
Erlöschen durch ihn erfaßt waren, so lange auf-
recht, ab für diese Dienstverhältnisse nicht ein
neuer Kollektivvertrag wirksam oder mit den
betroffenen Dienstnehmern eine neue Einzel-
vereinbarung abgeschlossen wird."

25 a. In § 51 Abs. 3 hat es anstelle „Arbeits-
ordnung" richtig „Betriebsvereinbarung" zu
lauten.

26. Die §§ 52 bis 55 haben zu lauten:
„BETRIEBSVEREINBARUNG

B e g r i f f
§ 52. Betriebsvereinbarungen sind schriftliche

Vereinbarungen, die vom Betriebsinhaber einer-
seits und dem Betriebsrat (Betriebsausschuß, Zen-
tralbetriebsrat) andererseits in Angelegenheiten
abgeschlossen werden, deren Regelung durch Ge-
setz oder Kollektivvertrag der Beriebsverein-
barung vorbehalten ist.

W i r k s a m k e i t s b e g i n n
§ 53. (1) Betriebsvereinbarungen sind vom

Betriebsinhaber oder vom Betriebsrat im Betrieb
aufzulegen oder an sichtbarer, für alle Dienst-
nehmer zugänglicher Stelle anzuschlagen.

(2) Enthält die Betriebsvereinbarung keine Be-
stimmung über ihren Wirksamkeitsbeginn, so
tritt ihre Wirkung mit dem auf den Tag der
Unterzeichnung folgenden Tag ein.

(3) Nach Wirksamwerden der Betriebsverein-
barung ist vom Betriebsinhaber je eine Aus-
fertigung der Betriebsvereinbarung den zustän-
digen gesetzlichen Interessenvertretungen und
jenen Berufsvereinigungen der Dienstgeber und
der Dienstnehmer zu übermitteln, die den Kol-
lektivvertrag abgeschlossen haben, der Grundlage
für die Betriebsvereinbarung ist.

R e c h t s w i r k u n g e n
§ 54. (1) Die Bestimmungen der Betriebs-

vereinbarung sind, soweit sie nicht die Rechts-

beziehungen zwischen den Vertragsparteien
regeln, innerhalb ihres Geltungsbereiches un-
mittelbar rechtsverbindlich.

(2) Die Bestimmungen in Betriebsvereinbarun-
gen können durch Einzelvereinbarung weder auf-
gehoben noch beschränkt werden. Einzelverein-
barungen sind nur gültig, soweit sie für den
Dienstnehmer günstiger sind oder Angelegen-
heiten betreffen, die durch Betriebsvereinbarun-
gen nicht geregelt sind. § 40 Abs. 4 ist sinngemäß
anzuwenden.

(3) Die Geltung von Betriebsvereinbarungen
wird durch den Übergang des Betriebes auf
einen anderen Betriebsinhaber nicht berührt.

G e l t u n g s d a u e r v o n B e t r i e b s v e r -
e i n b a r u n g e n

§ 55. (1) Betriebsvereinbarungen können, so-
weit sie keine Vorschriften über ihre Geltungs-
dauer enthalten und Abs. 2 nicht anderes be-
stimmt, von jedem der Vertragspartner unter
Einhaltung einer Frist von drei Monaten zum
Letzten eines Kalendermonats schriftlich gekün-
digt werden,

(2) In Angelegenheiten, in denen das Gesetz
bei NichtZustandekommen einer Einigung über
den Abschluß, die Abänderung und Aufhebung
einer Betriebsvereinbarung die Anrufung der
Schlichtungsstelle zuläßt, können Betriebsverein-
barungen nicht gekündigt werden.

(3) Die Rechtswirkungen der Betriebsverein-
barung enden mit ihrem Erlöschen. Ist eine
Betriebsvereinbarung durch Kündigung erloschen,
so bleiben ihre Rechtswirkungen für Dienstver-
hältnisse, die unmittelbar vor ihrem Erlöschen
durch sie erfaßt waren, so lange aufrecht, als für
diese Dienstverhältnisse nicht eine neue Betriebs-
vereinbarung wirksam oder mit den betroffenen
Dienstnehmern nicht eine neue Einzelverein-
barung abgeschlossen wird.

(4) Die Beendigung der Betriebsvereinbarung
ist entsprechend der Vorschrift des § 53 Abs. 1
im Betrieb kundzumachen. Der Betriebsinhaber
hat die im § 53 Abs. 3 genannten Stellen vom
Erlöschen der Betriebsvereinbarung zu verstän-
digen."

27. § 56 Abs. 1 und 2 haben zu lauten:

„§ 56. (1) Die regelmäßige Wochenarbeitszeit
darf, soweit im folgenden nicht anderes be-
stimmt wird, 40 Stunden nicht überschreiten.

(2) Für die mit dem Dienstgeber in Haus-
gemeinschaft lebenden Dienstnehmer mit freier
Station darf die regelmäßige Wochenarbeitszeit

ab 6. Jänner 1975 44 Stunden,
ab 5. Jänner 1976 43 Stunden,
ab 3. Jänner 1977 42 Stunden

nicht überschreiten.
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28. § 57 Abs. 1 hat zu lauten:

„§ 57. (1) Während der Arbeitsspitzen darf die
regelmäßige Wochenarbeitszeit in der Landwirt-
schaft um sechs Stunden, ab 5. Jänner 1976 um
drei Stunden verlängert werden; sie ist in der
arbeitsschwachen Zeit so zu verkürzen, daß die
im § 56 festgelegte regelmäßige Wochenarbeits-
zeit im Jahresdurchschnitt nicht überschritten
wird."

29. Nach § 57 ist nachstehender § 57 a ein-
zufügen:

„§ 57 a. Als Tagesarbeitszeit gilt die Arbeits-
zeit innerhalb eines ununterbrochenen Zeit-
raumes von 24 Stunden, als Wochenarbeitszeit
gilt die Arbeitszeit innerhalb des Zeitraumes von
Montag bis einschließlich Sonntag."

30. § 58 Abs. 1 hat zu lauten:

„§ 58. (1) Die auf Grund ihres Dienstverhält-
nisses neben ihrer übrigen Tätigkeit auch mit
Viehpflege, Melkung oder mit regelmäßigen Ver-
richtungen im Haushalt beschäftigten Dienstneh-
mer haben diese Arbeiten und die üblichen Früh-
und Abendarbeiten (§ 59 Abs. 6) auch über die
Wochenarbeitszeit (§§ 56 bis 57 a) hinaus bis zu
einem Ausmaß von sechs Stunden wöchentlich
zu verrichten. Hiefür gebührt ihnen ein Frei-
zeitausgleich im Verhältnis 1 :1 innerhalb eines
Monates. Ober dieses Ausmaß hinaus geleistete
Arbeiten unterliegen den Bestimmungen des
§ 59."

31. Nach § 58 ist nachstehender § 58 a anzu-
fügen:

„§ 58 a. Bei mehrschichtiger Arbeitsweise ist ein
Schichtplan zu erstellen, innerhalb des Schicht-
turnus darf die Wochenarbeitszeit die nach § 56
zulässige Dauer nicht überschreiten."

32. § 59 hat mit Überschrift zu lauten:

„ Ü b e r s t u n d e n a r b e i t

§ 59. (1) Überstundenarbeit liegt vor, wenn
entweder die Grenzen der nach den §§ 56 bis 58 a
zulässigen Wochenarbeitszeit oder die Tages-
arbeitszeit überschritten werden, die sich auf
Grund der vereinbarten Verteilung dieser
Wochenarbeitszeit ergibt.

(2) Soweit in den Abs. 3 und 4 nicht anderes
bestimmt ist, dürfen von einem Dienstnehmer
an einem Wochentag höchstens zwei, an einem
sonst arbeitsfreien Werktag höchstens acht, in
einer Arbeitswoche jedoch nicht mehr als zwölf
Oberstunden verlangt werden.

(3) In landwirtschaftlichen Betrieben mit
Arbeitszeiteinteilung nach § 57 Abs. 1 dürfen
ab 5. Jänner 1976 während der Zeit der Arbeits-
spitzen durch höchstens dreizehn Wochen inner-
halb des Kalenderjahres von einem Dienstnehmer

an einem Wochentag höchstens drei, an einem
sonst arbeitsfreien Werktag höchstens neun und
insgesamt in einer Arbeitswoche höchstens fünf-
zehn Oberstunden verlangt werden.

(4) In landwirtschaftlichen Betrieben, die von
der Arbeitszeiteinteilung nach § 57 Abs. 1 keinen
Gebrauch machen, dürfen während der Zeit der
Arbeitsspitzen durch höchstens 13 Wochen inner-
halb des Kalenderjahres von einem Dienstnehmer
an einem Wochentag höchstens vier, an einem
sonst arbeitsfreien Werktag höchstens zehn und
insgesamt in einer Arbeitswoche höchstens acht-
zehn Überstunden verlangt werden.

(5) Die Leistung von Überstunden über die
normale Arbeitszeit darf nicht verweigert wer-
den, wenn außergewöhnliche Umstände, wie dro-
hende Wetterschläge und sonstige Elementar-
ereignisse, ferner Gefahren für das Vieh oder
drohendes Verderben der Produkte sowie Ge-
fährdung des Waldbestandes eine Verlängerung
der Arbeitszeit dringend notwendig machen.

(6) Die üblichen Früh- und Abendarbeiten, die
zu den vertragsmäßigen Verrichtungen eines
Dienstnehmers gehören, gelten nicht als Über-
stunden."

33. Dem § 60 ist nachstehender Abs. 4 ein-
zufügen:

„(4) Die Bestimmung des § 58 a bleibt von den
vorstehenden Regelungen (Abs. 2 und 3) unbe-
rührt."

34. Der letzte Satz des § 63 Abs. 2 hat zu
lauten:
„Für Arbeiten während der Nachtruhezeit, an
Sonntagen und an für Sonntagsarbeit gewährten
Ersatzruhetagen gebührt ein 100%iger Aufschlag
zum Stundenlohn."

35. Dem § 63 ist nachstehender Abs. 4 anzu-
fügen:

„(4) Die Ausführungsgesetzgebung hat vorzu-
sehen, daß bei mehrschichtiger Arbeitsweise durch
Kollektivvertrag eine von den Bestimmungen
der Abs. 1 bis 3 abweichende Regelung getroffen
werden kann."

36. § 65 Abs. 3 hat zu entfallen. Die bisherigen
Abs. 4 bis 6 erhalten die Bezeichnung Abs. 3
bis 5.

37. Nach § 65 Abs. 5 ist nachstehender Abs. 6
anzufügen:

„(6) Wenn das Dienstverhältnis wenigstens
zwei Jahre ununterbrochen gedauert hat, so ist
die in anderen Dienstverhältnissen im Inland
zugebrachte Dienstzeit als Angestellter, Arbeiter
oder Lehrling, sofern sie mindestens je sechs
Monate gedauert hat, für die Bemessung der Ur-
laubsdauer bis zum Höchstausmaß von fünf Jah-
ren anzurechnen."
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38. Im § 75 g Abs. 2 ist die Zitierung „§ 75
Abs. 3" durch die Zitierung „§ 75 Abs. 2" zu
ersetzen.

39. Die §§ 76 und 77 haben samt Überschriften
zu lauten:

„ S c h u t z d e r J u g e n d l i c h e n

§ 76. (1) Unter Jugendlichen im Sinne dieses
Bundesgesetzes sind Minderjährige zu verstehen,
die nicht als Kinder im Sinne des § 77 Abs. 6
gelten und das 18. Lebensjahr noch nicht voll-
endet haben, jedenfalls aber solange sie in einem
Lehr- oder sonstigen, mindestens einjährigen
Ausbildungsverhältnis stehen.

(2) Bei der Beschäftigung von Jugendlichen ist
auf deren Gesundheit und körperliche Entwick-
lung besonders Rücksicht zu nehmen. Es ist
ihnen die zum Besuch der Berufsschule (Kurse)
notwendige freie Zeit ohne Schmälerung des Ent-
gelts zu gewähren.

(3) Jugendliche (Abs. 1) dürfen zur Nachtarbeit
(§ 60) und zu Überstundenarbeit (§ 59) nicht
herangezogen werden. Arbeiten an Sonn- und
Feiertagen sind nur in besonders dringlichen
Fällen (§ 62 Abs. 4) zulässig.

(4) Jugendliche, die das 16. Lebensjahr noch
nicht vollendet haben, dürfen nicht zu Akkord-
arbeiten, akkordähnlichen Arbeiten, leistungs-
bezogenen Prämienarbeiten und sonstigen Arbei-
ten, bei denen durch ein gesteigertes Arbeits-
tempo ein höheres Entgelt erzielt werden kann,
wie beispielsweise Arbeiten, für die Entgelt ge-
bührt, das auf Arbeits(Persönlichkeits)bewer-
tungsverfahren, statistischen Verfahren, Daten-
erfassungsverfahren, Kleinstzeitverfahren oder
ähnlichen Entgeltfindungsmethoden beruht, wenn
die damit verbundene durchschnittliche Arbeits-
leistung die Kräfte des Jugendlichen übersteigt,
sowie zu Fließarbeiten mit vorgeschriebenem
Arbeitstempo herangezogen werden.

(5) Die regelmäßige Wochenarbeitszeit darf für
Jugendliche die im § 56 Abs. 1 festgelegte Stun-
denzahl nicht überschreiten. § 57 gilt sinngemäß.

(6) Jugendlichen gebührt bis zum Ende des
Dienstjahres, in dem sie das 18. Lebensjahr voll-
enden, in jedem Dienstjahr ein ununterbrochener
Urlaub von vierundzwanzig Werktagen.

(7) Der Dienstgeber ist verpflichtet, Dienst-
nehmern die für die Durchführung der Jugend-
lichenuntersuchungen gemäß § 132 a ASVG er-
forderliche Freizeit unter Fortzahlung des Ent-
gelts zu gewähren.

(8) Die Jugendlichenuntersuchungen gemäß
§ 132 a ASVG sind bei Jugendlichen, die erst-
malig eine Beschäftigung angetreten haben, tun-
lichst binnen zwei Monaten durchzuführen.

(9) Betriebsinhabern, die wegen Übertretung
von Vorschriften betreffend den Schutz der
Jugendlichen bestraft werden, kann auf Antrag

der Land- und Forstwirtschaftsinspektion die
Beschäftigung von Jugendlichen auf bestimmte
Zeit oder auf Dauer untersagt werden.

K i n d e r a r b e i t
§ 77. (1) Kinder dürfen, soweit im folgenden

nicht anderes bestimmt wird, zu Arbeiten nicht
herangezogen werden.

(2) Als Kinderarbeit im Sinne dieses Gesetzes
gilt die entgeltliche und die, wenn auch nicht
besonders entlohnte, regelmäßige Verwendung
von Kindern zu Arbeiten jeglicher Art.

(3) Als Kinderarbeit gilt nicht die Beschäfti-
gung von Kindern, die ausschließlich zum Zwecke
des Unterrichts oder der Erziehung erfolgt; fer-
ner nicht die Heranziehung von Kindern zu ver-
einzelten leichten Dienstleistungen und die Be-
schäftigung eigener Kinder mit leichten, wenn
auch regelmäßigen Leistungen von geringer
Dauer.

(4) Die Beschäftigung Schulpflichtiger darf die
Schulausbildung nicht beeinträchtigen.

(5) Bei der Beschäftigung von Kindern im
Sinne des Abs. 5 ist auf deren Gesundheit,
Sicherheit und körperliche Entwicklung besonders
Rücksicht zu nehmen und jede Gefährdung der
Sittlichkeit zu vermeiden.

(6) Unter Kindern im Sinne dieses Bundes-
gesetzes sind Minderjährige zu verstehen, die

a) die allgemeine Schulpflicht noch nicht be-
endet haben;

b) der allgemeinen Schulpflicht nicht unter-
liegen oder von ihr befreit sind, bis zum
1. Juli des Kalenderjahres, in dem sie das
15. Lebensjahr vollenden.

(7) Als eigene Kinder im Sinne dieses Bundes-
gesetzes gelten Kinder (Abs. 6), die mit jenem,
der sie beschäftigt, im gemeinsamen Haushalt
leben und mit ihm bis zum dritten Grade ver-
wandt oder verschwägert sind oder zu ihm im
Verhältnis von Stiefkindern oder Wahlkindern
stehen oder zu deren Vormund er bestellt ist.
Alle übrigen Kinder gelten als fremde Kinder."

40. Die §§ 78 bis 80 mit Überschrift haben zu
entfallen.

41. § 82 Abs. 3 hat zu entfallen. Der bisherige
Abs. 4 erhält die Bezeichnung Abs. 3. Im nun-
mehrigen Abs. 3 hat der Klammerausdruck
„(Vertrauensmänner)" zu entfallen.

41 a. In § 85 Abs. 5 hat der Klammeraus-
druck „(Vertrauensmänner)" zu entfallen.

42. Im § 87 sind die Worte „In den Fällen
des § 85 Abs. 5 und 86" durch die Worte „In den
Fällen des § 85 Abs. 6 und 86" zu ersetzen.

43. § 100 Abs. 2 hat zu lauten:
„(2) Der Lehrherr ist ferner verpflichtet, dem

Lehrling die zum Besuch der Berufsschule und der
vorgeschriebenen Fachkurse notwendige Zeit
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ohne Schmälerung des Entgelts freizugeben, ihn
zum Besuch des Unterrichts anzuhalten und die
Überwachung des Schulbesuches durch An- und
Abmeldung bei der Schulleitung zu ermöglichen."

44. Die §§ 109 bis 204 haben mit Überschrift
zu lauten:

„9. Betriebsverfassung

B e t r i e b s b e g r i f f
§ 109. (1) Als Betrieb gilt jede Arbeitsstätte,

die eine organisatorische Einheit bildet, inner-
halb der eine physische oder juristische Person
oder eine Personengemeinschaft mit technischen
oder immateriellen Mitteln die Erzielung be-
stimmter Arbeitsergebnisse fortgesetzt verfolgt,
ohne Rücksicht darauf, ob Erwerbsabsicht besteht
oder nicht.

(2) Die Einigungskommission hat auf Antrag
festzustellen, ob ein Betrieb im Sinne des Abs. 1
vorliegt. Die Entscheidung der Einigungskommis-
sion hat so lange bindende Wirkung, als sich
nicht die Voraussetzungen, die für die Entschei-
dung maßgebend waren, wesentlich geändert
haben und dies in einem neuerlichen Verfahren
festgestellt wird.

(3) Zur Antragstellung im Sinne des Abs. 2
sind bei Vorliegen eines rechtlichen Interesses
der Betriebsinhaber, der Betriebsrat, mindestens
so viele wahlberechtigte Dienstnehmer, ab
Betriebsratsmitglieder zu wählen wären, sowie
die zuständige freiwillige Berufsvereinigung und
die gesetzliche Interessenvertretung der Dienst-
nehmer berechtigt. Jeder im Betrieb bestehende
Wahlvorstand hat im. Verfahren Parteistellung.

G l e i c h s t e l l u n g
§ 110. (1) Die Einigungskommission hat auf

Antrag eine Arbeitsstätte, in der dauernd mehr
als 10 Dienstnehmer beschäftigt sind und die
nicht alle Merkmale eines Betriebes im Sinne
des § 109 Abs. 1 aufweist, einem selbständigen
Betrieb gleichzustellen, wenn sie räumlich vom
Hauptbetrieb weit entfernt ist und hinsichtlich
Aufgabenbereich und Organisation eine Eigen-
ständigkeit besitzt, die der eines Betriebes nahe-
kommt.

(2) Die Einigungskommission hat die Gleich-
stellung auf Antrag für beendet zu erklären,
wenn die Voraussetzungen des Abs. 1 nicht mehr
gegeben sind.

(3) Antragsberechtigt im Sinne der Abs. 1
und 2 sind der Betriebsrat, mindestens so viele
Dienstnehmer, als Betriebsratsmitglieder zu wäh-
len wären, die zuständige freiwillige Berufsver-
einigung und die gesetzliche Interessenvertretung
der Dienstnehmer; zur Antragstellung gemäß
Abs. 2 ist auch der Betriebsinhaber berechtigt.

D i e n s t n e h m e r b e g r i f f

§ 111. (1) Dienstnehmer im Sinne dieses Ab-
schnittes sind alle im Rahmen eines Betriebes
beschäftigten Personen einschließlich der Lehr-
linge ohne Unterschied des Alters.

(2) Als Dienstnehmer gelten nicht:
1. In Betrieben einer juristischen Person, die

Mitglieder des Organs, das zur gesetzlichen
Vertretung der juristischen Person berufen
ist;

2. leitende Angestellte, denen maßgebender
Einfluß auf die Führung des Betriebes zu-
steht;

3. Personen, die vorwiegend zu ihrer Er-
ziehung, Behandlung, Heilung oder Wieder-
eingliederung beschäftigt werden, sofern sie
nicht auf Grund eines Dienstvertrages be-
schäftigt sind;

4. Personen, die im Vollzug einer verwaltungs-
behördlichen oder gerichtlichen Verwah-
rungshaft, Untersuchungshaft, Freiheitsstrafe
oder freiheitsentziehenden vorbeugenden
Maßnahme beschäftigt werden;

5. Personen, deren Beschäftigung vorwiegend
durch religiöse, karitative oder soziale
Motive bestimmt ist, sofern sie nicht auf
Grund eines Dienstvertrages beschäftigt sind;

6. Personen, die zu Schulungs- und Ausbil-
dungszwecken kurzfristig beschäftigt wer-
den;

7. Personen, die Zivildienst nach den Bestim-
mungen des Zivildienstgesetzes, BGBl.
Nr. 187/1974, lebten.

R e c h t e des e i n z e l n e n D i e n s t -
n e h m e r s

§ 112. (1) Die Dienstnehmer dürfen in der
Ausübung ihrer betriebsverfassungsrechtlichen
Befugnisse nicht beschränkt und aus diesem
Grunde nicht benachteiligt werden.

(2) Die Dienstnehmer können Anfragen,
Wünsche, Beschwerden, Anzeigen oder Anregun-
gen beim Betriebsrat, bei jedem seiner Mitglieder
und beim Betriebsinhaber vorbringen.

(3) Die sich aus dem Dienstverhältnis ergeben-
den Informations-, Interventions-, Über-
wachungs-, Anhörungs- und Beratungsrechte des
einzelnen Dienstnehmers gegenüber dem Betriebs-
inhaber und die entsprechenden Pflichten des
Betriebsinhabers bleiben unberührt.

A u f g a b e

§ 113. Die Organe der Dienstnehmerschaft des
Betriebes haben die Aufgabe, die wirtschaftlichen,
sozialen, gesundheitlichen und kulturellen Inter-
essen der Dienstnehmer im Betrieb wahrzu-
nehmen und zu fördern.
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Grundsätze der Interessen-
v e r t r e t u n g

§ 114. (1) Ziel der Bestimmungen über die
Betriebsverfassung und deren Anwendung ist die
Herbeiführung eines Interessenausgleichs zum
Wohl der Dienstnehmer und des Betriebes.

(2) Die Organe der Dienstnehmerschaft des
Betriebes sollen bei Verwirklichung ihrer Inter-
essenvertretungsaufgabe im Einvernehmen mit
den zuständigen kollektivvertragsfähigen Körper-
schaften der Dienstnehmer vorgehen.

(3) Die Organe der Dienstnehmerschaft haben
ihre Tätigkeit tunlichst ohne Störung des Betrie-
bes zu vollziehen. Sie sind nicht befugt, in die
Führung und den Gang des Betriebes durch
selbständige Anordnungen einzugreifen.

(4) Die Organe der Dienstnehmerschaft können
zu ihrer Beratung in allen Angelegenheiten die
zuständige freiwillige Berufsvereinigung oder
gesetzliche Interessenvertretung der Dienst-
nehmer beiziehen. Den Vertretern der zuständi-
gen freiwilligen Berufsvereinigung und der
gesetzlichen Interessenvertretung der Dienst-
nehmer ist in diesen Fällen oder, soweit dies zur
Ausübung der ihnen durch dieses Bundesgesetz
eingeräumten Befugnisse sonst erforderlich ist,
nach Unterrichtung des Betriebsinhabers oder
seines Vertreters Zugang zum Betrieb zu ge-
währen. Abs. 3 und § 188 Abs. 4 sind sinngemäß
anzuwenden.

(5) Die den zuständigen freiwilligen Berufs-
vereinigungen der Dienstgeber und der Dienst-
nehmer eingeräumten Befugnisse kommen nur
jenen freiwilligen Berufsvereinigungen zu, denen
gemäß § 41 Abs. 2 Kollektivvertragsfähigkeit
zuerkannt wurde.

ORGANISATIONSRECHT

O r g a n e d e r D i e n s t n e h m e r s c h a f t

§ 115. (1) In jedem Betrieb, in dem dauernd
mindestens fünf stimmberechtigte (§ 124 Abs. 1)
Dienstnehmer beschäftigt werden, sind nach
Maßgabe der folgenden Bestimmungen von der
Dienstnehmerschaft Organe zu bilden. Bei der
Berechnung dieser Zahl haben die gemäß § 128
Abs. 3 Z. 1 vom passiven Wahlrecht zum
Betriebsrat ausgeschlossenen Familienangehörigen
des Betriebsinhabers außer Betracht zu bleiben.

(2) Ausgenommen von den Bestimmungen des
Abs. 1 sind bäuerliche Betriebe, sofern sie weniger
als fünf ständige Dienstnehmer ohne Einrech-
nung der familieneigenen Arbeitskräfte (§ 3
Abs. 2) beschäftigen.

(3) Als bäuerliche Betriebe im Sinne dieses
Gesetzes haben jene zu gelten, in denen die
Betriebsinhaber selbst sowie ihre im Familien-
verbande lebenden Familienangehörigen im Be-
triebe mitarbeiten, mit den Dienstnehmern in

der Regel in Hausgemeinschaft leben und bei
der Führung des Betriebes ein leitender Ange-
stellter nicht beschäftigt wird.

(4) Erfüllt sowohl die Gruppe der Arbeiter
als auch die Gruppe der Angestellten (§ 116
Abs. 3) die Voraussetzungen des Abs. 1, so sind
folgende Organe zu bilden:

1. Die Betriebshauptversammlung;
2. die Gruppenversammlungen der Arbeiter

und der Angestellten;
3. die Wahlvorstände für die Betriebsratswahl;
4. die Betriebsräte der Arbeiter und der Ange-

stellten;
5. der Betriebsausschuß;
6. die Rechnungsprüfer.

(5) Erfüllt nur eine Gruppe die Voraussetzun-
gen des Abs. 1, erfüllen sie beide Gruppen nur
in ihrer Gesamtheit oder beschließen die
Gruppenversammlungen in getrennten Abstim-
mungen die Bildung eines gemeinsamen Betriebs-
rates, so sind folgende Organe zu bilden:

1. Die Betriebsversammlung;
2. der Wahlvorstand für die Betriebsratswahl;
3. der Betriebsrat;
4. die Rechnungsprüfer.

(6) Wenn ein Unternehmen mehrere Betriebe
umfaßt, die eine wirtschaftliche Einheit bilden
und vom Unternehmen zentral verwaltet werden,
so sind folgende Organe zu bilden:

1. Der Wahlvorstand für die Zentralbetriebs-
ratswahl;

2. der Zentralbetriebsrat;
3. die Betriebsräteversammlung;
4. die Rechnungsprüfer.

Die Betriebs(Gruppen- , Betr iebs-
haupt )versammlung

Zusammensetzung und Gruppenzugehörigkeit
§ 116. (1) Die Betriebs(Betriebshaupt)versamm-

lung besteht aus der Gesamtheit der Dienst-
nehmer (§ 111) des Betriebes.

(2) Die Gruppenversammlung der Arbeiter be-
steht aus den Dienstnehmern, die der Gruppe
der Arbeiter, die Gruppenversammlung der An-
gestellten besteht aus den Dienstnehmern, die
der Gruppe der Angestellten angehören.

(3) Für die Gruppenzugehörigkeit ist die auf
Gesetz beruhende arbeitsvertragliche Stellung der
Dienstnehmer maßgebend. Zur Gruppe der An-
gestellten gehören ferner Arbeitnehmer, die mit
dem Dienstgeber die Anwendung des Ange-
stelltengesetzes, des Gutsangestelltengesetzes so-
wie des Angestelltenkollektivvertrages, der auf
den Betrieb Anwendung findet, zuzüglich einer
Einstufung in die Gehaltsordnung dieses Kollek-
tivvertrages unwiderruflich vereinbart haben.
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Lehrlinge, die 2.11 Angestelltentätigkeiten ausge-
bildet werden, zählen zur Gruppe der Ange-
stellten, die übrigen Lehrlinge zu Gruppe der
Arbeiter.

(4) Betriebsratsmitglieder gelten als Angehörige
jener Dienstnehmergruppe, die sie gewählt hat.

Aufgaben der Betriebs(Gruppen-, Betriebshaupt)-
versammlung

§ 117. (1) Der Betriebs(Gruppen)versammlung
obliegt:

1. Behandlung; von Berichten des Betriebsrates
und der Rechnungsprüfer;

2. Wahl des Wahlvorstandes für die Betriebs-
ratswahl;

3. Beschlußfassung über die Einhebung und die
Höhe einer Betriebsratsumlage sowie über
die Art und Weise der Auflösung des
Betriebsratsfonds;

4. Beschlußfassung über die Enthebung des
Betriebsrates;

5. Beschlußfassung über die Enthebung des
Wahlvorstandes für die Betriebsratswahl;

6. Wahl der Rechnungsprüfer;
7. Beschlußfassung über die Enthebung der

Rechnungsprüfer;
8. Beschlußfassung über eine Fortsetzung der

Funktion des Betriebsrates nach Wiederauf-
nahme des Betriebes.

(2) Der Gruppenversammlung obliegt über-
dies die Enthebung eines Betriebsratsmitgliedes
gemäß § 139 Abs. 1 Z. 4 sowie die Beschlußfassung
über die Errichtung eines gemeinsamen Betriebs-
rates gemäß § 115 Abs. 5.

(3) Der Betriebshauptversammlung obliegt die
Behandlung von Berichten des Betriebsaus-
schusses.

Ordentliche und außerordentliche
Versammlungen

§ 118. (1) Die Betriebs(Gruppen)versammlung
hat mindestens einmal in jedem Kalenderhalbjahr,
die Betriebshauptversammlung mindestens ein-
mal in jedem Kalenderjahr stattzufinden.

(2) Eine Betriebs(Gruppen-, Betriebshaupt)ver-
sammlung hat außerdem binnen zwei Wochen
stattzufinden, wenn mehr ab ein Drittel der in
der betreffenden Versammlung stimmberechtig-
ten Dienstnehmer oder ein Drittel der Betriebs-
ratsmitglieder, im Falle der Betriebshauptver-
sammlung auch dann, wenn einer der beiden
Betriebsräte dies verlangt.

Teilversammlungen

§ 119. (1) Wenn nach Zahl der Dienstnehmer,
Arbeitsweise oder Art des Betriebes die Abhal-
tung von Betriebs(Gruppen-, Betriebshaupt)ver-

sammlungen oder die Teilnahme der Dienst-
nehmer an diesen nicht oder nur schwer möglich
ist, können Betriebs(Gruppen-, Betriebshaupt)ver-
sammlungen in Form von Teilversammlungen
durchgeführt werden. Die Entscheidung über die
Abhaltung von Teilversammlungen obliegt dem
Betriebsrat (Betriebsausschuß).

(2) Für die Ermittlung von Abstimmungs-
ergebnissen in den Angelegenheiten des § 117
ist die Gesamtheit der in den einzelnen Teil-
versammlungen abgegebenen Stimmen maß-
gebend.

Einberufung

§ 120. (1) Die Betriebs(Gruppen)versammlung
ist vom Betriebsrat, die Betriebshauptversamm-
lung vom Betriebsausschuß einzuberufen.

(2) Besteht kein Betriebsrat (Betriebsausschuß)
oder ist er vorübergehend funktionsunfähig, so
sind zur Einberufung berechtigt:

1. Der an Lebensjahren älteste Dienstnehmer
oder mindestens so viele Dienstnehmer, als
Betriebsratsmitglieder zu wählen sind;

2. in Betrieben, in denen dauernd mindestens
20 Dienstnehmer beschäftigt sind, eine zu-
ständige freiwillige Berufsvereinigung oder
die gesetzliche Interessenvertretung der
Dienstnehmer, wenn die nach Z. 1 zur Ein-
berufung Berechtigten trotz Aufforderung
die Einberufung innerhalb von zwei Wochen
nicht vornehmen.

(3) Die Einberufung der Betriebs(Gruppen-,
Betriebshaupt)versammlung hat unter gleich-
zeitiger Bekanntgabe der Tagesordnung zu er-
folgen.

Vorsitz

§ 121. Die Vorsitzführung obliegt dem Ob-
mann des Betriebsrates (Betriebsausschusses), in
den Fällen des § 120 Abs. 2 dem Einberufer;
dieser kann die Vorsitzführung einem Stellver-
treter aus dem Kreis der stimmberechtigten
Dienstnehmer übertragen.

Zeitpunkt und Ort der Versammlungen

§ 122. (1) Wenn es dem Betriebsinhaber unter
Berücksichtigung der betrieblichen Verhältnisse
zumutbar ist, können Betriebs(Gruppen-, Be-
triebshaupt)versammlungen während der Arbeits-
zeit abgehalten werden. Wird die Versammlung
während der Arbeitszeit abgehalten, entsteht den
Diensnehmern für den erforderlichen Zeitraum
ein Anspruch auf Arbeitsfreistellung. Ansprüche
der Dienstnehmer auf Fortzahlung des Entgelts
für diesen Zeitraum können, soweit dies nicht
im Kollektivvertrag geregelt ist, durch Betriebs-
vereinbarung geregelt werden. Dies gilt auch für
die Vergütung von Fahrtkosten.
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(2) Die Betriebs(Gruppen-, Betriebshaupt)ver-
sammlung kann im Betrieb oder außerhalb des-
selben stattfinden. Findet die Versammlung
innerhalb des Betriebes statt, hat der Betriebs-
inhaber nach Tunlichkeit die erforderlichen
Räumlichkeiten zur Verfügung zu stellen.

Teilnahme des Betriebsinhabers und der über-
betrieblichen Interessenvertretungen

§ 123. Die Betriebs(Gruppen-, Betriebshaupt)-
versammlungen sind nicht öffentlich. Jede zu-
ständige freiwillige Berufsvereinigung und die
zuständige gesetzliche Interessenvertretung der
Dienstnehmer sind berechtigt, zu allen Betriebs-
versammlungen Vertreter zu entsenden. Der
Betriebsinhaber oder sein Vertreter im Betrieb
kann auf Einladung der Einberufer an der
Betriebsversammlung teilnehmen. Der Zeitpunkt
und die Tagesordnung sind rechtzeitig schriftlich
mitzuteilen.

Stimmberechtigung und Beschlußfassung

§ 124. (1) In der Betriebs(Gruppen-, Betriebs-
haupt)versammlung ist jeder betriebs(gruppen)-
zugehörige Dienstnehmer ohne Unterschied der
Staatsbürgerschaft stimmberechtigt, der das
18. Lebensjahr vollendet hat, am Tage der
Betriebsversammlung im Betrieb beschäftigt ist
und nicht vom Wahlrecht zu den gesetzgebenden
Körperschaften ausgeschlossen ist.

(2) Zur Beschlußfassung ist die Anwesenheit
von mindestens der Hälfte der stimmberechtigten
Dienstnehmer erforderlich. Die Beschlüsse wer-
den mit einfacher Mehrheit der abgegebenen
Stimmen gefaßt. Beschlüsse über die Enthebung
des Betriebsrates (§ 117 Abs. 1 Z. 4) oder eines
Betriebsratsmitgliedes (§ 117 Abs. 2) bedürfen
der Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen
Stimmen. Beschlüsse über die Bildung eines
gemeinsamen Betriebsrates im Sinne des § 115
Abs. 5 bedürfen der Mehrheit von zwei Dritteln
der für die Wahl des jeweiligen Gruppenbetriebs-
rates aktiv Wahlberechtigten. Abstimmungen
über die Bildung eines gemeinsamen Betriebsrates
im Sinne des § 115 Abs. 5 und über Enthebungen
haben geheim zu erfolgen.

(3) Ist bei Beginn der Betriebsversammlung
weniger als die Hälfte der stimmberechtigten
Dienstnehmer anwesend, so ist eine halbe Stunde
zuzuwarten; nach Ablauf dieser Zeit ist die
Betriebsversammlung ohne Rücksicht auf die
Zahl der anwesenden stimmberechtigten Dienst-
nehmer beschlußfähig. Diese Bestimmung gilt
nicht in den Fällen der §§ 115 Abs. 5 und 117
Abs. 1 Z. 3 bis 5 und 8 und wenn die Betriebs-
versammlung gemäß §120 Abs. 2 Z. 2 von einer
freiwilligen Berufsvereinigung oder gesetzlichen
Interessenvertretung der Dienstnehmer einbe-
rufen wurde.

B e t r i e b s r a t

Zahl der Betriebsratsmitglieder

§ 125. (1) Der Betriebsrat besteht in Betrieben
(Dienstnehmergruppen) mit fünf bis neun Dienst-
nehmern aus einer Person, mit zehn bis neun-
zehn Dienstnehmern aus zwei Mitgliedern, mit
zwanzig bis fünfzig Dienstnehmern aus drei Mit-
gliedern, mit einundfünfzig bis hundert Dienst-
nehmern aus vier Mitgliedern. In Betrieben
(Dienstnehmergruppen) mit mehr als hundert
Dienstnehmern erhöht sich für je weitere hundert
Dienstnehmer, in Betrieben mit mehr als tausend
Dienstnehmern für je weitere vierhundert Dienst-
nehmer die Zahl der Mitglieder des Betriebsrates
um ein Mitglied. Bruchteile von hundert bzw.
vierhundert werden für voll gerechnet.

(2) Die Zahl der Mitglieder eines Betriebs-
rates bestimmt sich nach der Zahl der am Tage
der Betriebsversammlung zur Wahl des Wahl-
vorstandes im Betrieb beschäftigten Diestnehmer.
Eine spätere Änderung der Zahl der Dienst-
nehmer ist auf die Zahl der Mitglieder des
Betriebsrates ohne Einfluß.

Wahlgrundsätze

§ 126. (1) Die Mitglieder des Betriebsrates
werden auf Grund des gleichen, unmittelbaren
und geheimen Wahlrechtes gewählt. Die Wahl
hat durch persönliche Stimmabgabe oder in den
Fällen des § 131 Abs. 3 durch briefliche Stimm-
abgabe im Postwege zu erfolgen.

(2) Die Wahlen sind nach den Grundsätzen
des Verhältniswahlrechtes durchzuführen. Die
Berechnung der auf die zugelassenen Wahlvor-
schläge entfallenden Mitglieder des Betriebsrates
hat nach dem System von d'Hondt zu erfolgen.
Die Wahlzahl ist in Dezimalzahlen zu errechnen.
Haben nach dieser Berechnung mehrere Wahl-
vorschläge den gleichen Anspruch auf eine Mit-
gliedsstelle, so entscheidet das Los.

(3) Wird nur ein Wahlvorschlag eingebracht,
so sind die Betriebsratsmitglieder mit einfacher
Mehrheit der abgegebenen Stimmen zu wählen.

Aktives Wahlrecht

§ 127, (1) Wahlberechtigt sind alle Dienst-
nehmer ohne Unterschied der Staatsbürgerschaft,
die am Tage der Betriebsversammlung zur Wahl
des Wahlvorstandes das 18. Lebensjahr vollendet
haben, an diesem Tage und am Tage der Wahl
im Rahmen des Betriebes beschäftigt und nicht
vom Wahlrecht zu den gesetzgebenden Körper-
schaften ausgeschlossen sind.

(2) Werden getrennte Betriebsräte gewählt, ist
für die Wahlberechtigung Gruppenzugehörigkeit
(§ 116 Abs. 2 bis 4) erforderlich.
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Passives Wahlrecht

§ 128. (1) Wählbar sind alle Dienstnehmer,
sofern sie am Tag der Ausschreibung der Wahl
volljährig, seit mindestens sechs Monaten im
Rahmen des Betriebes oder des Unternehmens,
dem der Betrieb angehört, beschäftigt sind und
die Voraussetzungen für das Wahlrecht zu den
gesetzgebenden Körperschaften erfüllen.

(2) Bei getrennten Wahlen sind auch Ange-
hörige der anderen Dienstnehmergruppe wählbar.

(3) Abgesehen von den Personen, die gemäß
§ 3 Abs. 2 Landarbeitsgesetz vom Geltungsbereich
des Gesetzes ausgenommen sind, sind nicht wähl-
bar:

1. Der Ehegatte des Betriebsinhabers und Per-
sonen, die mit dem Betriebsinhaber bis zum
zweiten Grad verwandt oder verschwägert
sind oder zu ihm im Verhältnis von Wahl-
oder Pflegekind, Wahl- oder Pflegeeltern
sowie Mündel oder Vormund stehen;

2. in Betrieben einer juristischen Person die
Ehegatten von Mitgliedern des Organs, das
zur gesetzlichen Vertretung der juristischen
Person berufen ist, sowie Personen, die mit
Mitgliedern eines solchen Vertretungsorgans
im ersten Grad verwandt oder verschwägert
sind.

(4) Sind mindestens vier Betriebsratsmitglieder
zu wählen, sind auch Vorstandsmitglieder und
Angestellte einer zuständigen freiwilligen Berufs-
vereinigung der Dienstnehmer wählbar. Minde-
stens drei Viertel der Betriebsratsmitglieder
müssen Dienstnehmer des Betriebes sein. Ein
Vorstandsmitglied oder Angestellter einer zu-
ständigen freiwilligen Berufsvereinigung der
Dienstnehmer kann gleichzeitig nur einem
Betriebsrat angehören.

(5) In neuerrichteten Betrieben und in Saison-
betrieben sind auch Dienstnehmer wählbar, die
noch nicht sechs Monate im Betrieb oder Unter-
nehmen beschäftigt sind.

(6) Als Saisonbetriebe gelten Betriebe, die ihrer
Art nach nur zu bestimmten Jahreszeiten arbeiten
oder die regelmäßig zu gewissen Zeiten des
Jahres erheblich verstärkt arbeiten.

Berufung des Wahlvorstandes

§ 129. (1) Zur Vorbereitung und Durch-
führung der Wahl des Betriebsrates hat die
Betriebs(Gruppen)versammlung einen Wahlvor-
stand (Ersatzmitglieder) zu bestellen. In Betrie-
ben, in denen ein Betriebsrat besteht, ist der
Wahlvorstand so rechtzeitig zu bestellen, daß
der neugewählte Betriebsrat bei Unterbleiben
einer Wahlanfechtung spätestens unmittelbar
nach Ablauf der Tätigkeitsdauer des abtretenden
Betriebsrates seine Konstituierung vornehmen
kann.

(2) Wird die Nichtigkeit einer Wahl festge-
stellt oder die Tätigkeitsdauer des Betriebsrates
vorzeitig beendet, ist unverzüglich ein Wahlvor-
stand zu bestellen.

(3) Der Wahlvorstand besteht aus drei Mit-
gliedern. In den Wahlvorstand können als Mit-
glieder wahlberechtigte Dienstnehmer, in Betrie-
ben, in denen dauernd mindestens 20 Dienst-
nehmer beschäftigt sind, auch Vorstandsmit-
glieder oder Angestellte einer zuständigen frei-
willigen Berufsvereinigung oder gesetzlichen
Interessenvertretung der Dienstnehmer berufen
werden. Mindestens zwei Mitglieder des Wahl-
vorstandes müssen Dienstnehmer des Betriebes
sein.

(4) Die Wahl des Wahlvorstandes erfolgt durch
die Betriebs(Gruppen)versammlung. Als gewählt
gelten die Kandidaten jenes Vorschlages, der die
meisten Stimmen auf sich vereint. Bei Stimmen-
gleichheit entscheidet das Los. Wird nur ein
Vorschlag erstattet, so gelten ohne eine Abstim-
mung die Kandidaten dieses Vorschlages als ge-
wählt.

(5) In neuerrichteten Betrieben hat zur Vor-
bereitung und Durchführung der erstmaligen
Wahl eines Betriebsrates die Betriebs(Gruppen)-
versammlung die Bestellung des Wahlvorstandes
binnen vier Wochen nach dem Tage der Auf-
nahme des Betriebes vorzunehmen.

Vorbereitung der Wahl

§ 130. (1) Der Wahlvorstand hat nach seiner
Bestellung die Wahl unverzüglich vorzubereiten
und innerhalb von vier Wochen durchzuführen.

(2) Der Wahlvorstand hat die Wählerliste zu
verfassen und sie zur Einsicht der Wahlberechtig-
ten im Betrieb aufzulegen. Er hat ferner die
Wahl in Form einer Wahlkundmachung auszu-
schreiben, über die gegen die Wählerliste vor-
gebrachten Einwendungen und darüber zu ent-
scheiden, welche Wahlberechtigten zur brieflichen
Stimmabgabe berechtigt sind. Er hat die Wahl-
vorschläge entgegenzunehmen und über ihre Zu-
lassung zu entscheiden.

(3) Der Betriebsinhaber hat dem Wahlvorstand
die zur Durchführung der Wahl erforderlichen
Verzeichnisse der Dienstnehmer rechtzeitig zur
Verfügung zu stellen.

(4) Die Wahlvorschläge sind schriftlich einzu-
bringen und von mindestens doppelt so vielen
wahlberechtigten Dienstnehmern zu unterferti-
gen, als Betriebsratsmitglieder zu wählen sind.
Unterschriften von Wahlwerbern werden auf
die erforderliche Anzahl von Unterschriften des
Wahlvorschlages nur bis zur Höhe der Zahl der
zu wählenden Betriebsratsmitglieder angerechnet.
Der Wahlvorstand hat die zugelassenen Wahlvor-
schläge zur Einsicht im Betrieb aufzulegen.
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(5) Kommt der Wahlvorstand den im Abs. 1
genannten Verpflichtungen nicht oder nur unzu-
reichend nach, so kann er von der Betriebs-
(Gruppen)versammlung enthoben werden. In
diesem Fall ist von dieser Versammlung gleich-
zeitig ein Wahlvorstand zu bestellen.

Durchführung der Wahl

§ 131. (1) Der Wahlvorstand hat die Wahl-
handlung zu leiten und das Wahlergebnis fest-
zustellen.

(2) Jeder Wahlberechtigte hat eine Stimme.
Die Wahl hat mittels Stimmzettels zu erfolgen.
Das Wahlrecht ist unbeschadet der Bestimmungen
des Abs. 3 persönlich auszuüben.

(3) Wahlberechtigte, die wegen Urlaubs,
Karenzurlaubs, Leistung des Präsenzdienstes oder
Krankheit am Wahltag an der Leistung der
Dienste oder infolge Ausübung ihres Berufes
oder aus anderen wichtigen, ihre Person betref-
fenden Gründen an der persönlichen Stimm-
abgabe verhindert sind, haben das Recht auf
briefliche Stimmabgabe; diese hat im Postweg
zu erfolgen.

Mitteilung des Wahlergebnisses

§ 132. Das Ergebnis der Wahl ist im Betrieb
kundzumachen und dem Betriebsinhaber, der
nach dem Standort des Betriebes zuständigen
Einigungskommission, den zuständigen freiwilli-
gen Berufsvereinigungen und der zuständigen
gesetzlichen Interessenvertretung der Dienst-
nehmer mitzuteilen.

Vereinfachtes Wahlverfahren

§ 133. Unbeschadet der Bestimmungen des
§ 126 Abs. 1 gilt in Betrieben (Dienstnehmer-
gruppen), in denen bis zu zwei Betriebsratsmit-
glieder zu wählen sind, folgendes:

1. Die Betriebsratsmitglieder und die Ersatz-
mitglieder werden mit Mehrheit der abge-
gebenen Stimmen gewählt;

2. der Wahlvorstand besteht aus einem wahl-
berechtigten Dienstnehmer;

3. es bedarf keiner Einreichung von Wahl-
vorschlägen im Sinne des § 130 Abs. 4. Wur-
den solche Wahlvorschläge nicht eingebracht,
so ist für jedes Betriebsratsmitglied und für
jedes Ersatzmitglied ein gesonderter Wahl-
gang durchzuführen;

4. erreicht keiner der Wahlvorschläge (Wahl-
werber) die Mehrheit, so ist ein zweiter
Wahlgang durchzuführen. Im zweiten Wahl-
gang können gültige Stimmen nur für die
beiden Wahlvorschläge (Wahlwerber) abge-
geben werden, die im ersten Wahlgang die
meisten Stimmen erhalten haben. Bei
Stimmengleichheit entscheidet das Los.

Anfechtung

§ 134. (1) Die einzelnen Wahlberechtigten und
jede wahlwerbende Gruppe sind berechtigt,
binnen Monatsfrist vom Tage der Mitteilung
des Wahlergebnisses an gerechnet, die Wahl bei
der Einigungskommission anzufechten, wenn
wesentliche Bestimmungen des Wahlverfahrens
oder leitende Grundsätze des Wahlrechtes ver-
letzt wurden und hiedurch das Wahlergebnis
beeinflußt werden konnte.

(2) Die in Abs. 1 genannten Anfechtungs-
berechtigten sowie der Betriebsinhaber sind be-
rechtigt, binnen Monatsfrist vom Tage der Mit-
teilung des Wahlergebnisses an gerechnet, die
Wahl bei der Einigungskommission anzufechten,
wenn die Wahl ihrer Art oder ihrem Umfang
nach oder mangels Vorliegens eines Betriebes
nicht durchzuführen gewesen wäre.

Nichtigkeit
§ 135. Nichtigkeit der Wahl kann bei Vor-

liegen eines rechtlichen Interesses jederzeit auch
durch Antrag auf Feststellung bei der Einigungs-
kommission geltend gemacht werden. Die Ent-
scheidung der Einigungskommission über die
Nichtigkeit der Wahl hat bindende Wirkung.

Tätigkeitsdauer des Betriebsrates
§ 136. (1) Die Tätigkeitsdauer des Betriebs-

rates beträgt drei Jahre. Sie beginnt mit dem
Tage der Konstituierung oder mit Ablauf der
Tätigkeitsdauer des früheren Betriebsrates, wenn
die Konstituierung vor diesem Zeitpunkt er-
folgte.

(2) Erklärt die Einigungskommission die Wahl
eines Betriebsrates auf Grund einer Anfechtung
nach § 134 Abs. 1 oder 2 für ungültig, so führt
der frühere Betriebsrat die laufenden Geschäfte
bis zur Konstituierung des neugewählten
Betriebsrates, höchstens jedoch bis zum Ablauf
von drei Monaten ab dem Tag der Ungültigkeits-
erklärung gerechnet, weiter. Dies gilt nicht, wenn
die Tätigkeitsdauer des früheren Betriebsrates
gemäß § 137 vorzeitig geendet hat.

(3) Die nach Beginn der Tätigkeitsdauer
(Abs. 1) gesetzten Rechtshandlungen eines
Betriebsrates werden in ihrer Gültigkeit durch
die zufolge einer Wahlanfechtung nachträglich
erfolgte Aufhebung der Betriebsratswahl nicht
berührt.

Vorzeitige Beendigung der Tätigkeitsdauer
§ 137. Vor Ablauf des im § 136 Abs. 1 bezeich-

neten Zeitraumes endet die Tätigkeitsdauer des
Betriebsrates, wenn

1. der Betrieb dauernd eingestellt wird;
2. der Betriebsrat dauernd funktionsunfähig

wird, insbesondere, wenn die Zahl der Mit-
glieder unter die Hälfte der im § 125 Abs. 1
festgesetzten Mitgliederzahl sinkt;
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3. die Betriebs(Gruppen)versammlung die Ent-
hebung des Betriebsrates beschließt;

4. der Betriebsrat seinen Rücktritt beschließt;
5. die Einigungskommission die Wahl für un-

gültig erklärt;
6. die Einigungskommission die Gleichstellung

der Arbeitsstätte gemäß § 110 Abs. 2 für
beendet erklärt.

Fortsetzung der Tätigkeitsdauer

§ 138. Nach Wiederaufnahme eines einge-
schränkten oder stillgelegten Betriebes kann die
Betriebs(Gruppen)versammlung an Stelle von
Neuwahlen die Fortsetzung der Tätigkeit des
früheren Betriebsrates bis zur Beendigung seiner
ursprünglichen Tätigkeitsdauer beschließen, so-
fern

1. die Zahl der im Betrieb verbliebenen und
der wiedereingestellten ehemaligen Betriebs-
ratsmitglieder (Ersatzmitglieder) mindestens
die Hälfte der Zahl der ursprünglichen
Betriebsratsmandate erreicht und

2. am Tage der Beschlußfassung über die Fort-
setzung der Tätigkeitsdauer des Betriebsrates
mindestens halb so viele betriebs(gruppen)-
zugehörige Dienstnehmer beschäftigt sind,
als am Tage der Wahlausschreibung für die
Wahl des Betriebsrates, dessen Tätigkeits-
dauer verlängert werden soll, beschäftigt
waren.

Beginn und Erlöschen der Mitgliedschaft

§ 139. (1) Die Mitgliedschaft zum Betriebsrat
beginnt mit Annahme der Wahl und erlischt,
wenn

1. die Tätigkeitsdauer des Betriebsrates endet;
2. das Mitglied zurücktritt;
3. das Mitglied aus dem Betrieb ausscheidet;
4. die Dienstnehmergruppe, die das Mitglied

in den Betriebsrat gewählt hat, dieses wegen
Verlustes der Zugehörigkeit zu dieser
Gruppe binnen vier Wochen enthebt.

(2) Die Mitgliedschaft zum Betriebsrat erlischt
für Mitglieder, die gemäß § 128 Abs. 4 gewählt
wurden, auch mit Beendigung einer Funktion
oder Anstellung bei der zuständigen freiwilligen
Berufsvereinigung der Dienstnehmer.

(3) Die Mitgliedschaft aller Mitglieder des
Betriebsrates erlischt, wenn die Konstituierung
des Betriebsrates nicht innerhalb von sechs
Wochen nach Ablauf der im § 141 Abs. 1 ge-
setzten Frist erfolgt.

(4) Die Mitgliedschaft zum Betriebsrat ist von
der Einigungskommission über Antrag abzuer-
kennen, wenn das Betriebsratsmitglied die Wähl-
barkeit nicht oder nicht mehr besitzt. Zur

Antragstellung sind der Betriebsrat, jedes
Betriebsratsmitglied und der Betriebsinhaber be-
rechtigt.

Ersatzmitglieder

§ 140. (1) Im Falle des Erlöschens der Mit-
gliedschaft oder der Verhinderung eines Betriebs-
ratsmitgliedes tritt ein Ersatzmitglied an dessen
Stelle. Dies gilt nicht bei Erlöschen der Mitglied-
schaft aller Betriebsratsmitglieder gemäß § 139
Abs. 3.

(2) Ersatzmitglieder sind die auf einem Wahl-
vorschlag den gewählten Mitgliedern des
Betriebsrates folgenden Wahlwerber. Die Reihen-
folge des Nachrückens der Ersatzmitglieder wird
durch die Reihung auf dem Wahlvorschlag be-
stimmt. Verzichtet ein Ersatzmitglied auf das
Nachrücken, so verbleibt es weiterhin als Ersatz-
mitglied auf dem Wahlvorschlag in der ursprüng-
lichen Reihung.

(3) Wurde der Betriebsrat ohne Erstellung von
Wahlvorschlägen mit einfacher Mehrheit der ab-
gegebenen Stimmen gewählt (§ 133 Z. 3), so tritt
das Ersatzmitglied mit der höchsten Stimmen-
zahl an die Stelle des ausgeschiedenen oder ver-
hinderten Mitgliedes. Bei gleicher Stimmenzahl
entscheidet das Los.

Konstituierung des Betriebsrates

§ 141. (1) Das an Lebensjahren älteste Mitglied
des Betriebsrates hat die gewählten Mitglieder
zur Wahl der Organe des Betriebsrates einzu-
berufen (konstituierende Sitzung). Die Einbe-
rufung hat spätestens innerhalb von sechs Wochen
nach Durchführung der Betriebsratswahl zu er-
folgen.

(2) In der konstituierenden Sitzung hat der
Einberufer bis zur erfolgten Wahl des Obmannes
den Vorsitz zu führen.

(3) Die Betriebsratsmitglieder haben aus ihrer
Mitte mit Mehrheit der abgegebenen Stimmen
den Obmann, einen oder mehrere Stellvertreter
und, falls erforderlich, weitere Funktionäre zu
wählen. Besteht ein Betriebsratsfonds, ist ein
Kassaverwalter zu wählen. Die Wahl der Betriebs-
ratsfunktionäre erfolgt für die Tätigkeitsdauer
des Betriebsrates.

(4) Vor Ablauf der Tätigkeitsdauer des
Betriebsrates ist eine Neuwahl eines Funktionärs
vorzunehmen, wenn

1. die Mehrheit der Betriebsratsmitglieder die
Enthebung eines Funktionärs beschließt;

2. ein Funktionär seine Funktion zurücklegt;

3. die Mitgliedschaft eines Funktionärs zum
Betriebsrat erlischt.
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(5) Besteht der Betriebsrat aus Vertretern
beider Dienstnehmergruppen, so dürfen der Ob-
mann und sein Stellvertreter nicht der gleichen
Gruppe angehören.

(6) Bei Stimmengleichheit gilt jenes für die
Obmannstelle vorgeschlagene Betriebsratsmitglied
als gewählt, das auf jenem Wahlvorschlag kandi-
diert hat, der bei der Betriebsratswahl die mei-
sten Stimmen auf sich vereinigt hat. Liegt auch
hier Stimmengleichheit vor, so entscheidet das
Los. In diesem Fall ist der Obmannstellvertreter
jener wahlwerbenden Gruppe zu entnehmen, die
auf Grund des Losentscheides nicht den Obmann
stellt. Im Falle der Stimmengleichheit bei der
Wahl der übrigen Funktionäre findet § 143
Abs. 2 sinngemäß Anwendung.

(7) Besteht ein Betriebsrat aus zwei Mitglie-
dern, so wird mangels Einigung dasjenige Ob-
mann, das bei der Wahl die meisten Stimmen
auf sich vereinigt hat. Bei Stimmengleichheit ent-
scheidet das Los. Wurden die Betriebsratsmit-
glieder auf einem Wahlvorschlag gewählt, so
wird mangels Einigung das an erster Stelle ge-
reihte Mitglied Obmann.

(8) Der Obmann hat unmittelbar nach Beendi-
gung der konstituierenden Sitzung das Ergebnis
der Wahl der Betriebsratsfunktionäre sowie die
Reihenfolge der Ersatzmitglieder dem Betriebs-
inhaber, der zuständigen freiwilligen Berufsver-
einigung und der zuständigen gesetzlichen Inter-
essenvertretung der Dienstnehmer sowie der zu-
ständigen Einigungskommission anzuzeigen und
im Betrieb durch Anschlag kundzumachen.

Sitzungen des Betriebsrates

§ 142. (1) Die Sitzungen des Betriebsrates sind
vom Obmann, bei dessen Verhinderung vom
Stellvertreter mindestens einmal im Monat ein-
zuberufen und zu leiten. Die Mitglieder des
Betriebsrates sind rechtzeitig unter Bekanntgabe
der Tagesordnung zu laden.

(2) Der Obmann hat den Betriebsrat binnen
zwei Wochen einzuberufen, wenn es ein Drittel
der Betriebsratsmitglieder, mindestens jedoch
zwei Mitglieder verlangen.

(3) Kommt der Obmann seinen Verpflichtun-
gen gemäß Abs. 1 oder 2 nicht nach, hat die
Einigungskommission auf Antrag der gemäß
Abs. 2 Berechtigten die Sitzung einzuberufen.

(4) Die Sitzungen des Betriebsrates sind nicht
öffentlich. Der Betriebsrat kann bei Erledigung
bestimmter Aufgaben auch Personen, die nicht
dem Betriebsrat angehören, beratend zuziehen.

Beschlußfassung

§ 143. (1) Der Betriebsrat ist beschlußfähig,
wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder an-
wesend ist.

(2) Die Beschlüsse werden, soweit in diesem
Bundesgesetz oder in der Geschäftsordnung
(§ 145) keine strengeren Erfordernisse festgesetzt
sind, mit Mehrheit der abgegebenen Stimmen
gefaßt. Bei Stimmengleichheit ist die Meinung
angenommen, für die der Obmann gestimmt hat.
Beschlüsse über die Zustimmung des Betriebs-
rates zur Kündigung oder Entlassung eines
Dienstnehmers bedürfen der Mehrheit von zwei
Drittel der abgegebenen Stimmen. Besteht ein
Betriebsrat nur aus zwei Mitgliedern, kommt ein
Beschluß nur bei Obereinstimmung beider Mit-
glieder zustande.

(3) Der Beschluß über den Rücktritt des
Betriebsrates bedarf der Mehrheit der Stimmen
aller Betriebsratsmitglieder.

Übertragung von Aufgaben

§ 144. (1) Der Betriebsrat kann im Einzelfalle
die Durchführung einzelner seiner Befugnisse
einem oder mehreren seiner Mitglieder über-
tragen.

(2) Der Betriebsrat kann im Einzelfalle die
Vorbereitung und Durchführung seiner Be-
schlüsse einem Ausschuß übertragen.

(3) Der Betriebsrat kann in der Geschäfts-
ordnung einem Ausschuß in bestimmten Ange-
legenheiten die Vorbereitung und Durchführung
seiner Beschlüsse übertragen.

(4) Für die Sitzungen der Ausschüsse gemäß
Abs. 2 und 3 ist § 142 Abs. 4 sinngemäß anzu-
wenden. Die Mitglieder des Betriebsrates haben
das Recht, an allen Ausschußsitzungen als Beob-
achter teilzunehmen.

Autonome Geschäftsordnung

§ 145. Der Betriebsrat kann mit Mehrheit von
zwei Drittel seiner Mitglieder eine Geschäfts-
ordnung beschließen. Die Geschäftsordnung kann
insbesondere regeln:

1. Die Errichtung, Zusammensetzung und
Geschäftsführung von Ausschüssen im Sinne
des § 144 Abs. 3;

2. die Zahl der Stellvertreter des Betriebsrats-
obmannes und die Reihenfolge der Stell-
vertretung.

Vertretung nach außen

§ 146. Vertreter des Betriebsrates gegenüber
dem Betriebsinhaber und nach außen ist der
Obmann, bei dessen Verhinderung der Stellver-
treter. Der Betriebsrat kann in Einzelfällen auch
andere seiner Mitglieder mit der Vertretung nach
außen beauftragen. Die Reihenfolge der Stell-
vertretungen und eine besondere Regelung der
Vertretungsbefugnisse sind dem Betriebsinhaber
umgehend mitzuteilen und erlangen erst mit der
Verständigung Rechtswirksamkeit.
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Beistellung von Sacherfordernissen

§ 147. Dem Betriebsrat und dem Wahlvorstand
sind zur ordnungsgemäßen Erfüllung ihrer Auf-
gaben Räumlichkeiten, Kanzlei- und Geschäfts-
erfordernisse sowie sonstige Sacherfordernisse in
einem der Größe des Betriebes und den Bedürf-
nissen des Betriebsrates (Wahlvorstandes) ange-
messenen Ausmaß vom Betriebsinhaber unent-
geltlich zur Verfügung zu stellen. Desgleichen
hat der Betriebsinhaber unentgeltlich für die
Instandhaltung der bereitgestellten Räume und
Gegenstände zu sorgen.

B e t r i e b s r a t s u m l a g e u n d
B e t r i e b s r a t s f o n d s

Betriebsratsumlage

§ 148. (1) Zur Deckung der Kosten der
Geschäftsführung des Betriebsrates und zur Er-
richtung und Erhaltung von Wohlfahrtsemrich-
tungen sowie zur Durchführung von Wohlfahrts-
maßnahmen zugunsten der Dienstnehmerschaft
kann von den Dienstnehmern eine Betriebsrats-
umlage eingehoben werden. Sie darf höchstens
ein halbes Prozent des Bruttoarbeitsentgelts be-
tragen.

(2) Die Einhebung und Höhe der Betriebs-
ratsumlage beschließt auf Antrag des Betriebs-
rates die Betriebs(Gruppen)versammlung; zur
Beschlußfassung ist die Anwesenheit von minde-
stens der Hälfte der stimmberechtigten Dienst-
nehmer erforderlich.

(3) Die Umlagen sind vom Dienstgeber vom
Arbeitsentgelt einzubehalten und bei jeder Lohn-
Gehaltsauszahlung an den Betriebsratsfonds ab-
zuführen.

Betriebsratsfonds

§ 149. (1) Die Eingänge aus der Betriebsrats-
umlage sowie sonstige für die im § 148 Abs. 1
bezeichneten Zwecke bestimmten Vermögen-
schaften bilden den mit Rechtspersönlichkeit aus-
gestatteten Betriebsratsfonds.

(2) Die Verwaltung des Betriebsratsfonds ob-
liegt dem Betriebsrat; Vertreter des Betriebs-
ratsfonds ist der Obmann des Betriebsrates, bei
seiner Verhinderung dessen Stellvertreter.

(3) Die Mittel des Betriebsratsfonds dürfen
nur zu den in § 148 Abs. 1 bezeichneten Zwecken
verwendet werden.

(4) Die Revision der Rechtmäßigkeit der Ge-
barung und der Verwendung der Mittel des
Betriebsratsfond;; obliegt der zuständigen gesetz-
lichen Interessenvertretung der Dienstnehmer.

(5) Nähere Regelungen der Vertretung und
Verwaltung des Betriebsratsfonds und der Errich-
tung, der Auflösung, der Zusammenlegung und
Trennung von Betriebsratsfonds sind durch die
Ausführungsgesetzgebung zu treffen.

(6) Die Ausführungsgesetzgebung hat die Vor-
aussetzungen für die Durchführung der Auf-
lösung und der Vermögensübertragung bei Zu-
sammenlegung und Trennung durch die zustän-
dige gesetzliche Interessenvertretung der Dienst-
nehmer zu regeln.

(7) Die zuständige gesetzliche Interessenver-
tretung ist vom Beschluß über die Auflösung des
Betriebsratsfonds oder von Maßnahmen im Zu-
sammenhang mit der Durchführung der Auf-
lösung und der Vermögensübertragungen bei
Zusammenlegung und Trennung zu verständigen.
Sie hat die Durchführung der Auflösung durch
einen Vertreter zu überwachen.

(8) Ein nach Durchführung der Auflösung ver-
bleibender Vermögensüberschuß geht auf die zu-
ständige gesetzliche Interessenvertretung der
Dienstnehmer über und ist von dieser für Wohl-
fahrtseinrichtungen der Dienstnehmer zu ver-
wenden.

Rechnungsprüfer

§ 150. (1) Zur Überprüfung der Verwaltung
und Gebarung des Betriebsratsfonds hat die
Betriebs(Gruppen)versammlung anläßlich der
Beschlußfassung über die Einhebung einer
Betriebsratsumlage aus ihrer Mitte in geheimer
Wahl mit Mehrheit der abgegebenen Stimmen
einen, in Betrieben (Dienstnehmergruppen) mit
mehr als zwanzig Dienstnehmern, zwei Rech-
nungsprüfer (Stellvertreter) zu wählen. Diese
dürfen dem Betriebsrat nicht angehören. § 133
Z. 4 ist sinngemäß anzuwenden.

(2) Die Tätigkeit der Rechnungsprüfer (Stell-
vertreter) dauert drei Jahre. Wiederwahl ist zu-
lässig.

B e t r i e b s a u s s c h u ß

Voraussetzung und Errichtung

§ 151. (1) In Betrieben, in denen getrennte
Betriebsräte für die Gruppen der Arbeiter und
der Angestellten bestehen, bildet die Gesamtheit
der Mitglieder beider Betriebsräte zur Wahr-
nehmung gemeinsamer Angelegenheiten den
Betriebsausschuß.

(2) Die Sitzung zur Wahl des Obmannes des
Betriebsausschlusses und dessen Stellvertreters ist
von den Obmännern der Betriebsräte gemeinsam
einzuberufen. Kommt es innerhalb von zwei
Wochen zu keiner Einigung, kann ein Obmann
allein die Einberufung vornehmen. Für die Wahl
ist die Anwesenheit von mindestens der Hälfte
der Mitglieder jedes Betriebsrates erforderlich.

(3) Bis zur Wahl des Obmannes des Betriebs-
ausschusses führt jener Betriebsratsobmann den
Vorsitz, der die größere Dienstnehmergruppe
repräsentiert. Der Obmann des Betriebsaus-
schusses und dessen Stellvertreter werden aus



3046 204. Stück — Ausgegeben am 30. Dezember 1974 — Nr. 782

der Mitte der Mitglieder beider Betriebsräte mit
Mehrheit der abgegebenen Stimmen gewählt. Der
Stellvertreter ist aus der Mitte der Mitglieder
jenes Betriebsrates zu wählen, dem der Obmann
als Mitglied nicht angehört. §133 Z. 4 ist sinn-
gemäß anzuwenden.

(4) In Betrieben, in denen für jede Gruppe nur
je ein Betriebsratsmitglied zu wählen ist, gilt
mangels Einigung jener als Obmann des Betriebs-
ausschusses, der die größere Dienstnehmergruppe
repräsentiert. Bei gleicher Gruppenstärke ent-
scheidet das Los.

(5) Der Obmann des Betriebsausschusses und
dessen Stellvertreter sind neu zu wählen, sobald
einer der beiden Betriebsräte sich nach Neuwahl
konstituiert hat.

Geschäftsführung

§ 152. (1) Auf die Geschäftsführung des
Betriebsausschusses sind, soweit im folgenden
nicht anderes bestimmt wird, die §§ 142 Abs. 1,
3 und 4, 143, 144 Abs. 1, 2 und 3, 145 Z. 1
und 2, 146 und 147 sinngemäß anzuwenden.

(2) Der Obmann hat den Betriebsausschuß
binnen zwei Wochen einzuberufen, wenn mehr
als ein Drittel der Betriebsratsmitglieder des Be-
triebes oder ein Betriebsrat dies verlangt.

(3) Werden bei einer Abstimmung sämtliche
anwesenden Betriebsratsmitglieder einer Gruppe
überstimmt, bedarf es in einer zweiten Abstim-
mung der Mehrheit von zwei Drittel der abge-
gebenen Stimmen. Ist für jede Gruppe nur ein
Betriebsratsmitglied zu wählen, bedarf es für
das Zustandekommen eines Beschlusses der Über-
einstimmung beider Betriebsratsmitglieder.

B e t r i e b s r ä t e v e r s a m m l u n g

Zusammensetzung und Geschäftsführung

§ 153. (1) Die Gesamtheit der Mitglieder der
im Unternehmen bestellten Betriebsräte bildet
die Betriebsräteversammlung. Die Betriebsräte-
versammlung ist mindestens einmal in jedem
Kalenderjahr vom Zentralbetriebsrat einzube-
rufen. Den Vorsitz führt der Obmann des
Zentralbetriebsrates, bei dessen Verhinderung
sein Stellvertreter.

(2) Zur Beschlußfassung über die Fortsetzung
der Tätigkeitsdauer (§ 157 Abs. 4) und über die
Enthebung des Zentralbetriebsrates (Abs. 4) kann
die Betriebsräteversammlung von jedem Betriebs-
rat einberufen werden. In diesem Falle führt
der Obmann des einberufenden Betriebsrates den
Vorsitz.

(3) Zur Beschlußfassung ist die Anwesenheit
von mindestens der Hälfte aller Betriebsrats-
mitglieder des Unternehmens erforderlich. Die
Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit der
abgegebenen Stimmen gefaßt.

(4) Für eine Beschlußfassung über die Ent-
hebung des Zentralbetriebsrates ist die Anwesen-
heit von drei Viertel aller Betriebsratsmitglieder
des Unternehmens und eine Mehrheit von zwei
Drittel der abgegebenen Stimmen erforderlich.
Jedem Betriebsratsmitglied kommen so viele
Stimmen zu, als der Zahl der bei der letzten
Betriebsratswahl wahlberechtigten Dienstnehmer,
geteilt durch die Anzahl der Gewählten, ent-
spricht. Die Abstimmung über die Enthebung
hat mittels Stimmzettels und geheim zu erfolgen.

(5) Sind bei Beginn der Betriebsräteversamm-
lung weniger als die Hälfte der Betriebsrats-
mitglieder des Unternehmens anwesend, so ist
eine halbe Stunde zuzuwarten; nach Ablauf dieser
Zeit ist die Betriebsräteversammlung ohne Rück-
sicht auf die Zahl der anwesenden Betriebsrats-
mitglieder beschlußfähig. Diese Bestimmung gilt
nicht im Falle der Enthebung des Zentralbetriebs-
rates. Im übrigen sind die Bestimmungen der
§§ 122 Abs. 2 und 123 sinngemäß anzuwenden.

Aufgaben

§ 154. Der Betriebsräteversammlung obliegt:
1. Behandlung von Berichten des Zentralbe-

triebsrates und der Rechnungsprüfer für den
Zentralbetriebsratsfonds;

2. Beschlußfassung über die Einhebung und
Höhe der Zentralbetriebsratsumlage;

3. Wahl und Enthebung der Rechnungsprüfer
für den Zentralbetriebsratsfonds;

4. Beschlußfassung über die Enthebung des Zen-
tralbetriebsrates ;

5. Beschlußfassung über die Fortsetzung der
Tätigkeitsdauer des Zentralbetriebsrates
(§ 157 Abs. 4).

Z e n t r a l b e t r i e b s r a t

Zusammensetzung
§ 155. Der Zentralbetriebsrat besteht in Unter-

nehmen bis zu tausend Dienstnehmern aus vier
Mitgliedern. Die Zahl der Mitglieder erhöht sich
für je weitere fünfhundert Dienstnehmer, in
Unternehmen mit mehr als fünftausend Dienst-
nehmern für je weitere tausend Dienstnehmer
um jeweils ein Mitglied. Bruchteile von fünf-
hundert und tausend werden für voll gerechnet.
§ 125 Abs. 2 ist sinngemäß anzuwenden.

Berufung

§ 156. (1) Die Mitglieder des Zentralbetriebs-
rates werden von der Gesamtheit der Mitglieder
der im Unternehmen errichteten Betriebsräte aus
ihrer Mitte nach den Grundsätzen des Verhältnis-
wahlrechtes (§ 126 Abs. 2) geheim gewählt. Jedem
wahlberechtigten Betriebsratsmitglied kommen so
viele Stimmen zu, als der Zahl der bei der letz-
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ten Betriebsratswald wahlberechtigten Dienstneh-
mer, geteilt durch die Anzahl der Gewählten,
entspricht.

(2) Die Wahl hat mittels Stimmzettels, und
zwar durch persönliche Stimmabgabe oder durch
briefliche Stimmabgabe im Postwege zu erfolgen.

(3) Bei Erstellung der Wahlvorschläge soll auf
eine angemessene Vertretung der Gruppen der
Arbeiter und Angestellten und der einzelnen
Betriebe des Unternehmens im Zentralbetriebsrat
Bedacht genommen werden.

(4) Der Wahlvorstand besteht aus mindestens
drei Betriebsratsmitgliedern. Jeder im Unter-
nehmen bestehende Betriebsrat hat eines seiner
Mitglieder in den Wahlvorstand zu entsenden.
Die Zahl der Mitglieder des Wahlvorstandes kann
mit Zustimmung aller im Unternehmen bestellten
Betriebsräte bis auf drei herabgesetzt werden. Be-
stehen in den Betrieben des Unternehmens nur
zwei Betriebsräte, so sind zwei Mitglieder des
Wahlvorstandes vom Betriebsrat des nach der
Zahl der Dienstnehmer größeren Betriebes zu
entsenden. Der Wahlvorstand hat nach seiner
Bestellung die Wahl unverzüglich vorzubereiten
und innerhalb von vier Wochen durchzuführen.

(5) Auf die Berufung des Zentralbetriebsrates
sind die Vorschriften der §§ 126 Abs. 3, 129
Abs. 2, 131 Abs. 1, 132, 134 und 135 sinngemäß
anzuwenden.

Tätigkeitsdauer

§ 157. (1) Die Tätigkeitsdauer des Zentralbe-
triebsrates beträgt drei Jahre. § 136 Abs. 1 zwei-
ter Satz und Abs. 2 sind sinngemäß anzuwenden.

(2) Vor Ablauf der im Abs. 1 bezeichneten Zeit
endet die Tätigkeit des Zentralbetriebsrates, wenn

1. das Unternehmen aufgelöst wird;
2. dem Unternehmen nur mehr ein Betrieb

angehört;
3. die Zahl der Mitglieder unter drei sinkt;
4. die Betriebsräteversammlung die Enthebung

des Zentralbetriebsrates beschließt;
5. der Zentralbetriebsrat den Rücktritt be-

schließt;
6. die Einigungskommission die Wahl für un-

gültig erklärt.
(3) Die Mitgliedschaft zum Zentralbetriebsrat

erlischt, wenn
1. die Tätigkeitsdauer des Zentralbetriebsrates

endet;
2. das Mitglied zurücktritt;
3. die Mitgliedschaft zum Betriebsrat erlischt.

(4) Hat in einem Unternehmen die Tätigkeit
des Zentralbetriebsrates deshalb geendet, weil
durch vorübergellende Stillegung von Betrieben
dem Unternehmen nur mehr ein Betrieb ange-

hört oder die Zahl der Mitglieder des Zentral-
betriebsrates unter drei gesunken ist und wird in
der Folge in wenigstens einem dieser stillgelegten
Betriebe die Tätigkeit wieder aufgenommen, so
können die Mitglieder der Betriebsräte des Unter-
nehmens die Fortsetzung der Tätigkeit des Zen-
tralbetriebsrates bis zur Beendigung seiner ur-
sprünglichen Tätigkeitsdauer beschließen, wenn

1. in dem Betrieb, der seine Tätigkeit wieder
aufgenommen hat, ein Beschluß zur Fort-
setzung der Tätigkeitsdauer des Betriebsrates
(§ 138) gefaßt wurde und

2. die Zahl der im Unternehmen verbliebenen
und wiedereingestellten ehemaligen Mitglie-
der (Ersatzmitglieder) des Zentralbetriebs-
rates mindestens die Hälfte der Zahl der ur-
sprünglichen Zentralbetriebsratsmandate er-
reicht.

(5) Für den Eintritt von Ersatzmitgliedern ist
§ 140 sinngemäß anzuwenden. Enthält der Wahl-
vorschlag, dem das ausgeschiedene oder verhin-
derte Mitglied angehört, kein für ein Nachrücken
in Frage kommendes Ersatzmitglied, so entsendet
die wahlwerbende Gruppe ein anderes Betriebs-
ratsmitglied in den Zentralbetriebsrat.

Geschäftsführung

§ 158. Auf die Geschäftsführung des Zentral-
betriebsrates sind die Vorschriften der §§ 141
Abs. 1 bis 4, 6 und 8, 142, 143, 144 Abs. 1 bis 3,
145 Z. 1 und 2 und 146 sinngemäß anzuwenden.

Aufwand
§ 159. (1) Räumlichkeiten, Kanzlei- und Ge-

schäftserfordernisse sowie sonstige Sacherforder-
nisse für den Zentralbetriebsrat sind in sinnge-
mäßer Anwendung des § 147 vom Betriebsin-
haber zur Verfügung zu stellen.

(2) Die den einzelnen Mitgliedern des Zentral-
betriebsrates in Ausübung ihrer Tätigkeit er-
wachsenden Barauslagen sind aus dem Zentral-
betriebsratsfonds, ist ein solcher nicht errichtet,
aus dem Betriebsratsfonds des Betriebes, der das
Mitglied in den Zentralbetriebsrat entsendet hat,
zu entrichten.

Zentralbetriebsratsumlage

§ 160. (1) Zur Deckung der Kosten der Ge-
schäftsführung des Zentralbetriebsrates und zur
Errichtung und Erhaltung von Wohlfahrtsein-
richtungen der Dienstnehmerschaft des Unter-
nehmens kann eine Zentralbetriebsratsumlage ein-
gehoben werden. Sie darf höchstens fünfund-
zwanzig Prozent der Betriebsratsumlage betragen.

(2) Einhebung und Höhe der Zentralbetriebs-
ratsumlage beschließt auf Antrag des Zentral-
betriebsrates oder eines Betriebsrates die Betriebs-
räteversammlung. Die Zentralbetriebsratsumlage
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ist aus den in den einzelnen Betrieben des Unter-
nehmens eingehobenen Betriebsratsumlagen zu
entrichten.

(3) Der Dienstgeber hat die Zentralbetriebs-
ratsumlage von der einbehaltenen Betriebsrats-
umlage in Abzug zu bringen und unmittelbar
an den Zentralbetriebsratsfonds abzuführen.

Zentralbetriebsratsfonds

§ 161. Die Eingänge aus der Zentralbetriebs-
ratsumlage sowie sonstige für die im § 160 Abs. 1
bezeichneten Zwecke bestimmte Vermögenschaf-
ten bilden den mit Rechtspersönlichkeit ausge-
statteten Zentralbetriebsratsfonds, der vom Zen-
tralbetriebsrat verwaltet wird. Die Mittel des
Zentralbetriebsratsfonds sind zu den im § 160
Abs. 1 bezeichneten Zwecken zu verwenden.

Verwaltung und Auflösung des Zentralbetriebs-
ratsfonds

§ 162. Der Zentralbetriebsratsfonds ist aufzu-
lösen, wenn die Voraussetzungen für die Errich-
tung eines Zentralbetriebsrates dauernd wegge-
fallen sind. In diesem Fall ist das Vermögen auf
jene Betriebsratsfonds des Unternehmens, aus
deren Betriebsratsumlage Beiträge zum Zentral-
betriebsratsfonds geleistet wurden, aufzuteilen.
Die Aufteilung erfolgt nach dem Verhältnis der
Zahlen der zu den einzelnen Betriebsratsfonds
beitragspflichtigen Dienstnehmer. § 149 Abs. 2,
4 und 8 sind sinngemäß anzuwenden.

Rechnungsprüfer für den Zentralbetriebsrats-
fonds

§ 163. (1) Zur Überprüfung der Verwaltung
und Gebarung des Zentralbetriebsratsfonds hat
die Betriebsräteversammlung anläßlich der Be-
schlußfassung über die Einhebung einer Zentral-
betriebsratsumlage aus ihrer Mitte in geheimer
Wahl mit Mehrheit der abgegebenen Stimmen
zwei Rechnungsprüfer (Stellvertreter) zu wählen.
Diese dürfen dem Zentralbetriebsrat nicht ange-
hören. § 133 Z. 4 ist sinngemäß anzuwenden.

(2) Die Tätigkeit der Rechnungsprüfer (Stell-
vertreter) dauert drei Jahre. Wiederwahl ist zu-
lässig.

BEFUGNISSE DER DIENSTNEHMERSCHAFT

A l l g e m e i n e B e f u g n i s s e

Überwachung

§ 164. Der Betriebsrat hat das Recht, die Ein-
haltung der die Dienstnehmer des Betriebes be-
treffenden Rechtsvorschriften zu überwachen.
Insbesondere stehen ihm folgende Befugnisse zu:

1. Der Betriebsrat ist berechtigt, in die vom
Betrieb geführten Aufzeichnungen über die
Bezüge der Dienstnehmer und die zur Be-
rechnung dieser Bezüge erforderlichen Unter-

lagen Einsicht zu nehmen, sie zu überprüfen
und die Auszahlung zu kontrollieren. Dies
gilt auch für andere die Dienstnehmer be-
treffenden Aufzeichnungen, deren Führung
durch Rechtsvorschriften vorgesehen ist;

2. der Betriebsrat hat die Einhaltung der für
den Betrieb geltenden Kollektivverträge, der
Betriebsvereinbarungen und sonstiger
arbeitsrechtlicher Vereinbarungen zu über-
wachen. Er hat darauf zu achten, daß die
für den Betrieb geltenden Kollektivverträge
im Betrieb aufgelegt (§ 46) und die Betriebs-
vereinbarungen angeschlagen oder aufgelegt
(§ 53 Abs. 1) werden. Das gleiche gilt für
Rechtsvorschriften, deren Auflage oder Aus-
hang im Betrieb in anderen Gesetzen vor-
geschrieben ist;

3. der Betriebsrat hat die Durchführung und
Einhaltung der Vorschriften über den Dienst-
nehmerschutz, über die Sozialversicherung
sowie über die Berufsausbildung zu über-
wachen. Zu diesem Zwecke kann der Be-
triebsrat erforderlichenfalls die betrieblichen
Räumlichkeiten, Anlagen und Arbeitsplätze
besichtigen. Werden Betriebsbesichtigungen
von den zur Überwachung der Dienstneh-
merschutzvorschriften gesetzlich berufenen
Organen oder mit deren Beteiligung durch-
geführt, ist der Betriebsrat diesen Besichti-
gungen beizuziehen. Der Betriebsinhaber ist
verpflichtet, den Betriebsrat von der An-
kunft eines Aufsichtsorgans unverzüglich zu
verständigen;

4. werden im Betrieb Personalakten geführt,
so ist dem Betriebsrat bei Einverständnis
des Dienstnehmers Einsicht in dessen Per-
sonalakten zu gewähren.

Intervention

§ 165. (1) Der Betriebsrat hat das Recht, in
allen Angelegenheiten, die die Interessen der
Dienstnehmer berühren, beim Betriebsinhaber
und erforderlichenfalls bei den zuständigen Stel-
len außerhalb des Betriebes entsprechende Maß-
nahmen zu beantragen und die Beseitigung von
Mängeln zu verlangen. Insbesondere ist der Be-
triebsrat berechtigt:

1. Maßnahmen zur Einhaltung und Durchfüh-
rung der die Dienstnehmer des Betriebes
betreffenden Rechtsvorschriften (§ 164) zu
beantragen;

2. Vorschläge zur Verbesserung der Arbeits-
bedingungen, der betrieblichen Ausbildung,
zur Verhütung von Unfällen und Berufs-
krankheiten sowie zur menschengerechten
Arbeitsgestaltung zu erstatten;

3. sonstige Maßnahmen zugunsten der Dienst-
nehmer des Betriebes zu beantragen.
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(2) Der Betriebsinhaber ist verpflichtet, den
Betriebsrat auf dessen Verlangen in allen Ange-
legenheiten, die die Interessen der Dienstnehmer
des Betriebes berühren, anzuhören.

Allgemeine Information

§ 166. Der Betriebsinhaber ist verpflichtet, dem
Betriebsrat über alle Angelegenheiten, welche die
wirtschaftlichen, sozialen, gesundheitlichen oder
kulturellen Interessen der Dienstnehmer des Be-
triebes berühren, Auskunft zu erteilen.

Beratung

§ 167. (1) Der Betriebsinhaber ist verpflichtet,
mit dem Betriebsrat mindestens vierteljährlich
und auf Verlangen des Betriebsrates monatlich
gemeinsame Beratungen über laufende Angelegen-
heiten, allgemeine Grundsätze der Betriebsfüh-
rung in sozialer, personeller, wirtschaftlicher und
technischer Hinsicht sowie über die Gestaltung
der Arbeitsbeziehungen abzuhalten und ihn dabei
über wichtige Angelegenheiten zu informieren.

(2) Betriebsrat und Betriebsinhaber sind be-
rechtigt, an ihre zuständigen kollektivvertrags-
fähigen Körperschaften das Ersuchen zu richten,
einen Vertreter zur Teilnahme an diesen Bera-
tungen zu entsenden, sofern über Betriebsände-
rungen oder ähnlich wichtige Angelegenheiten,
die erhebliche Auswirkung auf die Dienstnehmer
des Betriebes haben, beraten werden soll. Be-
triebsinhaber und Betriebsrat haben einander
gegenseitig rechtzeitig Mitteilung zu machen, um
dem anderen Teil die Beiziehung seiner Inter-
essenvertretung zu ermöglichen.

Errichtung und Verwaltung von Wohlfahrtsein-
richtungen der Dienstnehmer

§ 168. Der Betriebsrat ist berechtigt, zugunsten
der Dienstnehmer und ihrer Familienangehörigen
Unterstützungseinrichtungen sowie sonstige
Wohlfahrtseinrichtungen zu errichten und aus-
schließlich zu verwalten.

M i t w i r k u n g in s o z i a l e n A n g e l e -
g e n h e i t e n

Mitwirkung in Angelegenheiten der betrieblichen
Berufsausbildung und Schulung

§ 169. (1) Der Betriebsinhaber hat den Be-
triebsrat über geplante Maßnahmen der betrieb-
lichen Berufsausbildung sowie der betrieblichen
Schulung und Umschulung zum ehestmöglichen
Zeitpunkt in Kenntnis zu setzen.

(2) Der Betriebsrat hat das Recht, Vorschläge
in Angelegenheiten der betrieblichen Berufsaus-
bildung, Schulung und Umschulung zu erstatten
und Maßnahmen zu beantragen. Der Betriebsin-
haber ist verpflichtet, mit dem Betriebsrat über
dessen Vorschläge und Anträge zu beraten.

(3) Der Betriebsrat hat das Recht, an der Pla-
nung und Durchführung der betrieblichen Berufs-
ausbildung sowie betrieblicher Schulungs- und
Umschulungsmaßnahmen mitzuwirken. Art und
Umfang der Mitwirkung können durch Betriebs-
vereinbarung geregelt werden.

(4) Der Betriebsrat hat das Recht, an den Ver-
handlungen zwischen dem Betriebsinhaber und
den Dienststellen der Arbeitsmarktverwaltung
über Maßnahmen der betrieblichen Schulung,
Umschulung und Berufsausbildung teilzunehmen.
Zeitpunkt und Gegenstand der Beratungen sind
ihm rechtzeitig mitzuteilen.

(5) Der Betriebsrat ist berechtigt, sich an allen
behördlichen Besichtigungen zu beteiligen, welche
die Planung und Durchführung der betrieblichen
Berufsausbildung berühren.

(6) Der Betriebsrat hat das Recht, an der Ver-
waltung von betriebs- und unternehmenseigenen
Schulungs- und Bildungseinrichtungen teilzuneh-
men. Art und Umfang der Teilnahme sind durch
Betriebsvereinbarung zu regeln. Kommt zwischen
Betriebsinhaber und Betriebsrat über den Ab-
schluß, die Abänderung oder Aufhebung einer
solchen Betriebsvereinbarung eine Einigung nicht
zustande, entscheidet auf Antrag eines der Streit-
teile die land- und forstwirtschaftliche Schlich-
tungsstelle.

(7) Die Errichtung, Ausgestaltung und Auf-
lösung von betriebs- und unternehmenseigenen
Schulungs- und Bildungseinrichtungen können
durch Betriebsvereinbarung geregelt werden.

(8) Der Betriebsrat kann die Auflösung einer
betriebs- oder unternehmenseigenen Schulungs-
oder Bildungseinrichtung binnen vier Wochen
bei der Einigungskommission anfechten, wenn sie
den in einer Betriebsvereinbarung vorgesehenen
Auflösungsgründen widerspricht oder, wenn
solche Regelungen nicht bestehen, unter Abwä-
gung der Interessen der Dienstnehmer und des
Betriebes nicht gerechtfertigt ist.

Mitwirkung an betrieblichen Wohlfahrtseinrich-
tungen

§ 170. (1) Der Betriebsrat hat das Recht, an
der Verwaltung von betriebs- und unternehmens-
eigenen Wohlfahrtseinrichtungen teilzunehmen.
Art und Umfang der Teilnahme sind durch Be-
triebsvereinbarung zu regeln. Kommt zwischen
Betriebsinhaber und Betriebsrat über den Ab-
schluß, die Abänderung oder Aufhebung einer
solchen Betriebsvereinbarung eine Einigung nicht
zustande, entscheidet auf Antrag eines der Streit-
teile die land- und forstwirtschaftliche Schlich-
tungsstelle.

(2) Die Errichtung, Ausgestaltung und Auf-
lösung betriebs- und unternehmenseigener Wohl-
fahrtseinrichtungen können durch Betriebsver-
einbarung geregelt werden.
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(3) Der Betriebsrat kann die Auflösung einer
betriebs- oder unternehmenseigenen Wohlfahrts-
einrichtung binnen vier Wochen bei der Eini-
gungskommission anfechten, wenn

1. die Auflösung der Wohlfahrtseinrichtung den
in einer Betriebsvereinbarung vorgesehenen
Auflösungsgründen widerspricht, oder

2. eine Betriebsvereinbarung über Gründe, die
den Betriebsinhaber zur Auflösung einer
Wohlfahrtseinrichtung berechtigen, nicht be-
steht, der Betriebsratsfonds (Zentralbetriebs-
ratsfonds) oder die Dienstnehmer zum Er-
richtungs- und Erhaltungsaufwand der Wohl-
fahrtseinrichtung erheblich beigetragen
haben und die Auflösung unter Abwägung
der Interessen der Dienstnehmer und des
Betriebes nicht gerechtfertigt ist.

Zustimmungspflichtige Maßnahmen

§ 171. (1) Folgende Maßnahmen des Betriebs-
inhabers bedürfen zu ihrer Rechtswirksamkeit
der Zustimmung des Betriebsrates:

1. Die Einführung einer betrieblichen Diszi-
plinarordnung;

2. die Einführung von Personalfragebögen, so-
fern in diesen nicht bloß die allgemeinen
Angaben zur Person und Angaben über die
fachlichen Voraussetzungen für die beabsich-
tigte Verwendung des Dienstnehmers ent-
halten sind;

3. die Einführung von Kontrollmaßnahmen
und technischen Systemen zur Kontrolle der
Dienstnehmer, sofern diese Maßnahmen (Sy-
steme) die Menschenwürde berühren;

4. insoweit eine Regelung durch Kollektivver-
trag oder Satzung nicht besteht, die Ein-
führung und die Regelung von Akkord-,
Stück- und Gedinglöhnen, akkordähnlichen
und sonstigen leistungsbezogenen Prämien
und Entgelten, die auf Arbeits(Persönlich-
keits)bewertungsverfahren, statistischen Ver-
fahren, Datenerfassungsverfahren, Kleinst-
zeitverfahren oder ähnlichen Entgeltfin-
dungsmethoden beruhen, sowie der maßgeb-
lichen Grundsätze (Systeme und Methoden)
für die Ermittlung und Berechnung dieser
Löhne bzw. Entgelte;

5. Akkord-, Stück- und Gedinglöhne sowie
Durchschnittsverdienste.

(2) Betriebsvereinbarungen in den Angelegen-
heiten des Abs. 1 können, soweit sie keine Vor-
schriften über ihre Geltungsdauer enthalten, von
jedem der Vertragspartner jederzeit ohne Ein-
haltung einer Frist schriftlich gekündigt werden.
§ 55 Abs. 3 zweiter Satz ist nicht anzuwenden.

Betriebsvereinbarungen

§ 172. (1) Betriebsvereinbarungen im Sinne des
§ 52 können in folgenden Angelegenheiten abge-
schlossen werden:

1. Allgemeine Ordnungsvorschriften, die das
Verhalten der Dienstnehmer im Betrieb
regeln;

2. generelle Festsetzung des Beginns und Endes
der täglichen Arbeitszeit, der Dauer und
Lage der Arbeitspausen und der Vertei-
lung der Arbeitszeit auf die einzelnen
Wochentage;

3. Art und Weise der Abrechnung und ins-
besondere Zeit und Ort der Auszahlung
der Bezüge;

4. Maßnahmen zur Verhinderung, Beseitigung
oder Milderung der Folgen einer Betriebs-
änderung im Sinne des § 184 Abs. 1 Z. 1
bis 6, sofern diese wesentliche. Nachteile für
alle oder erhebliche Teile der Dienstnehmer-
schaft mit sich bringt;

5. Art und Umfang der Teilnahme des Be-
triebsrates an der Verwaltung von betriebs-
und unternehmenseigenen Schulungs-, Bil-
dungs- und Wohlfahrtseinrichtungen;

6. Maßnahmen zur zweckentsprechenden Be-
nützung von Betriebseinrichtungen und Be-
triebsmitteln;

7. Richtlinien für die Vergabe von Werkwoh-
nungen;

8. Maßnahmen und Einrichtungen zur Ver-
hütung von Unfällen und Berufskrankhei-
ten sowie Maßnahmen zum Schutz der
Gesundheit der Dienstnehmer;

9. Maßnahmen zur menschengerechten
Arbeitsgestaltung;

10. Grundsätze betreffend den Verbrauch des
Erholungsurlaubes;

11. Entgeltfortzahlungsansprüche für den zur
Teilnahme an Betriebs(Gruppen-, Betriebs-
haupt)versammlungen erforderlichen Zeit-
raum und damit im Zusammenhang ste-
hende Fahrtkostenvergütungen;

12. Erstattung von Auslagen und Aufwendun-
gen sowie Regelung von Aufwandsentschä-
digungen;

13. Anordnung der vorübergehenden Verkür-
zung oder Verlängerung der Arbeitszeit;

14. betriebliches Vorschlagswesen;
15. Gewährung von Zuwendungen aus beson-

deren betrieblichen Anlässen;
16. Systeme der Gewinnbeteiligung;
17. Maßnahmen zur Sicherung der von den

Dienstnehmern eingebrachten Gegenstände;
18. betriebliche Pensions- und Ruhegeldleistun-

gen;
19. Art und Umfang der Mitwirkung des Be-

triebsrates an der Planung und Durchfüh-
rung von Maßnahmen der betrieblichen
Berufsausbildung und betrieblicher Schu-
lungs- und Bildungseinrichtungen sowie die
Errichtung, Ausgestaltung und Auflösung
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von betriebs- und unternehmenseigenen
Schulungs-, Bildungs- und Wohlfahrtsein-
richtungen;

20. betriebliches Beschwerdewesen;
21. Rechtsstellung der Dienstnehmer bei Krank-

heit und Unfall;
22. Kündigungsfristen und Gründe zur vorzei-

tigen Beendigung des Dienstverhältnisses;
23. Maßnahmen im Sinne des § 171 Abs. 1.

(2) Kommt in den in Abs. 1 Z. 1 bis 6 be-
zeichneten Angelegenheiten zwischen Betriebsin-
haber und Betriebsrat über den Abschluß, die
Abänderung oder Aufhebung einer solchen Be-
triebsvereinbarung eine Einigung nicht zustande,
so entscheidet — insoweit eine Regelung durch
Kollektivvertrag oder Satzung nicht vorliegt —
auf Antrag eines der Streitteile die land- und
forstwirtschaftliche Schlichtungsstelle.

(3) In Betrieben, in denen dauernd nicht mehr
als 35 Dienstnehmer beschäftigt werden, ist die
Bestimmung des Abs. 1 Z. 7, in Betrieben, in
denen dauernd weniger als 20 Dienstnehmer be-
schäftigt werden, auch die Bestimmung des Abs. 1
Z. 4 nicht anzuwenden.

M i t w i r k u n g i n p e r s o n e l l e n Ange -
l e g e n h e i t e n

Personelles Informationsrecht

§ 173. Der Betriebsinhaber hat den Betriebs-
rat über den künftigen Bedarf an Dienstnehmern
und die im Zusammenhang damit in Aussicht
genommenen personellen Maßnahmen rechtzeitig
zu unterrichten.

Mitwirkung bei der Einstellung von Dienstneh-
mern

§ 174. (1) Der Betriebsrat kann dem Betriebs-
inhaber jederzeit die Ausschreibung eines zu be-
setzenden Arbeitsplatzes vorschlagen.

(2) Sobald dem Betriebsinhaber die Zahl der
aufzunehmenden Dienstnehmer, deren geplante
Verwendung und die in Aussicht genommenen
Arbeitsplätze bekannt sind, hat er den Betriebsrat
jener Gruppe, welcher die Einzustellenden ange-
hören würden, darüber zu informieren.

(3) Hat der Betriebsrat im Zusammenhang mit
der Information nach Abs. 2 eine besondere In-
formation (Beratung) über einzelne Einstellungen
verlangt, hat der Betriebsinhaber eine besondere
Information (Beratung) vor der Einstellung
durchzuführen. Das gleiche gilt, wenn eine Infor-
mation nach Abs. 2 nicht stattgefunden hat. Wenn
bei Durchführung einer Beratung die Entschei-
dung über die Einstellung nicht rechtzeitig erfol-
gen könnte, ist die Beratung nach erfolgter Ein-
stellung durchzuführen.

(4) Der Betriebsrat ist von jeder erfolgten Ein-
stellung unverzüglich in Kenntnis zu setzen.

Mitwirkung bei der Festsetzung von Leistungs-
entgelten im Einzelfall

§ 175. (1) Entgelte der in § 171 Abs. 1 2. 4
bezeichneten Art für einzelne Dienstnehmer oder
einzelne Arbeiten, die generell nicht vereinbart
werden können, bedürfen, wenn zwischen Be-
triebsinhaber und Dienstnehmer eine Einigung
nicht zustande kommt, zu ihrer rechtswirksamen
Festsetzung der Zustimmung des Betriebsrates.

(2) Akkord-, Stück- und Gedinglöhne nach
§ 171 Abs. 1 Z. 5 für einzelne Dienstnehmer oder
einzelne Arbeiten, die durch Kollektivvertrag
nicht vereinbart werden können, sind unter Mit-
wirkung des Betriebsrates festzusetzen, wenn
zwischen dem Betriebsinhaber und dem Dienst-
nehmer keine Einigung zustande kommt.

Mitwirkung bei Versetzungen

§ 176. Die dauernde Einreihung von Dienst-
nehmern auf einen anderen Arbeitsplatz bedarf
zu ihrer Rechtswirksamkeit der Zustimmung des
Betriebsrates, wenn mit dem Wechsel des Arbeits-
platzes eine Verschlechterung der Entgelt- oder
sonstigen Arbeitsbedingungen verbunden ist. Die
Zustimmung kann durch Entscheidung der Eini-
gungskommission ersetzt werden. Eine dauernde
Einreihung liegt nicht vor, wenn sie für einen
Zeitraum von voraussichtlich weniger als 13 Wo-
chen erfolgt.

Mitwirkung bei Verhängung von Disziplinarmaß-
nahmen

§ 177. Der Betriebsrat hat an der Aufrecht-
erhaltung der Disziplin im Betrieb mitzuwirken.
Die Verhängung von Disziplinarmaßnahmen im
Einzelfall ist nur zulässig, wenn sie in einem
Kollektivvertrag oder in einer Betriebsvereinba-
rung (§ 171 Abs. 1 Z. 1) vorgesehen ist; sie be-
darf, sofern darüber nicht eine mit Zustimmung
des Betriebsrates eingerichtete Stelle entscheidet,
der Zustimmung des Betriebsrates.

Mitwirkung bei der Vergabe von Dienst- oder
Werkwohnungen

§ 178. Der Betriebsinhaber hat die beabsichtigte
Vergabe einer Dienst- oder Werkwohnung an
einen Dienstnehmer dem Betriebsrat ehestmög-
lich mitzuteilen und über Verlangen des Betriebs-
rates mit diesem zu beraten.

Mitwirkung bei Beförderungen

§ 179. (1) Der Betriebsinhaber hat die beabsich-
tigte Beförderung eines Dienstnehmers dem Be-
triebsrat ehestmöglich mitzuteilen und über Ver-
langen des Betriebsrates mit diesem zu beraten.
Während dieser Beratungen ist eine ihrem Zweck
angemessene Vertraulichkeit zu wahren.
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(2) Unter Beförderung im Sinne des Abs. 1 ist
jede Anhebung der Verwendung im Betrieb zu
verstehen, die mit einer Höherreihung im Ent-
lohnungsschema oder ansonsten mit einer Erhö-
hung des Entgelts verbunden ist.

Anfechtung von Kündigungen
§ 180. (1) Der Betriebsinhaber hat vor jeder

Kündigung eines Dienstnehmers den Betriebsrat
zu verständigen, der innerhalb von acht Tagen
hiezu Stellung nehmen kann.

(2) Der Betriebsinhaber hat auf Verlangen des
Betriebsrates mit diesem innerhalb der Frist zur
Stellungnahme über die Kündigung zu beraten.
Eine vor Ablauf dieser Frist ausgesprochene Kün-
digung ist rechtsunwirksam, es sei denn, daß der
Betriebsrat eine Stellungnahme bereits abgegeben
hat.

(3) Hat der Betriebsrat der beabsichtigten Kün-
digung innerhalb der in Abs. 1 genannten Frist
nicht ausdrücklich zugestimmt, so kann diese bei
Gericht angefochten werden, wenn

1. die Kündigung
a) wegen des Beitrittes oder der Mitglied-

schaft des Dienstnehmers zu Gewerk-
schaften;

b) wegen seiner Tätigkeit in Gewerkschaften;
c) wegen Einberufung der Betriebsversamm-

lung durch den Dienstnehmer;
d) wegen seiner Tätigkeit als Mitglied des

Wahlvorstandes, einer Wahlkommission
oder als Wahlzeuge;

e) wegen seiner Bewerbung um eine Mit-
gliedschaft zum Betriebsrat oder wegen
einer früheren Tätigkeit im Betriebsrat;

f) wegen seiner Tätigkeit als Mitglied der
land- und forstwirtschaftlichen Schlich-
tungsstelle;

g) wegen der bevorstehenden Einberufung
des Dienstnehmers zum Präsenzdienst
(§ 11 Arbeitsplatzsicherungsgesetz, BGBl.
Nr. 154/1956)

erfolgt ist oder
2. die Kündigung sozial ungerechtfertigt und

der gekündigte Dienstnehmer bereits sechs
Monate im Betrieb oder Unternehmen, dem
der Betrieb angehört, beschäftigt ist. Sozial
ungerechtfertigt ist eine Kündigung, die
wesentliche Interessen des Dienstnehmers be-
einträchtigt, es sei denn, der Betriebsinhaber
erbringt den Nachweis, daß die Kündigung
a) durch Umstände, die in der Person des

Dienstnehmers gelegen sind und die be-
trieblichen Interessen nachteilig berühren
oder

b) durch betriebliche Erfordernisse, die einer
Weiterbeschäftigung des Dienstnehmers
entgegenstehen,

begründet ist.

Hat der Betriebsrat gegen eine Kündigung ge-
mäß lit. b ausdrücklich Widerspruch erhoben, so
ist die Kündigung des Dienstnehmers sozial un-
gerechtfertigt, wenn ein Vergleich sozialer Ge-
sichtspunkte für den Gekündigten eine größere
soziale Härte als für andere Dienstnehmer des
gleichen Betriebes und derselben Tätigkeitssparte,
deren Arbeit der Gekündigte zu leisten fähig
und willens ist, ergibt.

(4) Der Betriebsinhaber hat den Betriebsrat
vom Ausspruch der Kündigung zu verständigen.
Der Betriebsrat kann auf Verlangen des gekün-
digten Dienstnehmers binnen zwei Wochen nach
Verständigung vom Ausspruch der Kündigung
diese bei Gericht anfechten, wenn er der Kün-
digungsabsicht ausdrücklich widersprochen hat.
Kommt der Betriebsrat dem Verlangen des
Dienstnehmers nicht nach, so kann dieser inner-
halb von zwei Wochen nach Ablauf der für den
Betriebsrat geltenden Frist die Kündigung selbst
bei Gericht anfechten. Hat der Betriebsrat inner-
halb der Frist des Abs. 1 keine Stellungnahme
abgegeben, so kann der Dienstnehmer innerhalb
einer Woche nach Zugang der Kündigung diese
bei Gericht selbst anfechten; in diesem Fall ist
ein Vergleich sozialer Gesichtspunkte im Sinne
des Abs. 3 letzter Satz nicht vorzunehmen. Wird
eine vom Betriebsrat erhobene Kündigungsan-
fechtung ohne Zustimmung des gekündigten
Dienstnehmers zurückgezogen, so kann dieser
binnen 14 Tagen ab Kenntnis das Anfechtungs-
verfahren selbst fortsetzen.

(5) Insoweit der Anfechtungsberechtigte im
Zuge des Anfechtungsverfahrens sich auf einen
Anfechtungsgrund im Sinne des Abs. 3 Z. 1
beruft, hat er diesen glaubhaft zu machen. Die
Anfechtung ist abzuweisen, wenn bei Abwägung
aller Umstände eine höhere Wahrscheinlichkeit
dafür spricht, daß ein anderes vom Dienstgeber
glaubhaft gemachtes Motiv für die Kündigung
ausschlaggebend war.

(6) Gibt das Gericht der Anfechtung statt, so
ist die Kündigung rechtsunwirksam.

Anfechtung von Entlassungen
§ 181. (1) Der Betriebsinhaber hat den Betriebs-

rat von jeder Entlassung eines Dienstnehmers
unverzüglich zu verständigen und innerhalb von
drei Arbeitstagen nach erfolgter Verständigung
auf Verlangen des Betriebsrates mit diesem die
Entlassung zu beraten.

(2) Hat der Betriebsrat innerhalb der dreitägi-
gen Frist der Entlassung nicht ausdrücklich zuge-
stimmt, so kann diese bei Gericht angefochten
werden, wenn ein Anfechtungsgrund im Sinne
des § 180 Abs. 3 vorliegt und der betroffene
Dienstnehmer keinen Entlassungsgrund gesetzt
hat. § 180 Abs. 4 bis 6 sind sinngemäß anzu-
wenden.
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Anfechtung durch den Dienstnehmer
§ 182. (1) In Betrieben, in denen Betriebsräte

zu errichten sind, solche aber nicht bestehen, kann
der betroffene Dienstnehmer binnen zwei Wochen
nach Zugang der Kündigung oder der Entlassung
diese bei Gericht anfechten.

(2) Wurde in Betrieben, in denen Betriebsräte
nicht zu bestellen sind, ein Dienstnehmer gekün-
digt und ist die Kündigung offensichtlich wegen
Ausübung des Koalitionsrechtes oder wegen sei-
ner Tätigkeit als Mitglied der gesetzlichen Inter-
essenvertretung erfolgt, so kann er binnen vier
Wochen die Kündigung bei Gericht anfechten.
Gibt das Gericht der Anfechtung Folge, so ist
die Kündigung rechtsunwirksam.

M i t w i r k u n g i n w i r t s c h a f t l i c h e n
Angelegenheiten

Wirtschaftliche Informations-, Interventions- und
Beratungsrechte

5 183. (1) Der Betriebsinhaber hat dem Be-
triebsrat Aufschluß zu geben über die wirtschaft-
liche Lage des Betriebes, über die Art und den
Umfang der Erzeugung, den Auftragsstand, den
mengen- und wertmäßigen Absatz, die Investi-
tionsvorhaben sowie über sonstige geplante Maß-
nahmen zur Hebung der Wirtschaftlichkeit des
Betriebes. Der Betriebsrat ist berufen, insbeson-
dere im Zusammenhang mit der Erstellung von
Wirtschaftsplänen (Erzeugungs-, Investitions-,
Absatz- und anderen Plänen) dem Betriebs-
inhaber Anregungen zu geben und Vorschläge
zu erstatten, mit dem Ziele, zum allgemeinen
wirtschaftlichen Nutzen im Interesse des Be-
triebes und der Dienstnehmer die Wirtschaftlich-
keit und Leistungsfähigkeit des Betriebes zu för-
dern.

(2) In Betrieben, in denen dauernd mindestens
50 Dienstnehmer beschäftigt sind, hat der Be-
triebsinhaber dem Betriebsrat alljährlich eine Ab-
schrift der Bilanz für das verflossene Geschäfts-
jahr einschließlich des Gewinn- und Verlustaus-
weises spätestem einen Monat nach Vorlage an
die Steuerbehörde zu übermitteln und den Be-
triebsrat die zum Verständnis dieser Unterlagen
erforderlichen Erläuterungen und Aufklärungen
zu geben.

Mitwirkung bei Betriebsänderungen

§ 184. (1) Der Betriebsinhaber ist verpflichtet,
den Betriebsrat von geplanten Betriebsänderun-
gen ehestmöglich in Kenntnis zu setzen und mit
ihm darüber zu beraten. Als Betriebsänderungen
gelten insbesondere

1. die Einschränkung oder Stillegung des gan-
zen Betriebes oder von Betriebsteilen;

2. die Verlegung des ganzen Betriebes oder von
Betriebsteilen;

3. der Zusammenschluß mit anderen Betrieben;

4. Änderungen des Betriebszweckes, der Be-
triebsanlagen, der Arbeits- und Betriebs-
organisation;

5. die Einführung neuer Arbeitsmethoden;
6. die Einführung von Rationalisierungs- und

Automatisierungsmaßnahmen von erheb-
licher Bedeutung;

7. Änderungen der Rechtsform oder der Eigen-
tumsverhältnisse an dem Betrieb.

(2) Der Betriebsrat kann Vorschläge zur Ver-
hinderung, Beseitigung oder Milderung von für
die Dienstnehmer nachteiligen Folgen von Maß-
nahmen gemäß Abs. 1 erstatten; hiebei hat der
Betriebsrat auch auf die wirtschaftlichen Not-
wendigkeiten des Betriebes Bedacht zu nehmen.

(3) Bringt eine Betriebsänderung im Sinne des
Abs. 1 Z. 1 bis 6 wesentliche Nachteile für alle
oder erhebliche Teile der Dienstnehmerschaft mit
sich, so können in Betrieben, in denen dauernd
mindestens 20 Dienstnehmer beschäftigt sind,
Maßnahmen zur Verhinderung, Beseitigung oder
Milderung dieser Folgen durch Betriebsverein-
barung geregelt werden. Kommt zwischen Be-
triebsinhaber und Betriebsrat über den Abschluß,
die Abänderung oder Aufhebung einer solchen
Betriebsvereinbarung eine Einigung nicht zu-
stande, so entscheidet — insoweit eine Regelung
durch Kollektivvertrag oder Satzung nicht vor-
liegt — auf Antrag eines der Streitteile die land-
und forstwirtschaftliche Schlichtungsstelle.

Mitwirkung im Aufsichtsrat

§ 185. (1) In Unternehmen, die in der Rechts-
form einer Aktiengesellschaft geführt werden,
entsendet der Zentralbetriebsrat oder, sofern
nur ein Betrieb besteht, der Betriebsrat aus dem
Kreise der Betriebsratsmitglieder, denen das
aktive Wahlrecht zum Betriebsrat zusteht, für
je zwei nach dem Aktiengesetz 1965, BGBl.
Nr. 98/1965, oder der Satzung bestellte Auf-
sichtsratsmitglieder einen Dienstnehmervertreter
in den Aufsichtsrat. Ist die Zahl der nach dem
Aktiengesetz 1965 oder der Satzung bestellten
Aufsichtsratsmitglieder eine ungerade, ist ein wei-
terer Dienstnehmervertreter zu entsenden.

(2) Die Mitglieder des Zentralbetriebsrates
(Betriebsrates), die auf dem Vorschlag einer wahl-
werbenden Gruppe gewählt wurden, haben das
Recht, durch Mehrheitsbeschluß Dienstnehmer-
vertreter für die Entsendung in den Aufsichtsrat
zu nominieren sowie ihre Abberufung zu ver-
langen. Dieses Recht steht für so viele Dienst-
nehmervertreter zu, wie es dem Verhältnis der
Zahl der vorschlagsberechtigten Personen zur
Gesamtzahl der Mitglieder des Zentralbetriebs-
rates (Betriebsrates) entspricht. Listenkoppelung
ist zulässig. Bei Erstellung der Nominierungs-
vorschläge soll auf eine angemessene Vertretung
der Gruppe der Arbeiter und Angestellten und
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der einzelnen Betriebe des Unternehmens Be-
dacht genommen werden. Der Zentralbetriebsrat
(Betriebsrat) ist bei Entsendung und Abberufung
der Dienstnehmervertreter an die Vorschläge der
zur Nominierung berechtigten Mitglieder gebun-
den. Soweit vom Vorschlagsrecht nicht innerhalb
von drei Monaten Gebrauch gemacht wird, ent-
sendet der Zentralbetriebsrat (Betriebsrat) die
restlichen Dienstnehmervertreter durch Mehr-
heitsbeschluß in den Aufsichtsrat.

(3) Die Dienstnehmervertreter im Aufsichtsrat
üben ihre Funktion ehrenamtlich aus; sie haben
Anspruch auf Ersatz der angemessenen Baraus-
lagen. Auf sie finden die Bestimmungen der §§ 86
Abs. 1, 87, 90 Abs. 1 zweiter Satz und Abs. 2
und 98 des Aktiengesetzes 1965, BGBl. Nr. 98/
1965, keine Anwendung. § 95 Abs. 2 erster Satz
Aktiengesetz 1965 findet mit der Maßgabe An-
wendung, daß auch zwei Dienstnehmervertreter
im Aufsichtsrat jederzeit vom Vorstand einen
Bericht über die Angelegenheiten der Gesellschaft
einschließlich ihrer Beziehungen zu Konzern-
unternehmen verlangen können. Ein Beschluß des
Aufsichtsrates über die Bestellung und Abberu-
fung von Mitgliedern des Vorstandes bedarf,
abgesehen von den allgemeinen Beschlußerforder-
nissen des Aktiengesetzes, zu seiner Wirksamkeit
der Zustimmung der Mehrheit der nach dem
Aktiengesetz 1965 oder der Satzung bestellten
Mitglieder. Das gleiche gilt für die Wahl des
Aufsichtsratsvorsitzenden und seines ersten Stell-
vertreters. Im übrigen haben die Dienstnehmer-
vertreter im Aufsichtsrat gleiche Rechte und
Pflichten wie nach dem Aktiengesetz 1965 oder
der Satzung bestellte Aufsichtsratsmitglieder. Ihre
Mitgliedschaft endet mit der Mitgliedschaft zum
Betriebsrat oder mit der Abberufung durch die
entsendende Stelle. Die Dienstnehmervertreter
im Aufsichtsrat sind vom Zentralbetriebsrat ab-
zuberufen und neu zu entsenden, wenn sich die
Zahl der von der Hauptversammlung gewählten
Aufsichtsratsmitglieder ändert.

(4) Die Bestimmungen der Abs. 1 bis 3 über die
Vertretung der Dienstnehmer im Aufsichtsrat
von Aktiengesellschaften sind sinngemäß anzu-
wenden auf Gesellschaften mit beschränkter Haf-
tung sowie auf Genossenschaften, die dauernd
mindestens vierzig Dienstnehmer beschäftigen.

O r g a n z u s t ä n d i g k e i t

Kompetenzabgrenzung

§ 186. (1) Die der Dienstnehmerschaft zu-
stehenden Befugnisse werden, soweit nicht
anderes bestimmt ist, durch Betriebsräte aus-
geübt.

(2) In Betrieben, in denen ein Betriebsaus-
schuß errichtet ist, werden vom Betriebsausschuß
folgende Befugnisse ausgeübt:

1. Beratungsrecht (§ 167);

2. wirtschaftliche Informations- und Interven-
tionsrechte (§ 183);

3. Mitwirkung in wirtschaftlichen Angelegen-
heiten gemäß den §§ 184 und 185;

4. Abschluß, Änderung und Aufhebung von
Betriebsvereinbarungen, deren Geltungs-
bereich; alle im Betriebsausschuß vertretenen
Dienstnehmergruppen erfaßt;

5. soweit die Interessen aller im Betriebsaus-
schuß vertretenen Dienstnehmergruppen be-
troffen sind
a) Überwachung der Einhaltung der die

Dienstnehmer betreffenden Vorschriften
(§ 164);

b) Recht auf Intervention (§ 165);
c) allgemeines Informationsrecht (§ 166);
d) Mitwirkung an betriebs- und unterneh-

menseigenen Schulungs-, Bildungs- und
Wohlfahrtseinrichtungen (§§ 169 und
170).

Befugnisse in Angelegenheiten, die ausschließ-
lich die Interessen einer im Betriebsausschuß nicht
vertretenen Dienstnehmergruppe betreffen,
können vom Betriebsausschuß nicht ausgeübt
werden.

(3) In Betrieben, in denen ein gemeinsamer
Betriebsrat (§ 115 Abs. 5) errichtet ist, werden
von diesem sowohl die Befugnisse gemäß Abs. 1
als auch jene gemäß Abs. 2 ausgeübt.

(4) In Unternehmen, in denen ein Zentral-
betriebsrat zu errichten ist, werden folgende
Befugnisse von diesem ausgeübt:

1. Mitwirkung in wirtschaftlichen Angelegen-
heiten gemäß § 185;

2. soweit sie nicht nur die Interessen der
Dienstnehmerschaft eines Betriebes berühren
a) Recht auf Intervention (§ 165);
b) allgemeines Informationsrecht (§ 166);
c) Beratungsrecht (§ 167);
d) Mitwirkung an betriebs- und unterneh-

menseigenen Schulungs-, Bildungs- und
Wohlfahrtseinrichtungen (§§ 169 und
170);

e) wirtschaftliche Informations- und Inter-
ventionsrechte (§ 183);

f) Mitwirkung bei Betriebsänderungen
(§ 184).

Kompetenzübertragung
§ 187. (1) Der Betriebsrat und der Betriebs-

ausschuß können dem Zentralbetriebsrat mit des-
sen Zustimmung, die Ausübung ihrer Befugnisse
für einzelne Fälle oder für bestimmte Angelegen-
heiten übertragen.

(2) Beschlüsse im Sinne des Abs. 1 sind dem
Betriebsinhaber umgehend mitzuteilen und erlan-
gen erst mit der Verständigung Rechtswirksam-
keit.
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RECHTSSTELLUNG DER MITGLIEDER DES
BETRIEBSRATES

Grundsätze der Mandatsaus-
übung, V e r s c h w i e g e n h e i t s p f l i c h t

§ 188. (1) Das Mandat des Betriebsratsmit-
gliedes ist ein Ehrenamt, das, soweit im folgen-
den nicht anderes bestimmt wird, neben den
Berufspflichten auszuüben ist. Für erwachsene
Barauslagen gebührt den Mitgliedern des Betriebs-
rates Ersatz aus dem Betriebsratsfonds.

(2) Die Mitglieder des Betriebsrates sind bei
Ausübung ihrer Tätigkeit an keinerlei Weisungen
gebunden. Sie sind nur der Betriebs(Gruppen)-
versammlung verantwortlich.

(3) Die Mitglieder des Betriebsrates dürfen
in der Ausübung ihrer Tätigkeit nicht beschränkt
und wegen dieser, insbesondere hinsichtlich des
Entgelts und der Aufstiegsmöglichkeiten, nicht
benachteiligt werden.

(4) Die Mitglieder und Ersatzmitglieder des
Betriebsrates sind verpflichtet, über alle in Aus-
übung ihres Amtes bekanntgewordenen Ge-
schäfts- und Betriebsgeheimnisse, insbesondere
über die ihnen als geheim bezeichneten tech-
nischen Einrichtungen, Verfahren und Eigentüm-
lichkeiten des Betriebes Verschwiegenheit zu be-
wahren. Werden im Zuge der Mitwirkung in
personellen Angelegenheiten Mitgliedern des Be-
triebsrates persönliche Verhältnisse oder Ange-
legenheiten der Dienstnehmer bekannt, die ihrer
Bedeutung oder ihrem Inhalt nach einer vertrau-
lichen Behandlung bedürfen, so haben sie hier-
über Verschwiegenheit zu bewahren.

F r e i z e i t g e w ä h r u n g

§ 189. Den Mitgliedern des Betriebsrates ist,
unbeschadet einer Bildungsfreistellung nach
§ 191, die zur Erfüllung ihrer Obliegenheiten
erforderliche Freizeit unter Fortzahlung des Ent-
gelts zu gewähren.

F r e i s t e l l u n g

§ 190. (1) Auf Antrag des Betriebsrates sind in
Betrieben mit mehr als 150 Dienstnehmern ein,
in Betrieben mit mehr als 700 Dienstnehmern
zwei und in Betrieben mit mehr als 3000 Dienst-
nehmern drei Mitglieder des Betriebsrates und
für je weitere dreitausend Dienstnehmer ein wei-
teres Mitglied des Betriebsrates von der Arbeits-
leistung unter Fortzahlung des Entgelts frei-
zustellen.

(2) In Betrieben, in denen getrennte Betriebs-
räte der Arbeiter und der Angestellten zu wählen
sind, gelten die in Abs. 1 angeführten Zahlen
für die betreffenden Dienstnehmergruppen.

(3) Sind in Betrieben eines Unternehmens,
in denen eine Freistellung von Betriebsratsmit-
gliedern gemäß Abs. 1 und 2 nicht möglich ist,

mehr als 400 Dienstnehmer beschäftigt, so ist
auf Antrag des Zentralbetriebsrates ein Mitglied
desselben unter Fortzahlung des Entgelts von
der Arbeitsleistung freizustellen.

B i l d u n g s f r e i s t e l l u n g

§ 191. (1) Jedes Mitglied des Betriebsrates hat
Anspruch auf Freistellung von der Arbeitsleistung
zur Teilnahme an Schulungs- und Bildungsver-
anstaltungen bis zum Höchstausmaß von zwei
Wochen innerhalb einer Funktionsperiode unter
Fortzahlung des Entgelts; in Betrieben, in denen
dauernd weniger ab 20 Dienstnehmer beschäftigt
sind, hat jedes Mitglied des Betriebsrates An-
spruch auf eine solche Freistellung gegen Entfall
des Entgelts.

(2) Die Dauer der Freistellung kann in Aus-
nahmefällen bei Vorliegen eines Interesses an
einer besonderen Ausbildung bis zu vier Wochen
ausgedehnt werden.

(3) Die Schulungs- und Bildungsveranstaltun-
gen müssen von kollektivvertragsfähigen Körper-
schaften der Dienstnehmer oder der Dienstgeber
veranstaltet sein oder von diesen überein-
stimmend als geeignet anerkannt werden und
vornehmlich die Vermittlung von Kenntnissen
zum Gegenstand haben, die der Ausübung der
Funktion als Mitglied des Betriebsrates dienen.

(4) Der Betriebsrat hat den Betriebsinhaber
mindestens vier Wochen vor Beginn des Zeit-
raumes, für den die Freistellung beabsichtigt ist,
in Kenntnis zu setzen. Der Zeitpunkt der Frei-
stellung ist im Einvernehmen zwischen Betriebs-
inhaber und Betriebsrat festzusetzen, wobei die
Erfordernisse des Betriebes einerseits und die
Interessen des Betriebsrates und des Betriebs-
ratsmitgliedes andererseits zu berücksichtigen
sind. Im Streitfall entscheidet die Einigungs-
kommission.

(5) Betriebsratsmitglieder, die in der laufenden
Funktionsperiode bereits nach § 192 freigestellt
worden sind, haben während dieser Funktions-
periode keinen Anspruch auf Freistellung gemäß
Abs. 1 und 2.

(6) Rückt ein Ersatzmitglied des Betriebsrates
in das Mandat eines Mitgliedes des Betriebs-
rates dauernd nach, so hat es nur insoweit einen
Anspruch gemäß Abs. 1 und 2, als das ausgeschie-
dene Mitglied noch keine Bildungsfreistellung
in Anspruch genommen hat.

E r w e i t e r t e B i l d u n g s f r e i s t e l l u n g

§ 192. (1) In Betrieben mit mehr als zwei-
hundert Dienstnehmern ist neben der Bildungs-
freistellung gemäß § 191 auf Antrag des Betriebs-
rates ein weiteres Betriebsratsmitglied für die
Teilnahme an Schulungs- und Bildungsveranstal-
tungen bis zum Höchstausmaß eines Jahres gegen
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Entfall des Entgelts von der Arbeitsleistung
freizustellen. §§ 190 Abs. 2 sowie 191 Abs. 3
und 4 sind sinngemäß anzuwenden.

(2) In Dienstjahren, in die Zeiten einer Bil-
dungsfreistellung gemäß Abs. 1 fallen gebühren
der Urlaub im vollen Ausmaß, das Urlaubs-
entgelt jedoch in dem Ausmaß, das dem um die
Dauer einer Bildungsfreistellung verkürzten
Dienstjahr entspricht.

(3) Der Dienstnehmer behält in Kalender-
jahren, in die Zeiten einer Bildungsfreistellung
gemäß Abs. 1 fallen, den Anspruch auf sonstige,
insbesondere einmalige Bezüge im Sinne des § 67
Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes 1972, BGBl.
Nr. 440/1972, in dem Ausmaß, das dem um die
Dauer der Bildungsfreistellung verkürzten
Kalenderjahr entspricht.

(4) Soweit sich Ansprüche eines Dienstnehmers
nach der Dauer der Dienstzeit richten, sind
Zeiten einer Bildungsfreistellung gemäß Abs. 1,
während der das Dienstverhältnis bestanden hat,
auf die Dauer der Dienstzeit anzurechnen.

K ü n d i g u n g s - u n d E n t l a s s u n g s -
s c h u t z

§ 193. (1) Ein Mitglied des Betriebsrates darf
bei sonstiger Rechtsunwirksamkeit nur nach vor-
heriger Zustimmung der Einigungskommission
gekündigt oder entlassen werden. Die Einigungs-
kommission hat bei ihrer Entscheidung den sich
aus § 188 Abs. 3 ergebenden Schutz der Betriebs-
ratsmitglieder wahrzunehmen. In den Fällen der
§§ 194 Z. 3 und 195 Abs. 1 Z. 3 erster Satzteil,
Z. 4 erster Satzteil und Z. 5 hat die Einigungs-
kommission die Zustimmung zur Kündigung oder
Entlassung eines Betriebsratsmitgliedes zu ver-
weigern, wenn sich der Antrag auf ein Verhalten
des Betriebsratsmitgliedes stützt, das von diesem
in Ausübung des Mandates gesetzt wurde und
unter Abwägung aller Umstände entschuldbar
war.

(2) Dem Betriebsratsmitglied kommt im Ver-
fahren vor der Einigungskommission Parteistel-
lung zu.

(3) Der sich aus den §§ 193 bis 195 ergebende
Schutz beginnt mit dem Zeitpunkt der Annahme
der Wahl durch das Betriebsratsmitglied und
endet drei Monate nach Erlöschen der Mitglied-
schaft zum Betriebsrat, im Falle der dauernden
Einstellung des Betriebes mit Ablauf der Tätig-
keitsdauer des Betriebsrates.

(4) Die Abs. 1 bis 3 und die §§ 194 und 195
gelten sinngemäß für

1. Ersatzmitglieder, die an der Mandatsaus-
übung verhinderte Betriebsratsmitglieder
durch mindestens zwei Wochen ununter-
brochen vertreten haben, bis zum Ablauf
von drei Monaten nach Beendigung dieser

Tätigkeit, sofern der Betriebsinhaber vom
Beginn und Ende der Vertretung ohne un-
nötigen Aufschub in Kenntnis gesetzt wurde;

2. Mitglieder von Wahlvorständen und Wahl-
werber vom Zeitpunkt ihrer Bestellung
bzw. Bewerbung bis zum Ablauf der Frist
zur Anfechtung der Wahl;

3. Mitglieder eines Betriebsrates, der nach Be-
endigung seiner Tätigkeitsdauer die Ge-
schäfte weiterführt (§ 136 Abs. 2), bis zum
Ablauf von drei Monaten nach Beendigung
dieser Tätigkeit.

Wahlwerber sind Personen, die als Kandidaten
auf einem Wahlvorschlag aufscheinen.

K ü n d i g u n g s s c h u t z
§ 194. Die Einigungskommission darf einer

Kündigung unter Bedachtnahme auf die Bestim-
mungen des § 193 nur zustimmen, wenn

1. der Betriebsinhaber im Falle einer dauernden
Einstellung oder Einschränkung des Betrie-
bes oder der Stillegung einzelner Betriebs-
abteilungen den Nachweis erbringt daß er
das betroffene Betriebsratsmitglied trotz
dessen Verlangens an einem anderen
Arbeitsplatz im Betrieb oder in einem
anderen Betrieb des Unternehmens ohne
erheblichen Schaden nicht weiterbeschäftigen
kann;

2. das Betriebsratsmitglied unfähig wird, die
im Arbeitsvertrag vereinbarte Arbeit zu lei-
sten, sofern in absehbarer Zeit eine Wieder-
herstellung seiner Arbeitsfähigkeit nicht zu
erwarten ist und dem Betriebsinhaber die
Weiterbeschäftigung oder die Erbringung
einer anderen Arbeitsleistung durch das Be-
triebsratsmitglied, zu deren Verrichtung sich
dieses bereit erklärt hat, nicht zugemutet
werden kann;

3. das Betriebsratsmitglied die ihm auf Grund
des Dienstverhältnisses obliegenden Pflichten
beharrlich verletzt und dem Betriebsinhaber
die Weiterbeschäftigung aus Gründen der
Arbeitsdisziplin nicht zugemutet werden
kann.

E n t l a s s u n g s s c h u t z
§ 195. (1) Die Einigungskommission darf unter

Bedachtnahme auf die Bestimmungen des § 193
einer Entlassung nur zustimmen, wenn das Be-
triebsratsmitglied

1. absichtlich den Betriebsinhaber über Um-
stände, die für den Vertragsabschluß oder
den Vollzug des in Aussicht genommenen
Dienstverhältnisses wesentlich sind, in Irr-
tum versetzt hat;

2. sich einer mit Vorsatz begangenen, mit mehr
als einjähriger Freiheitsstrafe bedrohten oder
einer mit Bereicherungsvorsatz begangenen
gerichtlich strafbaren Handlung schuldig
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machte, sofern die Verfolgung von Amts
wegen oder auf Antrag des Betriebsinhabers
zu erfolgen hat;

3. im Dienste untreu ist oder sich in seiner
Tätigkeit ohne Wissen des Betriebsinhabers
von dritten Personen unberechtigt Vorteile
zuwenden läßt;

4. ein Geschäfts- oder Betriebsgeheimnis verrät
oder ohne Einwilligung des Betriebsinhabers
ein der Verwendung im Betrieb abträgliches
Nebengeschäft betreibt;

5. sich Tätlichkeiten oder erhebliche Ehrver-
letzungen gegen den Betriebsinhaber, dessen
im Betrieb tätige oder anwesende Familien-
angehörige oder Dienstnehmer des Betriebes
zuschulden kommen läßt, sofern durch
dieses Verhalten eine sinnvolle Zusammen-
arbeit zwischen Betriebsratsmitglied und
Betriebsinhaber nicht mehr zu erwarten ist.

(2) Die Einigungskommission darf der Ent-
lassung nicht zustimmen, wenn nach den beson-
deren Umständen des Falles dem Betriebsinhaber
die Weiterbeschäftigung des Betriebsratsmit-
gliedes zumutbar ist.

(3) In den Fällen des Abs. 1 Z. 2 und 5 kann
die Entlassung des Betriebsratsmitgliedes gegen
nachträgliche Einholung der Zustimmung der
Einigungskommission ausgesprochen werden.
Stimmt die Einigungskommission der Entlassung
nicht zu, so ist sie rechtsunwirksam.

10. Behörden und Verfahren
E i n i g u n g s k o m m i s s i o n

§ 196. (1) In jedem Bundesland ist mindestens
eine Einigungskommission am Sitze einer Bezirks-
verwaltungsbehörde zu errichten. Die Standorte
und Sprengel der Einigungskommissionen sind
durch die Ausführungsgesetzgebung zu bestim-
men.

(2) Die Einigungskommission besteht aus einem
Vorsitzenden, seinem Stellvertreter und vier Mit-
gliedern und ebensovielen Ersatzmännern. Der
Vorsitzende und sein Stellvertreter werden von
der Landesregierung aus dem Stande der rechts-
kundigen Beamten der in Betracht kommenden
Bezirksverwaltungsbehörde bestellt. Die Mit-
glieder, und zwar je zwei Vertreter der land- und
forstwirtschaftlichen Dienstgeber und Dienst-
nehmer, werden über Vorschlag ihrer gesetzlichen
Interessenvertretung oder, mangels einer sol-
chen, der zuständigen Berufsvereinigung von der
Landesregierung auf die Dauer von drei Jahren
berufen. In gleicher Weise wird für jedes Mit-
glied ein Ersatzmann bestellt.

§ 197. (1) In allen Fällen, in denen durch
Gesetz die Entscheidung von Streitigkeiten Eini-
gungskommissionen übertragen wird, haben diese
einen Ausgleich anzubahnen und, wenn erforder-
lich, eine Entscheidung zu fällen.

(2) Gegen die Entscheidungen der Einigungs-
kommissionen ist eine Berufung nicht zulässig.

§ 198. (1) Die Einigungskommissionen haben
über Antrag eines hiezu Berechtigten einen Aus-
gleich anzubahnen und, wenn erforderlich, eine
Entscheidung zu fällen in Streitigkeiten

1. über den Geltungsbereich der Bestimmun-
gen über die Betriebsverfassung;

2. über die Bestellung und die Geschäfts-
führung sowie die Beendigung der Funk-
tion der Organe der Dienstnehmerschaft;

3. über die Mitgliedschaft zu den Organen
und die Rechtsstellung der Mitglieder der
Organe der Dienstnehmerschaft;

4. über den Betriebsratsfonds;
5. über die Befugnisse der Dienstnehmerschaft

und deren Ausübung durch ihre Organe.

(2) Insbesondere sind die Einigungskommis-
sionen zuständig zur Entscheidung über

1. die Feststellung des Vorliegens eines Be-
triebes (§ 109);

2. die Gleichstellung von Betriebsteilen und
die Beendigung der Gleichstellung (§ 110);

3. die Anfechtung einer Wahl (§ 134);
4. die Feststellung der Nichtigkeit einer Wahl

(§ »5);
5. die Aberkennung der Mitgliedschaft zum

Betriebsrat (§ 139 Abs. 4);
6. die Einberufung einer Betriebsratssitzung

(§ 142 Abs. 3);
7. die Anfechtung der Auflösung von

Schulungs- oder Bildungseinrichtungen
(§ 169 Abs. 8);

8. die Anfechtung der Auflösung von Wohl-
fahrtseinrichtungen (§ 170 Abs. 3);

9. die Zustimmung zur Versetzung von
Dienstnehmern (§ 176);

10. die Festsetzung des Zeitpunktes einer Bil-
dungs- oder erweiterten Bildungsfreistel-
lung (§§ 191 Abs. 4, 192 Abs. 1);

11. den Antrag auf Zustimmung zur Kündi-
gung und Entlassung von Betriebsratsmit-
gliedern (§§ 193 bis 195).

O b e r e i n i g u n g s k o m m i s s i o n

§ 199. (1) Bei dem Amt einer jeden Landes-
regierung wird eine Obereinigungskommission
errichtet. Sie besteht aus dem Vorsitzenden und
nach Bedarf aus einem oder mehreren Stellver-
tretern und acht Mitgliedern und ebensovielen
Ersatzmännern. Der Vorsitzende und seine Stell-
vertreter werden von der Landesregierung aus
dem Stande der rechtskundigen Beamten des
Amtes der Landesregierung bestellt. Für die Be-
stellung der Mitglieder (Ersatzmänner) gelten
die Bestimmungen des § 196 Abs. 2 sinngemäß.

(2) Die Mitglieder der Obereinigungskommis-
sion sind in Ausübung ihres Amtes unabhängig
und an keine Weisung gebunden.
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§ 200. (1) Den Obereinigungskommissionen
obliegt

a) bei Verhandlungen über den Abschluß oder
die Abänderung von Kollektivverträgen
mitzuwirken, wenn ein Antrag dieser Art
von einer der beteiligten Vertragsparteien
oder von einer Behörde gestellt wird;

b) bei Gesamtstreitigkeiten über den Abschluß,
die Abänderung oder über die Auslegung
eines Kollektivvertrages auf Antrag einer
der am Streite beteiligten Parteien oder
einer Behörde Einigungsverhandlungen ein-
zuleiten und einen Schiedsspruch zu fällen;

c) die Registrierung und Kundmachung der
hinterlegten Kollektivverträge sowie deren
Verlängerungen und Abänderungen;

d) die Registrierung und Kundmachung des
Erlöschens von Kollektivverträgen;

e) die Beschlußfassung auf Festsetzung, Ab-
änderung oder Aufhebung von Satzungen
sowie die Registrierung und Kundmachung
solcher Beschlüsse;

f) die Zu- und Aberkennung der Kollektiv-
vertragsfähigkeit (§ 41 Abs. 2 und 3);

g) die Abgabe eines Gutachtens über die Aus-
legung eines Kollektivvertrages auf Er-
suchen eines Gerichtes oder einer Verwal-
tungsbehörde;

h) die Anlage und Führung eines Katasters der
von ihnen beschlossenen Satzungen;

i) die Aufsicht über die Einigungskommis-
sionen und die Überwachung insbesondere
der Gleichartigkeit ihrer Geschäftsführung.

(2) Die Obereinigungskommissionen haben in
Angelegenheit des Abs. 1 lit. a und b zwischen
den Streitteilen zu vermitteln und auf eine Ver-
einbarung der Streitteile zwecks Beilegung der
Streitigkeit hinzuwirken. Sie können einen
Schiedsspruch nur dann fällen, wenn die beiden
Streitteile vorher die schriftliche Erklärung ab-
geben, daß sie sich dem Schiedsspruch unter-
werfen.

(3) Schriftliche Vereinbarungen und Schieds-
sprüche gemäß Abs. 2 gelten als Kollektivver-
träge (§ 40).

L a n d - u n d f o r s t w i r t s c h a f t l i c h e
S c h l i c h t u n g s s t e l l e

§ 201. (1) Zur Entscheidung von Streitigkeiten
über den Abschluß, die Änderung oder die Auf-
hebung von Betriebsvereinbarungen in Ange-
legenheiten, in welchen das Gesetz die Entschei-
dung durch Schlichtungsstellen vorsieht, ist auf
Antrag eines der Streitteile eine land- und forst-
wirtschaftliche Schlichtungsstelle zu errichten.
Die land- und forstwirtschaftliche Schlichtungs-
stelle ist bei der Obereinigungskommission jenes
Bundeslandes, in dem der Betrieb gelegen ist,
zu errichten. Ein Antrag auf Entscheidung einer

Streitigkeit durch die land- und forstwirtschaft-
liche Schlichtungsstelle ist an den Vorsitzenden
der Obereinigungskommission zu richten.

(2) Die land- und forstwirtschaftliche Schlich-
tungsstelle besteht aus einem Vorsitzenden und
vier Beisitzern. Der Vorsitzende ist vom Vor-
sitzenden der Obereinigungskommission auf ein-
vernehmlichen Antrag der Streitteile zu bestel-
len. Kommt eine Einigung der Streitteile auf
die Person des Vorsitzenden innerhalb von zwei
Wochen ab Antragstellung (Abs. 1) nicht zu-
stande, so ist er auf Antrag eines der Streitteile
vom Vorsitzenden der Obereinigungskommission
zu bestellen; diese Bestellung hat aus dem Kreise
der Berufsrichter zu erfolgen, die in dem
Bundesland für welches die land- und forstwirt-
schaftliche Schlichtungsstelle zu errichten ist, ent-
weder gemäß § 9 des Arbeitsgerichtsgesetzes,
BGBl. Nr. 170/1946, zu Vorsitzenden oder zu
Stellvertretern des Vorsitzenden eines Arbeits-
gerichtes bestellt oder bei einem Landes- oder
Kreisgericht ernannt und dort zum Zeitpunkt
ihrer Bestellung mit der Rechtsprechung in
Arbeitsrechtssachen betraut sind.

(3) Jeder der Streitteile hat zwei Beisitzer
namhaft zu machen, davon einen aus einer Bei-
sitzerliste; der zweite Beisitzer soll aus dem
Kreise der im Betrieb Beschäftigten namhaft
gemacht werden. Hat einer der Streitteile binnen
zwei Wochen ab Antragstellung (Abs. 1) die
Nominierung der Beisitzer nicht vorgenommen,
so hat der Vorsitzende der Obereinigungs-
kommission sie aus der Liste der Beisitzer jener
Gruppe (Dienstgeber oder Dienstnehmer), wel-
cher der Säumige angehört, zu bestellen.

(4) Die Streitteile haben die Einigung auf die
Person des Vorsitzenden und die Nominierung
der Beisitzer dem Vorsitzenden der Obereini-
gungskommission mitzuteilen. Dieser hat den
Vorsitzenden der land- und forstwirtschaftlichen
Schlichtungsstelle und die Beisitzer unverzüglich
zu bestellen und im Einvernehmen mit dem
Vorsitzenden der land- und forstwirtschaftlichen
Schlichtungsstelle die erste mündliche Verhand-
lung anzuberaumen. Die weitere Verfahrens-
leitung obliegt dem Vorsitzenden der land- und
forstwirtschaftlichen Schlichtungsstelle.

§ 202. (1) Die Landeshauptleute haben auf
Grund von Vorschlägen eine Liste der Beisitzer
aus dem Kreise der Dienstgeber und eine Liste
der Beisitzer aus dem Kreise der Dienstnehmer
zu erstellen. Bei Erstattung der Vorschläge und
Erstellung der Listen ist auf die fachliche Quali-
fikation der Beisitzer und auf regionale Gesichts-
punkte entsprechend Bedacht zu nehmen.

(2) Die Vorschläge für die Liste der Beisitzer
aus dem Kreise der Dienstgeber und Dienst-
nehmer sind von den zuständigen gesetzlichen
Interessenvertretungen zu erstatten.
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(3) Ausfertigungen der Beisitzerlisten sind der
Obereinigungskommission, den zuständigen ge-
setzlichen Interessenvertretungen sowie binnen
zwei Wochen ab Stellung eines Antrages auf
Entscheidung der land- und forstwirtschaftlichen
Schlichtungsstelle den Streitteilen zu übermitteln;
dies gilt sinngemäß auch für Änderungen der-
selben.

(4) Die in Abs. 1 genannten Listen können bei
den Obereinigungskommissionen während der
Amtsstunden von jedermann eingesehen werden.

§ 203. In allen Angelegenheiten, in denen bei
NichtZustandekommen einer Einigung über den
Abschluß, die Aufhebung oder die Abänderung
einer Betriebsvereinbarung die Anrufung der
land- und forstwirtschaftlichen Schlichtungsstelle
vorgesehen ist, hat diese zwischen den Streitteilen
zu vermitteln, Vorschläge zur Beilegung der
Streitfragen zu erstatten und auf eine Verein-
barung der Streitteile hinzuwirken; falls erforder-
lich, hat sie eine Entscheidung zu fällen.

§ 204. (1) Nähere Bestimmungen über die
Verhandlung und Beschlußfassung der land- und
forstwirtschaftlichen Schlichtungsstelle sind durch
die Ausführungsgesetzgebung zu treffen.

(2) Die Ausführungsgesetzgebung hat vorzu-
sehen, daß. Richtern, die zu Vorsitzenden der
land- und forstwirtschaftlichen Schlichtungsstelle
bestellt werden, unter Bedachtnahme auf den
Umfang und die Bedeutung ihrer Nebentätigkeit
eine entsprechende Entschädigung zu gewähren
ist."

45. Die Abschnitte 10 bis 15 erhalten die
Bezeichnung Abschnitt 11 bis 16.

46. Die §§ 131 und 132 erhalten die Bezeich-
nung §§ 205 und 206.

47. Im nunmehrigen § 206 Abs. 1 ist der
Klammerausdrude „(§ 52)" durch den Klammer-
ausdruck „(§ 196)" zu ersetzen und das Wort
„Schlichtungsstellen" durch das Wort „Schieds-
stellen" zu ersetzen.

48. § 133 erhält die Bezeichnung § 207 und hat
zu lauten:

„§ 207. Die Ausführungsgesetzgebung hat zu
bestimmen, daß Übertretungen der Vorschriften
der §§ 7 Abs. 1, 56 bis 63, 71 bis 77, 82 bis 85, 96
Abs. 7, 100 Abs. 2, 130 Abs. 3, 188 Abs. 4 und
205 von den Bezirksverwaltungsbehörden zu be-
strafen sind. Sofern die Tat nicht nach anderen
Vorschriften einer strengeren Strafe unterliegt,
hat die Ausführungsgesetzgebung Geldstrafen bis
15.000 S vorzusehen. Die Verjährungsfrist (§ 31
Abs. 2 VStG 1950, BGBl. Nr. 172) ist mit sechs
Monaten festzusetzen."

49. Die §§ 134 bis 138 erhalten die Bezeichnung
§§ 208 bis 212.

50. Im nunmehrigen § 211 Abs. 1 ist die
Zitierung „§ 138 lit. j " durch die Zitierung
„§ 212 lit. j " zu ersetzen.

Artikel II
Die Ausführungsgesetze haben vorzusehen, daß

die Grundsätze der §§ 193 bis 195 auf Verfahren
Anwendung finden, die im Zeitpunkt des Inkraft-
tretens der Ausführungsgesetze noch nicht rechts-
kräftig entschieden sind.

Artikel III
Bestehende Organe der Dienstnehmerschaft

bleiben bis zu dem Zeitpunkt bestehen, in wel-
chem auf Grund der zu erlassenden Ausführungs-
gesetze neue Organe bestellt sind. Ihre Rechte
und Pflichten richten sich bis dahin nach den
Bestimmungen der geltenden Ausführungsgesetze.

Artikel IV
Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses

Bundesgesetzes geltenden Arbeitsordnungen und
Betriebsvereinbarungen bleiben in ihrem gesam-
ten Regelungsumfang mit den bisherigen Rechts-
wirkungen so lange und insoweit aufrecht, als
sie nicht durch Kollektivvertrag oder durch Be-
triebsvereinbarungen im Sinne des § 40 Abs. 1 oder
des § 52 ersetzt oder aufgehoben werden. Sofern
zwischen Betriebsrat und Betriebsinhaber eine
Einigung über die Aufhebung einer Arbeits-
ordnung nicht zustande kommt, kann diese über
Antrag des Betriebsinhabers oder des Betriebs-
rates von der land- und forstwirtschaftlichen
Schlichtungsstelle aufgehoben werden. § 204 ist
sinngemäß anzuwenden.

Artikel V
Die Ausführungsgesetze der Bundesländer zu

den Grundsätzen der Art. I und II sind bis
30. 6. 1975 zu erlassen.

Artikel VI
§ 1. (Verfassungsbestimmung) (1) Die Erlas-

sung, Aufhebung und Vollziehung der Vorschrif-
ten der §§ 2 bis 6 dieses Artikels ist auch in
jenen Belangen Bundessache, hinsichtlich derer
auf Grund der Kompetenzbestimmungen des
Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung von
1929 den Ländern die Ausführungsgesetzgebung
und Vollziehung zusteht.

(2) Die im Abs. 1 vorgesehene Kompetenz des
Bundes tritt für ein Bundesland jeweils mit dem
Zeitpunkt außer Kraft, in dem für das betref-
fende Bundesland ein zu den Vorschriften der
§§ 22 bis 22 d erlassenes Ausführungsgesetz in
Kraft tritt.

A n s p r u c h au f E n t g e l t f o r t z a h l u n g

§ 2. (1) Wird ein Dienstnehmer durch Krank-
heit (Unglücksfall) an der Dienstleistung ver-
hindert, ohne daß er die Verhinderung vorsätz-
lich oder durch grobe Fahrlässigkeit herbeige-
führt hat, so behält er nach einer
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(2) Kur- und Erholungsaufenthalte, Aufent-
halte in Heil- und Pflegeanstalten, Rehabilita-
tionszentren und Rekonvaleszentenheimen, die
aus Gründen der Erhaltung, Besserung oder
Wiederherstellung der Arbeitsfähigkeit von
einem Träger der Sozialversicherung, dem Bun-
desministerium für soziale Verwaltung gemäß
§ 12 Abs. 4 Opferfürsorgegesetz, einem Landes-
invalidenamt oder einer Landesregierung auf
Grund eines Behindertengesetzes auf deren Rech-
nung bewilligt oder angeordnet wurden, sind
unbeschadet allfälliger Zuzahlungen durch den
Versicherten (Beschädigten) der Dienstverhinde-
rung gemäß Abs. 1 gleichzuhalten.

(3) Für die Bemessung der Dauer des An-
spruches gemäß Abs. 1 sind Arbeitszeiten bei
demselben Dienstgeber, die keine längeren Unter-
brechungen als jeweils 60 Tage aufweisen, zu-
sammenzurechnen. Diese Zusammenrechnung
unterbleibt jedoch, wenn die Unterbrechung
durch eine Kündigung des Dienstverhältnisses
seitens des Dienstnehmers oder einen Austritt
ohne wichtigen Grund oder eine vom Dienst-
nehmer verschuldete Entlassung eingetreten ist.

(4) Wenn innerhalb eines halben Jahres nach
Wiederaufnahme der Arbeit neuerlich eine
Dienstverhinderung wegen Krankheit (Unglücks-
fall) eintritt, so ist zunächst ein allfälliger Rest-
anspruch nach Abs. 1 aufzubrauchen. Soweit die
Gesamtdauer der Dienstverhinderungen die An-
spruchsdauer nach Abs. 1 übersteigt, gebühren
noch 40 v. H. des Entgelts für die halben Zeit-
räume nach Abs. 1.

(5) Wird ein Dienstnehmer durch Arbeitsunfall
oder Berufskrankheit im Sinne der Vorschriften
über die gesetzliche Unfallversicherung an der
Leistung seiner Dienste verhindert, ohne daß er
die Verhinderung vorsätzlich oder durch grobe
Fahrlässigkeit herbeigeführt hat, so behält er
seinen Anspruch auf das Entgelt ohne Rücksicht
auf andere Zeiten einer Dienstverhinderung bis
zur Dauer von acht Wochen. Der Anspruch auf
das Entgelt erhöht sich auf die Dauer von zehn
Wochen, wenn das Dienstverhältnis 15 Jahre
ununterbrochen gedauert hat. Bei wiederholten
Dienstverhinderungen, die im unmittelbaren ur-
sächlichen Zusammenhang mit einem Arbeits-
unfall oder einer Berufskrankheit stehen, besteht
ein Anspruch auf Fortzahlung des Entgelts inner-
halb eines Dienstjahres nur insoweit, als die
Dauer des Anspruches nach dem ersten oder
zweiten Satz noch nicht erschöpft ist. Ist ein
Dienstnehmer gleichzeitig bei mehreren Dienst-
gebern beschäftigt, so entsteht ein Anspruch nach

diesem Absatz nur gegenüber jenem Dienstgeber,
bei dem die Dienstverhinderung im Sinne dieses
Absatzes eingetreten ist; gegenüber den anderen
Dienstgebern entstehen Ansprüche nach Abs. 1.

(6) In Abs. 2 genannte Aufenthalte, die wegen
eines Arbeitsunfalles oder einer Berufskrankheit
bewilligt oder angeordnet werden, sind einer
Dienstverhinderung gemäß Abs. 5 gleichzuhalten.

(7) Die Leistungen für die in Abs. 2 genannten
Aufenthalte gelten auch dann als auf Rechnung
einer in Abs. 2 genannten Stelle erbracht, wenn
hiezu ein Kostenzuschuß mindestens in der halben
Höhe der gemäß § 45 Abs. 1 lit. a des ASVG
geltenden Höchstbeitragsgrundlage für jeden Tag
des Aufenthaltes gewährt wird.

H ö h e d e s F o r t z u z a h l e n d e n
E n t g e l t s

§ 3. (1) Ein nach Wochen, Monaten oder
längeren Zeiträumen bemessenes Entgelt darf
wegen einer Dienstverhinderung für die An-
spruchsdauer gemäß § 2 nicht gemindert werden.

(2) In allen anderen Fällen bemißt sich der
Anspruch gemäß § 2 nach dem regelmäßigen
Entgelt.

(3) Als regelmäßiges Entgelt im Sinne des
Abs. 2 gilt das Entgelt, das dem Dienstnehmer
gebührt hätte, wenn keine Dienstverhinderung
eingetreten wäre.

(4) Sind im Entgelt Naturalbezüge enthalten,
so sind sie mit den für die Sozialversicherung
geltenden Bewertungssätzen in Geld abzulösen,
wenn sie während der Dienstverhinderung nicht
gewährt oder nicht in Anspruch genommen
werden.

(5) Bei Akkord-, Stück- oder Gedinglöhnen,
akkordähnlichen oder sonstigen leistungsbezo-
genen Prämien oder Engelten bemißt sich das
fortzuzahlende Entgelt nach dem Durchschnitt
der letzten 13 voll gearbeiteten Wochen unter
Ausscheidung nur ausnahmsweise geleisteter
Arbeiten.

(6) Durch Kollektivvertrag kann geregelt
werden, welche Leistungen des Dienstgebers als
Entgelt im Sinne der vorstehenden Bestimmun-
gen anzusehen sind. Ferner kann durch Kollektiv-
vertrag die Berechnungsart für die Ermittlung
der Höhe des Entgelts abweichend von den
Abs. 3 bis 5 geregelt werden.

M i t t e i l u n g s - u n d N a c h w e i s -
p f l i c h t

§ 4. (1) Der Dienstnehmer ist verpflichtet,
ohne Verzug die Dienstverhinderung dem Dienst-
geber bekanntzugeben und auf Verlangen des
Dienstgebers, das nach angemessener Zeit wieder-
holt werden kann, eine Bestätigung des zustän-
digen Krankenversicherungsträgers oder des be-
handelnden Arztes über Beginn, voraussichtliche
Dauer und Ursache der Arbeitsunfähigkeit vor-
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zulegen. Diese Bestätigung hat einen Vermerk
darüber zu enthalten, daß dem zuständigen
Krankenversicherungsträger eine Arbeitsunfähig-
keitsanzeige mit Angabe über Beginn, voraus-
sichtliche Dauer und Ursache der Arbeitsunfähig-
keit übermittelt wurde.

(2) Wird der Dienstnehmer durch den Kon-
trollarzt des zuständigen Krankenversicherungs-
trägers für arbeitsfähig erklärt, so ist der Dienst-
geber von diesem Krankenversicherungsträger
über die Gesundschreibung sofort zu verständi-
gen. Diese Pflicht zur Verständigung besteht auch,
wenn sich der Dienstnehmer ohne Vorliegen
eines wichtigen Grundes der für ihn vorge-
sehenen ärztlichen Untersuchung beim zuständi-
gen Krankenversicherungsträger nicht unterzieht.

(3) In den Fällen des § 2 Abs. 2 und 6 hat der
Dienstnehmer eine Bescheinigung über die Bewil-
ligung oder Anordnung sowie über den Zeit-
punkt des in Aussicht genommenen Antrittes
und die Dauer des die Arbeitsverhinderung be-
gründenden Aufenthaltes vor dessen Antritt vor-
zulegen.

(4) Kommt ein Dienstnehmer einer seiner Ver-
pflichtungen nach Abs. 1 oder 3 nicht nach, so
verliert er für die Dauer der Säumnis den An-
spruch auf Entgelt. Das gleiche gilt, wenn sich
der Dienstnehmer ohne Vorliegen eines wichtigen
Grundes der für ihn vorgesehenen ärztlichen
Untersuchung beim zuständigen Krankenver-
sicherungsträger nicht unterzieht.

B e e n d i g u n g d e s D i e n s t -
v e r h ä l t n i s s e s

§ 5. Wird der Dienstnehmer während einer
Dienstverhinderung gemäß § 2 gekündigt, ohne
wichtigen Grund vorzeitig entlassen oder trifft
den Dienstgeber ein Verschulden an dem vor-
zeitigen Austritt des Dienstnehmers, so bleibt
der Anspruch auf Fortzahlung des Entgelts für
die nach § 2 Abs. 1 und 5 vorgesehene Dauer
bestehen, wenngleich das Dienstverhältnis früher
endet.

G ü n s t i g e r e R e g e l u n g
§ 6. Kollektivverträge, Arbeits(Dienst)ordnun-

gen, Betriebsvereinbarnngen und Dienstverträge,
die den Anspruch auf Fortzahlung des Entgelts
bei Dienstverhinderung durch Krankheit (Un-
glücksfall) sowie Arbeitsunfall oder Berufskrank-
heit hinsichtlich Wartezeit (§ 2 Abs. 1), Verschul-
densgrad (§ 2 Abs. 1 und 5) oder Anspruchsdauer
(§ 2 Abs. 1, 4 und 5) günstiger regeln, bleiben
insoweit unberührt. Jedoch gelten für die
Anspruchsdauer nach § 2 dieses Artikels dessen
Bestimmungen an Stelle anderer Regelungen.

§ 7. Auf bestehende, über den 31. Dezember
1974 hinaus andauernde Dienstverhinderung,
finden die bis 31. Dezember 1974 geltenden Be-
stimmungen über die Entgeltfortzahlung bis zur
Beendigung dieser Dienstverhinderung weiterhin
Anwendung. Auf Dienstverhinderungen, die nach
dem 31. Dezember 1974 eintreten, sind die ab
1. Jänner 1975 geltenden Bestimmungen über
Entgeltfortzahlung anzuwenden.

Artikel VH

Die Bestimmungen des Artikels I sind Grund-
sätze im Sinne des Artikels 12 Abs. 1 Z. 4 des
Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung von
1929, mit Ausnahme der Vorschriften des § 7
Abs. 2, des § 20 Abs. 3 erster Satz, des § 22 b
Abs. 2 und der §§ 185 Abs. 3 zweiter bis fünfter
Satz und 206, die unmittelbar anwendbares Bun-
desrecht sind.

Artikel VDI

(1) Mit der Wahrnehmung der dem Bund nach
Art. 15 Abs. 8 des Bundes-Verfassungsgesetzes in
der Fassung von 1929 zustehenden Rechte, ist mit
Ausnahme der Bestimmungen, die unmittelbar
anwendbares Bundesrecht darstellen (Art. VII),
der Bundesminister für soziale Verwaltung be-
traut. Mit der Wahrnehmung der Rechte im Sinne
des ersten Satzes ist hinsichtlich des § 201 Abs. 2
Satz 3 und 4 der Bundesminister für soziale Ver-
waltung im Einvernehmen mit dem Bundes-
minister für Justiz betraut.

(2) Mit der Vollziehung der Vorschrift des
§ 22 b Abs. 2 ist der Bundesminister für soziale
Verwaltung betraut.

(3) Mit der Vollziehung der Vorschriften des
§ 20 Abs. 3 erster Satz, der §§ 180 Abs. 3 erster
Satzteil und 181 Abs. 2 hinsichtlich der Legiti-
mation des Betriebsrates zur Anfechtung vom
Kündigungen und Entlassungen, des § 185 Abs. 3
zweiter bis fünfter Satz und des § 206 ist der
Bundesminister für Justiz im Einvernehmen mit
dem Bundesminister für soziale Verwaltung be-
traut.

(4) Mit der Vollziehung der Vorschrift des
§ 7 Abs. 2 ist der Bundesminister für Finanzen
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für
soziale Verwaltung betraut.

Artikel IX

Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 1975
in Kraft.

Kirchschläger
Kreisky Häuser Broda Androsch
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